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L iebe Leserin, lieber Leser,
in der Wahlnacht, am Montagmorgen um 2 Uhr 1 5 gibt
der Bundeswahlleiter auf seiner Internet-Homep age
nach Au szählung aller 2 9 9 Wahlkreise das „ Zwischener-
gebnis“ der Bundestagwahl b ekannt. Nach dessen An-
gab en hab en 4 3 . 9 97. 6 3 3 Wahlb erechtigte ihre Stimme
abgegeb en . Die prozentuale Verteilung der Zweitstim-
men auf die Parteien lautet nach dieser D arstellung so :
CDU/C SU 3 3 , 8 % , SPD 2 3 , 0 % , FDP 1 4 , 6 % , Linke 1 1 , 8 % ,
Grüne 1 0 , 7 % . Die Wahlb eteiligung lag b ei 70 , 8 Prozent,
üb er 1 8 Millionen Wahlb erechtigte hab en an der Wahl
gar nicht teilgenommen (und von den Teilnehmenden
hab en üb er 64 0 . 0 0 0 ungültige Zweitstimmen abgege-
b en) . Setzt man die abgegeb enen Stimmen ins Verhält-
nis zur Gesamtzahl der Wahlb erechtigten, erhält man
ein ganz andere s Ergebnis :

Nicht einmal 4 0 Prozent aller Wahlb erechtigten ha-
b en also der „Tigerenten-Ko alition“ , die die nächsten
vier Jahre die Bundesregierung stellen will, ihre Stim-
me gegeb en . . . . so ganz weit her ist es mit deren Legiti-
mation also nicht.

Eine zweite B emerkung zum Ergebnis der Wahl
kann man machen, wob ei die ses allerdings b ereits vor-
her feststand : Im Bunde stag wird es auch weiterhin ei-
ne große Kriegsko alition geb en. O der um es neutraler
zu formulieren: Alle Fraktionen bis auf die Linke hab en
in der Vergangenheit den Anträgen der j eweiligen Re-
gierungen zur Entsendung der Bundeswehr in so ge-
nannte Auslandseinsätze zuge stimmt und weder von
ihrer Programmatik, no ch von der Aussagen ihrer Spit-
zenleute her für die Zukunft einen Kurswechsel ange-
kündigt. Insofern repräsentiert auch der neu gewählte
Bunde stag in dieser Frage nicht den Mehrheitswillen
der B evölkerung, der b ezüglich de s Afghanistan-Krie-
ge s − durch Meinungsumfragen gut b elegt − schon lan-
ge diesem ablehnend gegenüb ersteht.

Die verschiedenen Kommentare am Wahlab end zur
Frage der Entwicklung der SPD und einer möglichen
Zusammenarb eit mit der Linken in der Zukunft hab en
gezeigt, dass ein B ekenntnis zur Bundeswehr und die
B ereitschaft, sie auch einzu setzen, für ein entscheiden-
des Kriterium für Regierungsfähigkeit gehalten wird .
. . . Die Linke wird regierungsfähig werden wollen . . . In-
sofern stehen uns neb en der Au ssicht auf eine schwarz-
gelb e Regierung insgesamt keine sehr angenehmen
Jahre b evor.

Umso wichtiger vielleicht der ausführliche B eitrag
von Roland Vogt, der den 1 7 Jahre langen und nun
schließlich erfolgreichen Kampf gegen die Nutzung
der Kyritz-Ruppiner Heide als B omb o drom b eschreibt.
Er zeigt b eispielhaft : Gewaltfreies antimilitaristische s
Engagement kann erfolgreich sein !

Stefan K. Ph ilipp

CDU/C SU SPD FDP Linke Grüne

2 3 , 5 % 1 6 , 0 % 1 0 , 1 % 8 , 2 % 7, 4 %



chweinrich, Kyritz-Ruppiner Heide,
Kreis Ostprignitz-Ruppin/Land Bran-

denburg, am 2 3 . August : »Ist das nicht ein Wun-
der?« ruft Pfarrer Reinhard Lampe immer wieder in
die Menge . Er zählt alle Elemente des erfolgreichen
Widerstands gegen das B omb o drom auf und ant-
wortet j ede s Mal : »Ja, das ist ein Wunder ! « Ein kleiner
Go spelchor auf der Bühne der Fe stwiese am Dran-
ser See gibt mit einem langgezogenen »Ay-meen ! «
das Echo . Nach einigem Zögern stimmen mehr und
mehr der üb er tausend B omb odrom-Gegner swin-
gend und singend ein : »Amen« , wahrlich so sei es .

Offensichtlich steht die Bürgerrechtsb ewegung
Martin Luther Kings hier Pate . Und d as p asst. Eine
durchdachte gewaltfreie Strategie hat den Men-
schen die ser Region, einfachen Bürgerinnen und
Bürgern »mit Erde an den Füßen« , einen wohlver-
dienten, hart erarb eiteten Erfolg geschenkt. D avid
hat Goliath ein weitere s Mal in die Knie gezwungen .
Ab er es hat ged auert. . .

Und Schweinrich, das D orf am Rande der Kyritz-
Ruppiner Heide und am Dranser See gelegen, ist der
richtige Ort, diesen Etappensieg auf dem Weg zur
freien Heide zu feiern. Genau hier hatten B omb o-
drom-Gegner am 1 5 . Augu st 1 9 9 2 erstmals gegen die
Pläne der Bundeswehr für einen Luft-B o den-Schieß-
platz prote stiert. Im »D orfkrug« die ser Gemeinde
war vor genau 1 7 Jahren die Bürgerinitiative FREIe-
HEID e gegründet worden. Und in Schweinrich war
der langj ährige Vorsitzende der Bürgerinitiative
FREIeHEID e , mein Freund Helmut Schönb erg, Bür-
germeister. Er wurde am 1 1 . Juni 2 0 0 4 im Alter von
62 Jahren j äh au s dem Leb en gerissen . Möglicher-
weise war e s eine verschleppte Grippe , die sein Herz
so sehr ge schwächt hatte , dass er ganz plötzlich ei-
nen Schwäche anfall erlitt und kurz danach gestor-
b en ist. Für mich war sein Tod auch ein Symptom für
den permanenten Au snahmezu stand , in dem derart
aktiv Widerstand leistende Menschen leb en . D azu
gehört Selb stau sb eutung bis zum Gehtnichtmehr,
Vernachlässigung des Privatleb ens − und auch der
eigenen Gesundheit.

In Schweinrich b egann auch meine B eziehungs-
geschichte zu die ser Region und ihren Menschen,
langj ährigen Weggefährten im aufrechten Gang .

Im Juni 1992 b e auftragte mich der B evollmächtig-
te de s B randenburger Ministerpräsidenten für den
Abzug der sowj etischen Streitkräfte und Konversi-
on, Helmut D omke , mit den Bürgermeistern der An-
liegergemeinden des ehemaligen B omb o droms zwi-
schen Wittstock, Neuruppin und Wittsto ck die neue

Lage zu erläutern, die sich au s dem Sinneswandel
des Bunde sministers der Verteidigung ergab . Ich
war d amals als Referatsleiter für Konversion in der
Staatskanzlei dem Arb eitsstab Dr. D omke s zugeord-
net. Im Februar hatte das Bunde swehrkommando
O st dem für d as Gebiet zu ständigen Landrat Christi-
an Gilde auf de ssen gezielte Anfrage zu Vorhab en
auf der Kyritz-Ruppiner Heide noch erklärt, die Bun-
deswehr streb e grundsätzlich keine Üb ernahme
von sowj etischen Liegenschaften an . Im Frühj ahr
1 9 9 2 sickerte durch, d ass der Bunde sminister der

Verteidigung vielleicht doch auf dem Gelände des
ehemaligen sowj etischen B omb o droms einen Luft-
B oden-Schießplatz errichten wollte . Am 3 0 . Juni war
es amtlich : D er »Truppenübungsplatz Wittstock« , ge-
meint war b esagter Luft-B oden-Schießplatz, war Teil
des Truppenübungsplatzkonzepts de s Verteidi-
gungsministers Volker Rühe (CDU) .

D as Treffen im Schweinricher D orfkrug mit fast
allen Bürgermeistern der Anrainergemeinden rund
um das au sgedehnte Militärareal b eeindruckte mich
durch die Entschlo ssenheit der Bürgermeister, sich
gemeinsam gegen d as Bundeswehr-Proj ekt aufzu-
lehnen. Allerdings blieb offen, was die geeignete
Strategie war, um ein derart folgenreiche s Vorhab en
der Bundesregierung abzuwenden.

Auf der Rückfahrt von die ser denkwürdigen
Dienstreise reifte in mir der Entschlu ss , dienstlich
und in meiner Freizeit alle s mir Mögliche zu tun, um
das deutsche Nachfolgeproj ekt des sowj etischen
B omb o droms zu Fall zu bringen .

Schweinrich, 5 . August 1992 : Im brechend vollen
Großen S aal de s D orfkrugs winden sich Offiziere
der Bundeswehr, um einer aufgebrachten, wider-
spenstigen Menschenmenge die Segnungen und die
H armlo sigkeit de s geplanten Luft-B o den-Schieß-
platzes nahezubringen: Inve stitionen in Millionen-
höhe , um das von den sowj etischen Streitkräften
hinterlassene B omb odrom von Munition zu b efrei-
en . Sold aten, vielleicht eine Garnison in Wittstock,
die Kaufkraft in die Region bringen, Offiziere , die
für ihre Familien Häu ser b auen oder mieten . Schieß-
übungen am B o den und au s der Luft − j a, ab er soft
und selten, keineswegs so laut und rücksichtslo s ,
wie das die Rote Armee gemacht hab e

Die Menschen im S aal lassen sich nicht b eeindru-
cken. Sie sind vor allem aufgebracht, dass die Bun-
deswehrführung erst erklärt hat, an ehemaligen
sowj etischen Übungsplätzen kein Interesse zu ha-
b en, und nun doch auf d as B omb odrom-Gelände
will .

Roland Vogt

Nach 17 Jahren gewaltfreiem Widerstand:
FREIeHEIDe kippt Bombodrom!
Erfahrungen aus dem Kampf gegen die Nutzung der
Kyritz-Ruppiner Heide als »Luft-Boden-Schießplatz« der Bundeswehr
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Martina Rassmann meldet sich energisch zu
Wort : »Wir hab en darauf vertraut, dass die B omb erei
mit dem Abzug der ru ssischen Streitkräfte endgültig
vorb ei ist. Nur deshalb hab en wir, mein Mann und
ich, gewagt, ein ehemalige s B etrieb sferiengelände
zu üb ernehmen, um damit für unsere Familie eine
neue Existenz aufzub auen. D er Platz ist in Kagar, auf
der anderen Seite de s B omb o droms , ganz nah b eim
Großen und Kleinen Zermitten-See und auch nicht
weit vom D olgow-See . Wir wollen dort einen moder-
nen attraktiven Campingplatz einrichten. Ab er seit
b ekannt ist, d ass die Bundeswehr doch wieder b om-
b en will, ist keine B ank in der Regio n b ereit, uns ei-
nen Kredit zu geb en. Ein Feriengast vermittelte mir
schließlich einen Kredit einer Frankfurter B ank von
zunächst einer Million D eutsche Mark. Familienmit-
glieder und Freunde leisten dafür Bürgschaft. Wenn
Sie nun mit Ihren Tieffliegern kommen, Raketen auf
das B omb odrom ab schießen und B omb en werfen,
bleib en unsere Gäste weg . Und andere kommen erst
gar nicht. D ann sind wir erledigt. Wir können den
Kredit nicht zurückzahlen . Wie soll ich unseren Bür-
gen dann noch in die Augen sehen? Und meine Fami-
lie geht pleite . Ich hab keine ruhige Nacht mehr. «

B etroffenheit und lang anhaltender Applau s . D en
Bundeswehrvertretern fällt nichts mehr ein .

Die Argumentation von Martina Rassmann lässt
mich aufhorchen. Wenn es mehreren Unternehme-
rinnen und Unternehmern in der Region genau so
ergeht wie ihr und ihrer Familie , ist ernsthafter und
dauerhafter Widerstand gegen d as Bundeswehrpro-
j ekt möglich . Allerdings nur, wenn die B etroffenen
etwas wagen, zum B eispiel ihre Zwangslage öffent-
lich zu machen.

Genau so war es do ch auch im Larzac , im südfran-
zö sischen Okzitanien, wo ich im Sommer 1 974 mit-
erlebte , wie phantasievoll die Einheimischen sich
gegen die massive Au sweitung eines Truppen-
übungsplatzes wehrten, weil das ihre Existenz zer-
stört hätte . Und so war es auch in Wyhl am Kaiser-
stuhl ab 1 974/75 , wo sich die Menschen in ihrer an-
gestammten Leb ensweise und ihrer wirtschaftli-
chen Existenz durch ein geplantes Atomkraftwerk
b edroht fühlten . In b eiden Fällen führten Strategien
gewaltfreien Widerstands und die B ereitschaft zum
zivilen Ungehorsam zum Erfolg . (siehe Infokästen
»Larzac« und » Widerstand gegen das AKW Whyl«)

Am Ende der Versammlung spreche ich Frau
Rassmann an : Ob ich die kommenden Nächte auf ih-
rem Feriengelände verbringen könnte ? Und ob sie
mich d ann vielleicht gleich dorthin lotsen würde ?
»Kein Problem« , sagt sie . D och hab e ich einen Hin-
terged anken − und frage sogleich, ob sie einen Men-
schen kenne , dem die Leute hier vertrauen. Ich su-
che j emanden aus der Region, der b ereit ist, die Ini-
tiative zur Gründung einer Bürgerinitiative gegen
die Pläne der Bundeswehr zu ergreifen. Sie üb erlegt
nicht lange und sagt: »Fragen Sie mal den Pfarrer
Lampe in D orf Zechlin« . In sto ckfinsterer Nacht fah-
ren wir im Konvoi zum B omb o drom-Gelände . Mir
wird mulmig, denn meine Gönnerin steuert auf ei-
nen Kontrollpo sten der sowj etischen Streitkräfte
zu . Plaudert ein wenig mit den Sold aten, die dort Wa-

che schieb en, gibt ihnen eine Schachtel Zigaretten −
und die lassen uns einfach p assieren ! Wir fahren
quer durchs B omb odrom und kommen auf der an-
deren Seite unb ehelligt von weiteren Kontrollen
raus − und gleich sind wir in Kagar auf dem C am-
pingplatz Reiherholz . Meine Gastgeb erin qu artiert
mich zum Freundschaftspreis in einer Ferienwoh-
nung ein.

Am nächsten Morgen mache ich mich auf zum
Pfarrhau s im nahegelegenen D orf Zechlin, denn da
soll Pfarrer Lampe wohnen . E s ist der 6 . Augu st, Hi-
ro shimagedenktag . D a faste ich j edes Jahr bis zum 9 .
August, dem Tag, als 1 9 45 üb er Nagasaki die zweite
Atomb omb e abgeworfen worden ist. 1 9 8 3 hab e ich
an den Gedenkfeiern in b eiden Städten teilgenom-
men und die Sp ätfolgenopfer der Atomb omb enab-
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Larzac

Im Larzac, einer Ho cheb ene hundert Kilometer nörd-
lich von Montpellier, wollte die franzö sische Regierung
in den 1 970 er Jahren einen Truppenübungsplatz er-
heblich erweitern . Die Region lag einigen Leserinnen
und Le sern vielleicht schon einmal auf der Zunge : in Ge-
stalt des würzigen Ro quefort-Käses . Er wird aus Schafs-
milch gewonnen und in Höhlen des B erge s Comb alon
nahe dem Ort Ro quefort zum Reifen gebracht.

Durch die Pläne der Zentralregierung, die auf Enteig-
nung der Felder und des Weidegeländes hinausliefen,
fühlten sich die Farmer in ihrer Existenz b edroht. Eini-
ge schon zum zweiten Mal in ihrem Leb en . H atten sie
do ch nach der Unabhängigkeit Algeriens dort ihre
Farm verloren und sich im Larzac eine neue Existenz
aufgeb aut.

Inspiriert durch Lanza del Vasto , der eine Zeit lang
Mitstreiter Gandhis in Indien war und nach dem Zwei-
ten Weltkrieg in Südfrankreich die Gemeinschaft der
Arche gestiftet hatte , entwickelte die Gemeinschaft
von 1 0 3 Farmern eine mit b äuerlicher List gepaarte ge-
waltfreie Widerstandsstrategie . Ganz Frankreich lachte
üb er die Schafe aus dem Larzac, die , b ei Nacht und Ne-
b el nach Paris verfrachtet , auf dem Marsfeld unter dem
Eiffelturm grasten . Die H auptstadt-Polizisten hatten ih-
re liebe Not mit den dort nicht vorge sehenen Viechern,
derweil die Larzac-B auern in den umliegenden B istro s
saßen und sich ins Fäustchen lachten . D ie Medien hat-
ten eine gute Story und verhalfen dem Kampf de s
Larzac zu landesweiter und internationaler Aufmerk-
samkeit und Sympathie .

D as Ho chplateau des Larzac wurde schließlich im
Sommer 1 974 zu einer Pilgerstätte für Hunderttausen-
de von Franzo sen und anderen Westeurop äern, viele
auf der Suche nach alternativen Leb ens- und Gesell-
schaftsentwürfen . Die Aktionen der Larzac-B auern und
ihren Verbündeten waren phantasievoll, witzig und
tiefgründig . Sie pflügten Felder um, die b ereits durch
die Zentralregierung enteignet worden waren, säten
und ernteten darauf Getreide . D as waren zwar Akte de s
zivilen Ungehorsams , ab er die Polizei wagte nicht, da-
gegen vorzugehen, nachdem der Widerstand de s
Larzac bereits zur nationalen Legende geworden war.

An ihr kam niemand vorbei, der im links-alternativen
Lager etwas werden wollte − auch eine Art vo n Macht-
entfaltung . So hielt e s der Präsidentschaftskandidat der
Sozialisten Francois Mitterand für ratsam, auf dem
Ho chplate au de s Larzac zu erscheinen und zu verspre-
chen, als Präsident die Militärpläne zu stoppen .

Und er hat Wort gehalten. Für ihn war das − anders als
sp äter b ei Scharping in der Kyritz-Ruppiner Heide − ei-
ne Frage der Ehre . Am 1 0 . Mai 1 9 8 1 wurde Mitterand
zum Präsidenten gewählt, am 3 .Juni 1 9 8 1 be stätigte die
neue Regierung Mauroy offiziell den Verzicht der Repu-
blique Francaise auf das Erweiterungsproj ekt.
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würfe , die Hib akushas , b e sucht. Sie hab en meist kei-
ne Angehörigen mehr und siechen in Krankenhäu-
sern dahin . Die smal widme ich das Fasten der Kyritz-
Ruppiner Heide und dem Wunsch, sie möge vom
B omb enabwurftrainig verschont bleib en . D er ges-
trige Ab end hat mir noch einmal klargemacht was zu
tun ist.

Pfarrer Lampe öffnet auf mein Klingeln . Ich trage
ihm mein B egehren vor und er sagt, ich solle am
Nachmittag wiederkommen . Die Pau se nutze ich,
um die Seenlandschaft b ei Kagar zu erkunden . D er
nächstgelegene Große Zermittensee hat einen wei-
ten S and strand sowie Turn- und Spielgeräte . Als ich
gegen halb elf ankomme , bin ich der einzige B ade-
gast. Um 1 1 Uhr lässt sich ein ältere s Paar am Strand
nieder. Etwas sp äter kommt eine junge Familie mit

Kindern . Vom ersten ausgedehnten Schwimmen zu-
rück am Strand und meiner nassen B adeho se üb er-
drüssig entdecke ich einen Wegweiser zum Nackt-
b adestrand . D er liegt am Kleinen Zermittensee . Ja,
bin ich denn im Paradies ? Vor mir liegt ein wunder-
schöner kleiner See mit rundum intaktem Schilfgür-
tel . Außer mir keine Menschenseele . Auch die Enten
nehmen keinen Anstoß an einem nackten Mann mit
B art. So statte ich den Seero sen einen Höflichkeits-
b eschwimm ab . Entdecke ein halbhavarierte s an-
scheinend herrenlo ses B oot, mit dem ich den See
umrunden kann . Nachdem ich das B oot mit d ankb a-
ren Gefühlen für den Üb erlasser wieder vertäut ha-
b e , sammle ich meine Hab seligkeiten und die inzwi-
schen getrocknete B adeho se am Großen Zermitten-
see ein und b egeb e mich erneut mit noch größerer
Entschlo ssenheit nach D orf Zechlin . Diese p aradie-
sische Erholungslandschaft d arf keinem Übungster-
ror au sgesetzt werden . Nun geht es darum, b eim
Pfarrer Lampe den ersten Versuch zu machen, Men-
schen der Region für eine gewaltfreie Widerstands-
strategie zu gewinnen. Schließlich hab en mir die
B auern des Larzac und die Winzer vom Kaiserstuhl
gezeigt, wie es geht. D as Gedenken an die Opfer der
ersten Atomb omb enabwürfe spornt mich zu sätz-
lich an .

D o ch wie weit d arf ich gehen b ei Pfarrer Lampe ?
Auf j eden Fall nehme ich Wolfgang Hertles Fallstu-
die zum Larzac mit. D arin wird mit großer Einfüh-
lungsgab e und S achkunde die gewaltfreie Strategie
geschildert, die dort zum Erfolg geführt hat. Wenn
ich das Buch üb erreiche , brauche ich nicht so viel zu
erzählen und kann mich auf d as We sentliche kon-
zentrieren .

Wie meine B otschaft ankam, schildert Friederike
Lampe , Ehefrau von Reinhard Lampe im Buch der
Bürgerinitiative FREIeHEID e (im Jahr 2 0 0 0 veröf-
fentlicht und inzwischen vergriffen) : »Wir saßen zu
dritt in der Küche − Roland Vogt, Reinhard Lampe
und ich . Nach der ersten Versammlung in Schwein-
rich forderte Herr Vogt Reinhard eindringlich auf,
eine Bürgerinitiative zu gründen. Er sei der richtige
Mann d afür und eine Bürgerinitiative die einzige
Chance , das Unheil abzuwenden . Wir ahnten, was
das für uns b edeuten würde . Wir waren noch au sge-
laugt von Gründungsaktivitäten einer anderen Ini-
tiative . Und der ganz normale Alltag forderte uns
auch ausreichend . Reinhard ließ sich dennoch üb er-
zeugen . « (Die andere Initiative , auf die Friederike
Lampe B ezug nimmt: Ehep aar Lampe wollte das
märkische Pflaster in D orf Zechlin erhalten wissen,
ab er schließlich setzte sich die Autofahrerfraktion
durch . Woraufhin der Pflasterstrand au s dem märki-
schen D orf verschwand .)

Noch in der Versammlung am 5 . August in
Schweinrich war zu einer Protestversammlung am
1 5 . August am Dranser See aufgerufen worden . Ich
schlug Reinhard Lampe vor, als Redner Theo dor
Eb ert, den Ne stor der gewaltfreien Aktionsb ewe-
gung in D eutschland , einzuladen. D er Friedensfor-
scher Eb ert könne am ehe sten vermitteln, was alles
zu einer erfolgreichen, gewaltfreien Strategie gehö-
re . Außerdem sei er Professor an der Freien Universi-
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Widerstand gegen das
Atomkraftwerk Wyhl am Kaiserstuhl

D as B adenwerk, ein machtvolle s Energieversorgungs-
unternehmen, wollte in der Rheintalgemeinde Wyhl
am Kaiserstuhl ein Atomkraftwerk errichten . Anfang
1 975 war ein Teil des Auewaldes schon gero det, die
B aumaschinen standen b ereit. D as Ko mitee der b a-
disch-elsässischen Bürgerinitiativen rief zum gewalt-
freien Widerstand auf. Eine neun Monate andauernde
B auplatzb esetzung führte schließlich zum Nachgeben
der B etreib er und der Landesregierung von B aden-
Württemb erg .

Ministerpräsident Filbinger hatte no ch im Febru ar
1 975 prophezeit: »Wenn Wyhl nicht geb aut wird , gehen
in B aden-Württemb erg die Lichter aus« . Nun aber sah
sich seine Landesregierung genö tigt, alle Aktionen de s
zivilen Ungehorsams straffrei zu stellen . Außerdem
wirkte die Landesregierung auf das B adenwerk und sei-
ne Subunternehmer ein, auf eventuelle Schadensersatz-
ansprüche gegen die Akteure des Widerstandes zu ver-
zichten.

D er Nährb o den des lang anhaltenden Widerstand s
war auch im Fall Wyhl die Gefährdung der wirtschaftli-
chen Existenz . Durch die Kühlturmneb el des Atom-
kraftwerks hätte sich das Kleinklima im umliegenden
Weinb augebiet erheblich verschlechtert. D er Wein,
Wirtschaftsgrundlage der Kaiserstühler, wäre nicht
mehr als »von der Sonne verwöhnt« − so der Werb eslo-
gan der Winzerschaft − vermarktb ar gewe sen . Als star-
ke Antrieb skraft kam die Sorge um Ge sundheit und Le-
ben hinzu . Im Nahb ereich atomarer Anlagen nimmt die
Kreb shäufigkeit, insb esondere Leukämie bei Kindern,
zu , was auf die regelmäßige Niedrigstrahlung und ihre
Anreicherung üb er die Nahrungskette im Kö rper zu-
rückgeführt wird . B eide Motive erklären die H artnä-
ckigkeit und Unb eugsamkeit des Widerstands einer
ganzen Region .

Die Alemannen im »D reyecksland« Elsass , B aden und
Schweiz trotzten im fro stklirrenden Februar 1 975 Was-
serwerfern, ließen sich von Strafverfolgung und Diszip-
linarmaßnahmen nicht b eeindrucken . Sie schufen eine
Widerstandskultur ohnegleichen, knüpften an regio-
nale Traditionen an . Widerstandslieder wurden in der
Muttersprache »Muo derspro ch« der Alemannen gesun-
gen . Die Grenzb evölkerung b egann, ihr Dreyecksland
als eigenständige europ äische Region zu b egreifen, die
einen gemeinsamen Abwehrkampf gegen gefährliche
indu strielle Großproj ekte und für ihre bisherige Le-
bensweise führte . D er Widerstand brachte neuartige
Institutionen hervo r wie die Volksho chschule Wyhler
Wald und Radio Dreyecksland . E s dauerte nicht lange ,
bis heimische Erfinder nach ersten tastenden Versu-
chen Anlagen erneuerb arer Energien den Weg ebne-
ten .
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tät B erlin, werde wahrscheinlich kein Honorar ver-
langen und hab e keinen allzu weiten Weg in die Ky-
ritz-Ruppiner Heide . Eb ert hab e auch Erfahrungen
mit Bürgerinitiativen . D o ch e s sei unab dingb ar, d ass
er, Reinhard Lampe , persönlich b ei der Versamm-
lung am 1 5 . August die Initiative ergreife , zur Grün-
dung einer Bürgerinitiative aufrufe und sich dann
die Namen derj enigen aufschreib e , die mitmachen
wollten .

Mein Freund Theo Eb ert kam und machte den
Menschen Mut zum Widerstand , ließ ab er keinen
Zweifel daran, dass eine gewaltfreie Strategie einen
langen Atem erfordere . E s könne durchau s sein, d ass
man sich auf 1 0 Jahre anstrengenden Widerstands
einstellen mü sse . Am B eispiel des Larzac zeigte er,
dass Erfolg möglich ist, wenn alle Aktionen strikt ge-
waltfrei bleib en und es gelinge , die Sympathien von
B evölkerung und Entscheidungsträgern zu gewin-
nen .

Reinhard Lampes Aufruf, eine Bürgerinitiative zu
gründen, fiel auf fruchtb aren B o den . Etwa 3 0 der am
Dranser See Protestierenden erklärten sich b ereit,
aktiv mitzumachen .

Unter den an der Gründung der Bürgerinitiative
am 2 3 . Augu st im D orfkrug zu Schweinrich B eteilig-
ten waren mehrere für die Aufgab e geeignete Füh-
rungspersönlichkeiten . Um nur einige prägende Ge-
stalten zu nennen : der eingangs schon vorge stellte
ehrenamtliche Bürgermeister von Schweinrich,
Helmut Schönb erg, Pfarrer B enedikt Schirge , bis
heute Sprecher und in der öffentlichen Wahrneh-
mung »d as Gesicht der FREIenHEID e« und die − in-
zwischen verstorb ene- Annemarie Friedrich, eine
ehemalige Ob erschullehrerin au s der Region. Sie
ging als die » Großmutter der FREIenHEID e« in die
Annalen de s Widerstand s ein .

Die Bürgerinitiative o der etwas Ähnliches wäre
wahrscheinlich auch ohne mein Einwirken zu stan-
de gekommen. Sehr viele Menschen in der Region
suchten nach Methoden, ihre Ablehnung der Neu-
auflage de s − nun deutschen − B omb odroms wirk-
sam werden zu lassen . Sie vertrauten den Ortsbür-
germeistern, die in ihrer Mehrheit b ereits öffentlich
ihre Entschlo ssenheit erklärt hatten, gegen die Bun-
deswehrpläne vorzugehen . Auch der Wittsto cker
Landrat Gilde , zugleich Landtagsabgeordneter der
SPD , b ezog entschieden Po sition gegen d as Bunde s-
wehrproj ekt. D och als Landrat hätte er leicht in
Schwierigkeiten geraten können, wenn er protestie-
renden Mitbürgern zugleich als Symp athisant des
Widerstand s und als S achwalter der öffentlichen
Ordnung b egegnet wäre . Mir war von Anfang an
klar, d ass b eim zweistufigen Aufb au der Lande sver-
waltung in Brandenburg, wo es keine Regierungs-
präsidien als Vollstrecker der Landeshoheit gibt,
Landräte und Bürgermeister in konkreten Wider-
stand ssituationen Loyalitätskonflikte au szu stehen
hab en würden, die auch b ei hö chster Integrität der
handelnden Persönlichkeiten zum Hemmnis für
den Bürgerwiderstand hätten werden können.
Christian Gilde sah das genau so und war froh und
erleichtert darüb er, dass mit der Bürgerinitiative ein
neuer Akteur die Bühne b etrat.

Die Bürgerinitiative FREIeHEIDe

Ein Dreh buch für die Pro testwanderungen

Nachdem Reinhard Lampe für die Idee der Grün-
dung einer Bürgerinitiative gewonnen war, ging er
gemeinsam mit seiner Ehefrau Friederike , von B eruf
Psychotherapeutin, ans Werk. Mich hatte d as Paar
schon b ei der ersten B egegnung stark b eeindruckt.
Die b eiden sind Eltern von zwei reizenden Mäd-
chen, die b ei meinem üb erfallartigen B e such im
Garten spielten und hin und wieder in der b esagten
Küche aufkreuzten. Po sitiv b erührte mich, d ass
Reinhard nicht gleich zusagte , die ihm angetragene
Rolle zu üb ernehmen, sondern dass er sich erst einer
gemeinsamen Entscheidung mit Friederike verge-
wissern wollte . D as Ehep aar Lampe war, wie sich he-
rausstellen sollte , ein Glücksfall in der Gründungs-
phase der Bürgerinitiative .

Ab er lassen wir Friederike Lampe selb st zu Wort
kommen : »Nun ging die gedankliche Vorb ereitung
lo s . Tagelang hab en wir üb er den Namen nachge-
grüb elt. Freunde einb ezogen, bis Reinhard den Geis-
te sblitz FREIeHEID e hatte . Und mich hatte e s auch
gep ackt. D as könnte j a eine tolle S ache werden,
wenn wir − die potentiell Gleichgesinnten − Spaß
miteinander hatten und wenn wir eine Struktur fän-
den, die dann eine Eigendynamik entwickelte . Was
ich nicht wollte , war ein b edeutungsschweres , hu-
morlo ses , fanatische s , kämpferisches >Nun zeigen
wir es denen mal <. Und dazu gehört für mich auch
die Sprachkultur j enseits von >D emo < und Marschie-
ren . . . Ich stellte mir immer wieder die Frage , wofür
anstelle wogegen wir aktiv werden. Und da fiel uns −
übrigens während eines Sp aziergange s ! − eine ganze
Menge ein : Wir hab en diesen Schatz einer wunder-
schönen Land schaft, also warum nicht b eim mitei-
nander Gehen und Wandern uns dessen erfreuen?
Und wir hab en D örfer mit ihrem j eweils eigenen
Charakter, mit ihren von den Vorfahren teilweise
selb st erb auten Kirchen (meist Feldsteinkirchen;
A nm. d. Verf.) . Und dort ist ein guter Ort für den B e-
ginn. Ein Ort zum Mu sizieren, für gute Ged anken,
für Informationen und − für alle , die es wollen − ein
Ort für den Segen. Also , wie wäre es , wenn wir uns
am immer gleichen Sonntag im Monat in der j eweili-
gen Kirche versammelten und von dort au s zur
Schießplatzgrenze wanderten? Ringsherum? Und ,
wenn nötig, nach einem Jahr wieder b eim Au sgangs-
dorf anfingen? D amit war das Motto klar: Auf dem
Weg zur FREIenHEIDe. (Hervorhebung durch d.
Verf.) Und die Schießplatzgrenze konnte do ch ein
Ort werden, wo wir unsere Leb ensfreude spüren,
tanzen zum B eispiel . Und wir sollten ein sichtb ares
dauerhaftes Zeichen setzen . . . Wir hab en Holz, B äu-
me . Also warum nicht j edes Mal eine Mahnsäule er-
richten?«

D as von den Lampes entwickelte Konzept üb er-
zeugte die Mitglieder der Bürgerinitiative in Grün-
dung und wurde fortan zum verbindlichen Muster
der Protestwanderungen .

B ei der Gründungsversammlung am 2 3 . Augu st
1 9 9 2 konnten schon Arb eitsgruppen zur Vorb erei-
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tung der ersten Prote stwanderung gebildet werden .
Sie fand am Sonntag, dem 1 3 . Septemb er, in D orf
Zechlin statt, und Reinhard Lampe hielt die erste An-
dacht für die FREIeHEID e in seiner Kirche . Mit sei-
ner mitreißenden Andacht am 2 3 . Augu st 2 0 0 9 am
Dranser See schlo ss sich für viele von uns der Kreis
nach 1 1 3 Protestwanderungen .

Grundlagen eines lang anda uernden
zivilen Widerstands

Wie konnte es gelingen, d ass einfache Bürgerinnen
und Bürger in einer dünn b esiedelten Region 1 7 Jah-
re lang ihre Heimat gewaltfrei und schließlich er-
folgreich gegen ein Großproj ekt des Staates zu ver-
teidigen wu ssten? D ass sie Macht entfalteten? D enn
wenn Macht die Fähigkeit ist, einen Anderen auch
gegen seinen Willen zu einem Tun, Dulden o der Un-
terlassen zu b ewegen, d ann hab en die Bürgerinitia-
tive FREIeHEID e und ihre Bündnisp artner Macht
au sgeübt.

Allein, dass die Luftwaffe so lange gehindert wur-
de , das Vernichten von B o denzielen zu üb en, ist
schon ein Achtungserfolg . Gekrönt ab er wird der Er-
folg, als der Bunde sminister der Verteidigung, Franz

Jo sefJung, am 9 . Juli 2 0 0 9 auf einer Pressekonferenz
verkündet, »dass die Bunde swehr auf die Nutzung
von Wittstock als Luft-B oden-Schießplatz verzichten
wird« .

� die Au sstrahlung von Leb ensfreude in allen
Aktivitäten;
� Inspiration, Führung und Integration durch Per-
sönlichkeiten natürlicher Autorität;
� eine verlässliche Kerngruppe , die für das Gelin-
gen der Protestwanderungen und anderer Aktionen
verantwortlich zeichnete ;
� spektakuläre B ilder, mit denen die FREIeHEID e
immer wieder in die Medien kam , etwa wenn Tau-
sende Teilnehmer gemeinsam d as Peace-Zeichen
bildeten;
� die Fähigkeit, d as Prote stwandern an O stern zum
größten O stermarsch in D eutschland anwachsen zu
lassen;
� das Wecken großer Spendenb ereitschaft von
Symp athisantinnen und Sympathisanten üb erall in
D eutschland ;
� das Gewinnen von Bündnisp artnern in allen
Schichten der B evölkerung und länderüb ergrei-
fend , wovon Initiativen wie die Unternehmerinitia-
tive »pro Heide« und die Mecklenburger Initiative
»Freier Himmel« Zeugnis ablegen;
� und letztlich ist nicht au szu schließen, dass die
Ankündigung massenhaften zivilen Ungehorsams
durch die Kampagne »B omb en nein − wir gehen
rein« Eindruck auf Entscheidungsträger gemacht
hat. Im Rahmen dieser Kamp agne hatten sich 2 . 0 0 0
Menschen durch ihre Unterschrift b ereit erklärt, b ei
Übungsb eginn ins B omb odrom-Gelände einzudrin-
gen . D adurch, so die Einschätzung der Initiatorin-
nen und Initiatoren, wurde dokumentiert, dass
selb st im Fall einer juristischen Niederlage die B ewe-
gung nicht resigniert. Vielmehr hätte der Wider-
stand mit gewaltfreiem zivilem Ungehorsam eine
neue Qualität b ekommen.

D as Geheimnis des Erfolgs wird wohl im Zusam-
menwirken all die ser Faktoren liegen o der, anders
gesagt: in der Fähigkeit der Widerstandsb ewegung,
alle verfügb aren Register gewaltfreien Handelns zu
ziehen .

Garan ten des Erfolgs:
Erstklassige Verwaltungsrech ts-A nwälte
und rich terliche Rech tsfortbildung

Ganz entscheidend j edoch sowohl für d as lange
Durchhalten als auch für den Erfolg nach 1 7 Jahren
Widerstand war der Einsatz exzellenter Anwälte für
die S ache de s Widerstand s . Auf meine Empfehlung
hatte Christian Gilde den B erliner Fachanwalt für
Verwaltungsrecht Reiner Geulen dafür gewinnen
können, d as Mand at für den Landkreis O stprignitz-
Ruppin zu üb ernehmen. Geulen war mir in den
1 970 er Jahren aufgefallen, als er der Bürgerinitiative
für die Erhaltung des Spandauer Forsts geholfen hat,
ein Kohlekraftwerk zu verhindern . Am 2 7. Janu ar
1 9 9 4 erhebt Rechtsanwalt Reiner Geulen im Namen
des Landkreises O stprignitz-Ruppin, der Gemein-
den Gadow und Schweinrich, der Kirchengemeinde
D orf Zechlin und dreier b etroffener Grund stücksei-
gentümer vor dem Verwaltungsgericht Potsdam
Klage gegen die Bundesrepublik D eutschland mit
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Originalton Jung am 9 . Juli 2 0 09 ,
flankiert vom Generalinspekteur der Bundeswehr,
Schneiderhahn, vor der Pre sse :

»Wir hab en hier sehr so rgfältig die Erfolgsaussichten
üb erprüft, ab er natürlich auch die Sicherstellung der
Einsatzb ereitschaft unserer Luftwaffe . Und in diesem
gesamten Abwägungsproze ss kommen wir zu dem Er-
gebnis , das s die Bundeswehr auf die Nutzung vo n Witt-
sto ck als Luft-B o den-Schießplatz verzichten wird , das
heißt keine Revision gegen dieses Urteil des Oberver-
waltungsgerichts B erlin/Brandenburg einlegen wird
Wir sind auch der Auffassung, dass nach 1 5 Jahren auch
der gerichtlichen Au seinandersetzung , damit verbun-
den auch der Nichtnutzung de s Luft-B o den-Schießplat-
zes Wittsto ck durch die Bundeswehr und auch unter
B erücksichtigung der Petitio nsentscheidung de s deut-
schen Bundestages eine Realisierung des Luft-B o den-
Schießplatze s Wittsto ck nicht mehr möglich ist «

(Anm . d . Verf. : Mit »Wittsto ck« o der »Luft-B o den-
Schießplatz Wittsto ck« ist das 1 4 2 Quadratkilometer
große Areal in der Kyritz-Ruppiner Heide zwischen den
Städten Wittsto ck, Neuruppin und Rheinsberg ge-
meint. Die Bunde swehr nannte ihr Vo rhaben Luft-B o-
den-Schießplatz , die Gegner dieses Unterfangens spra-
chen in Anlehnung an den früheren sowj etischen B om-
b enabwurfplatz meist vom B omb o drom .)

Für das lange Durchhaltevermögen der FREIeHEI-
D e-B ewegung und den schließlich erreichten Ver-
zicht des Bundesministers der Verteidigung auf ei-
nen Luft-B o den-Schießplatz in die ser Region waren
mehrere Komponenten maßgeb end :
� ein klares Ziel;
� der unerschütterliche Glaub e der Akteure des
Widerstands , dass dieses Ziel erreichb ar ist ;
� eine gekonnte gewaltfreie Strategie ;
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dem Ziel, die Weiternutzung de s ehemaligen ru ssi-
schen B omb enabwurfplatzes durch die Bunde s-
wehr zu untersagen . Geulen gewinnt schließlich im
Fall der Kyritz-Ruppiner Heide , gemeinsam mit sei-
nem mittlerweile hinzugewonnenen Soziu s Remo
Klinger, sage und schreib e 2 7 Verfahren gegen die
Bundesrepublik D eutschland . Inzwischen hab en
sich die b eiden Anwälte den Ruf erworb en, mit gera-
dezu magischer Fähigkeit Proze sse gegen umwelt-
schädliche und unsinnige Proj ekte zu gewinnen . Ei-
nes der Geheimnisse ihres Erfolges ist, d ass sie mit
untrüglichem Spürsinn die Fehler und Schwächen
in den Planungen der Gegenseite aufdecken . Im Fall
der Kyritz-Ruppiner Heide hat ihnen nicht zuletzt
die Arroganz von Bundeswehrjuristen in die Hände
gespielt, die partout nicht einsehen wollten, d ass
auch die militärische Seite sich nicht üb er die B etei-
ligungsrechte b etroffener Bürger und Gemeinden
hinwegsetzen darf. Während der gesamten D auer
der gerichtlichen Au seinandersetzungen hatte ich
die Sorge , d ass alle vier Minister der Verteidigung
sich auf der sicheren Seite wähnten, weil es nach
Entspannung, Wende und Vereinigung politisch
versäumt worden war, die das Militär privilegieren-
de Rechtsordnung au s der Zeit des Kalten Krieges an
die neue Weltlage anzup assen . Geulen und Klinger
ist hoch anzurechnen, dass sie solche Zweifel nie an
sich herangelassen hab en, unerschütterlich an den
Erfolg glaubten und mit dieser Zuversicht sowohl
die Menschen im Widerstand ange steckt als auch
die Richterinnen und Richter üb erzeugt hab en .

Die Lehre für alle , die vergleichb are Probleme zu
lö sen hab en, ist: Nehmt nicht irgendwelche Anwäl-
te , sondern die b esten und sorgt dafür, d ass Ihr sie
auch b ezahlen könnt !

Und die B otschaft mag − frei nach dem Au s-
spruch des Müllers von S anssouci − lauten : E s gibt
noch Richter in B erlin und B randenburg !

Lernen im Widerstand

Wie und wo lernen Menschen? Gewiss : in der Fami-
lie , auf der Straße , in Schule , Universität, und B erufs-
au sbildung und schließlich in der Arb eitswelt, wenn
dafür die Chance geb oten wird . Sicher auch leb ens-
lang, von der Kindheit bis ins Greisenalter. Rasant
b e schleunigt wird ab er, so finde ich, das Lernen bis-
weilen durch die Agentur der Lieb e und die Agentur
des Widerstands . Gemeinsam ist b eiden, d ass e s sich
um Au snahmezu stände handelt. Vom Lernen in der
Lieb e soll hier nicht b erichtet werden . Ab er vom
Lernen im Widerstand . Im Larzac und in Wyhl, erst
recht ab er in der Kyritz-Ruppiner Heide , hat sich ge-
zeigt: Die aktive Teilnahme an dieser Art von Wider-
stand b e schleunigt das Lernen enorm . D as , was in
kurzer Zeit üb er D emokratie und Rechtstaat erfah-
ren wurde , hätte in dieser Intensität auf keiner juris-
tischen oder politologischen Fakultät gelernt wer-
den können, auch nicht auf der O chsentour in einer
Partei . Auf dem Gebiet der ehemaligen DDR hatte
das − so kurz nach der Vereinigung ! − eine b esonde-
re B ewandtnis , weil die Gewährleistungen und die
Institutionen westlicher D emokratien für viele Neu-

land waren, für manche mit hohen Erwartungen, für
andere mit großer Skep sis verbunden .

D och als es um Selb stb ehauptung angesichts der
B edrohung von außen ging, waren die Sinne aller
am Widerstand B eteiligter ge schärft genug, um die
Möglichkeiten und Grenzen der bundesdeutschen
Rechtsordnung und der repräsentativen D emokra-
tie rasant schnell zu erkennen.

D as B e sondere an der FREIenHEID e im Vergleich
zu den Fallstudien au s dem Westen ist, dass einige
Mitstreiterinnen und Mitstreiter Erfahrungen mit
dem durch Macht von unten erzwungenen System-
wandel einbringen konnten .

Reinhard Lampe zum B eispiel hat vor der Wende
»D emokratie Jetzt« mit initiiert und tat sich b ereits
1 9 8 6 als junger Vikar durch systemkritische Aktivi-
täten hervor.

Ab er sie lernten auch schmerzlich, d ass auf die
große Politik kein Verlass ist. D afür stehen die Na-
men Rudolf Scharping und Peter Struck. D er eine
versprach als Kanzlerkandid at, der andere als Vorsit-
zender der SPD-Fraktion im Bunde stag, d ass , sob ald
ihre Partei im Bund regiere , das Proj ekt Luft-B o den-
Schießplatz ge stoppt und die Kyritz-Ruppiner Hei-
de für die zivile Nutzung freigegeb en werde .

Durch einen wahrhaft teuflischen Schachzug des
Schicksals wurden b eide Politiker nacheinander
Verteidigungsminister und setzten sich fortan mit
aller Härte für d as Proj ekt ihres Amtsvorgängers
Rühe (CDU) ein .

Auch das Vertrauen der Lande skinder B randen-
burgs in das Wort de s j eweiligen Lande svaters und
einiger Minister wurde arg strap aziert. Die SPD
führt seit Neugründung de s Landes B randenburg
ununterbrochen die Regierung an. Eindeutig gegen
den Luft-B o den-Schießplatz verhielt sie sich nur in
der Ampelko alition während der ersten Legislatur-
periode . Als sie dann allein regieren konnte , ver-
schanzte sie sich hinter dem Argument, durch Stel-
lungnahmen als Regierung nicht in laufende Ge-
richtsverfahren eingreifen zu wollen. In der dann
folgenden großen Ko alition nahm sie hinter der
CDU de s ehemaligen Generals und Staatssekretärs
b eim Bunde sminister der Verteidigung, Jörg Schön-
b ohm, D eckung .

Kleines Wunder
durch Zivilcourage im Amte

Erst im Landtagswahlj ahr 2 0 04 kam auf erstaunliche
Weise B ewegung ins Spiel . Wahltag war der 1 9 . Sep-
temb er. Im April brachte die Unternehmerinitiative
»Pro Heide« eine Sensation zustande : Sie üb erzeugte
Ulrich Junghanns , den CDU-Wirtschaftsminister
der B randenburger großen Ko alition, davon, d ass
ein Luft-B oden-Schießplatz inmitten der seen- und
waldreichen Erholungsregion die aufstreb ende
Tourismu sbranche b eschädigt und allein schon die
Au ssicht auf das Bunde swehrproj ekt ein Investiti-
onshemmnis ist. Junghanns vollzog d araufhin einen
Kurswechsel im Wirtschaftsministerium, das zuvor
b ei einer Anhörung − im Rahmen eine s der Bunde s-
wehr vom Verwaltungsgericht auferlegten B eteili-
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tungsgerichts vertrauen, das im D ezemb er 2 0 0 0 der
Bunde swehr zwar bis auf Weitere s den Übungsb e-
trieb untersagt hatte , die Üb ernahme de s sowj eti-
schen Übungsplatze s durch die Bunde swehr ab er
gleichwohl für rechtmäßig erklärte .

Wie ist zu erklären, dass der Bundesminister der
Verteidigung nun so plötzlich auf das B omb odrom
verzichtet, nachdem ihn zuvor 2 7 verlorene Ge-
richtsproze sse , die zwei meistb etroffenen Landesre-
gierungen von Brandenburg und Mecklenburg-Vor-
pommern, der Bunde srechnungshof und eine
wachsende Bürgerb ewegung nicht zur Einsicht hat-
ten b ewegen können? Hatte die brisante Mischung
au s Protesten, politischer Lobbyarb eit, Gerichtsver-
fahren, direkten gewaltfreien Aktionen, B ereit-
schaft zum zivilen Ungehorsam etwa eine neue Qu a-
lität erreicht?

E s war wohl, und darauf b ezieht sich Jung in sei-
ner zitierten verschwurb elten Erklärung vor der
Presse , vor allem die Gleichzeitigkeit de s zu erwar-
tenden endgültigen Scheiterns vor dem Bundesver-
waltungsgericht und de s sich abzeichnenden Ver-
lusts der Mehrheit für d as Bunde swehrproj ekt im
Bunde stag, die den Minister und die Bundeswehr
zum B efreiungsschlag veranlassten. Zugleich mag es
auch der Versuch der Schadensb egrenzung für sei-
ne Partei und seine eigene Karriere gewe sen sein,
die Jung in die Flucht nach vorn trieb . Die Online-
kamp agne von C ampact, einer b asisdemokratische
B ewegungen äußert effizient unterstützenden
Agentur, wollte ursprünglich in der Wo che nach
dem 9 . Juni 2 0 0 9 Anzeigen zum B omb odrom in Zei-
tungen von Jungs Wahlkreis schalten . D arin hätte er
nicht sehr vorteilhaft au sgesehen .

Auf der juristischen Eb ene wurde der für die
FREIHEIDianer entscheidende Erfolg am 2 7. März
2 0 0 9 errungen : D as Ob erverwaltungsgericht B er-
lin/B randenburg b estätigte eine Entscheidung des
Verwaltungsgerichts Potsdam . Sie lautete , d ass die
Bunde swehr in der Kyritz-Ruppiner Heide nicht
üb en darf, weil sie die B eeinträchtigungen für die
Anlieger b ei ihren Planungen nicht hinreichend b e-
rücksichtigt hatte .

Am 2 . Juli 2 0 0 9 hat der Bunde stag mit großer
Mehrheit entschieden, die Petitionen gegen die mili-
tärischen Nutzungspläne der Kyritz-Ruppiner Hei-
de der Bundesregierung »zur Erwägung« zu üb er-
weisen.

D er Umstand , dass die Bunde sregierung bisher
auch auf p arlamentarische Anfragen nicht b ereit ist,
no ch vor der Bundestagswahl den vollen Verzicht
auf den Truppenübungsplatz Wittstock zu erklären,
gibt allerdings zu denken .

Die FREIeHEID e-B ewegung nimmt d as zu Kennt-
nis . Wahre Wunder dauern anscheinend länger als
1 7 Jahre .

Wie weiter in der Kyritz-Ruppiner Heide?

Die Bo tschaft der Heide ist die Heide

A ugust 1993 : Gemeinsam mit Anhängern der FREI-
enHEID e durchwandere ich einen Teil de s B omb o-
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»Zivilcourage«

D er B egriff Zivilcourage wird Otto von B ismarck als
Wo rtschöpfung zugeschrieben . 1 8 6 4 soll er, wie von
Keudell 1 9 0 1 schreibt, aus Enttäuschung üb er einen
Verwandten, der ihn im Reichstag nicht unterstützt hat,
gesagt haben : »Mut auf dem Schlachtfelde ist bei uns Ge-
meingut, ab er Sie werden nicht selten finden, dass es
ganz achtb aren Leuten an Zivilcourage fehlt« .

Nachgewie sen wird der B egriff erstmals in Frank-
reich als »courage civil« , Mut des Einzelnen zum eige-
nen Urteil, und »courage civique« , staatsbürgerlicher
Mut. D er deutsche B egriff Zivilcourage umfasst b eides .

In vielen anderen Sprachen kommt der B egriff nicht
vor. So hat John F. Kennedy seine Studie über Persö n-
lichkeiten der US-amerikanischen Geschichte , die sich
durch Zivilcourage au sgezeichnet hatten, » On the Cou-
rage« genannt. D as Wort Zivilcourage stand ihm im Eng-
lischen nicht zur Verfügung .

Durchbruch auf Bundesebene

So sehr die B randenburger Wende den B omb o-
drom-Gegnern neuen Auftrieb gab , auf der großpo-
litischen Eb ene b edeutete sie no ch nicht viel . D er j e-
weilige Bunde sminister der Verteidigung wartete
auf den Au sgang der Gerichtsentscheidungen und
meinte , d ab ei die b e sseren Karten zu hab en. D ab ei
konnte er auf eine Entscheidung des Bundesverwal-

gungsverfahrens − den Luft-B oden-Schießplatz »mit
Nachdruck« b egrüßt hatte , weil e s ihn für einen b e-
deutsamen Wirtschaftsfaktor in einer struktur-
schwachen Gegend hielt.

Mit meinen Gegenargumenten als Konversions-
b eauftragter konnte ich damals b ei der »H ausspitze«
des Wirtschaftsministeriums (noch ! ) nicht durch-
dringen .

Mit seinem Kurswechsel als Fachminister gab
Junghanns auch der Lande s-CDU d as Signal zum Um-
denken . Zugleich b efreite er Brandenburgs SPD zu
sich selb st. Unter dem Druck de s nahen Wahlter-
mins ließ sie sogar die Rücksicht auf die Po sition ih-
re s Geno ssen Struck fahren und schlug sich voll auf
die Seite der B omb odrom-Gegner.

Seitdem gab es einen edlen Wettstreit der wahl-
kämpfenden Landesp arteien um die Gunst der re-
gionalen B evölkerung, die ihrer Ablehnung des Luft-
B oden-Schießplatzes im April 2 0 0 4 durch 1 0 . 0 0 0
D emonstranten in der Fontane-Stadt Neuruppin
Nachdruck verlieh .

Vor der Landtagswahl b e schlo ss der brandenbur-
gische Landtag auf Antrag von SPD und CDU, auf
Bunde seb ene gegen die Einrichtung des Luft-B o-
den-Schießplatze s vorgehen zu wollen . Nach der
Wahl b ezog die erneuerte Regierung au s SPD und
CDU in ihrer Ko alitionsvereinb arung Stellung ge-
gen den »ehemaligen« (! ) Truppenübungsplatz in
der Kyritz-Ruppiner Heide .

D er von Junghanns herb eigeführte Kurswechsel
und die von ihm au sgelö ste Dynamik galten d amals
schon als kleines Wunder, weil niemand d amit ge-
rechnet hatte . B emerkenswert d aran ist, dass Jung-
hanns d amit auch seine politische Karriere riskierte
und so ein B eispiel der in D eutschland so seltenen
Zivilcourage im Amte gab .



1 0

drom-Geländes . Inmitten eines Meeres blühender
Heide drängt sich mir d as Konversionsziel Nummer
eins für diese Landschaft geradezu auf: Die B ot-
schaft der Heide ist die Heide .

»Wer aus der Naturau sstattung der Kyritz-Ruppi-
ner Heide ein auch wirtschaftlich erfolgreiches
Konzept ableiten will« , so schreib e ich in d as 2 0 0 0
erscheinende Buch der Bürgerinitiative FREIeHEI-
D e , »mu ss die Heide vermarkten . D as heißt, sie mu ss
zugänglich, erlebb ar gemacht werden und mit einer
Legende , also mit einer Ge schichte verbunden wer-
den, die Phantasie entzündet und die Sehnsucht der
Menschen weckt, von denen wir wollen, das sie zu
zahlenden Gästen werden . Nur in dieser Hinsicht
folge ich dem Hinweis der militärischen Seite auf die
Lüneburger Heide (die Bundeswehr hatte diese als
B eispiel für die Ko existenz von Tourismu s und mili-
tärischem Üb en d argestellt) . Die Lüneburger Heide
ist populär geworden durch das Hermann-Löns-Lied
und in den fünfzigerJahren durch verschiedene Hei-
matfilme .

Die Legende der Kyritz-Ruppiner Heide wird zur-
zeit von der Bürgerinitiative FREIeHEID e ge schrie-
b en und − vielleicht − ist das Buch der FREIenHEID e
b ereits d as Schlu sskapitel einer Erfolgsstory, die die-
ser seen- und waldreichen Kulturlandschaft no ch
ein Highlight hinzufügt: die dann wirklich zugängli-
che , erlebb are freie Heide . «

14. September 2009, Tourismuskonferenz der Wirt-
schaftsminister von Brandenburg und Mecklen-
burg-Vorpommern nach der Entscheidung des Bun-
desministers der Verteidigung vom 9 . Juli2 0 0 9 :

Eines der Traumziele der Tourismu sexperten ist
der D reiklang von Seen, Wald und Heide als Allein-
stellungsmerkmal der Erholungsregion . Dieter Hüt-
te , Geschäftsführer der Tourismu smarketing B ran-
denburg, sagt, die märkische Heide , wie er die dann
freie Heide wohl nennen will, könne mit der Lüne-
burger Heide konkurrieren . Er untertreibt: Sie ist
schöner als die Lüneburger Heide . Nur ist no ch ver-
dammt viel zu tun, um sie wirklich frei zu b ekom-
men und als Heide zu erhalten . Wenn' s denn sein
muss , indem erneut alle Register de s Widerstands
gezogen werden . Landschaftspflegerisch, indem
Vorkehrungen zum Erhalt der Heide als Heide ge-
troffen werden.

Die Minister, der Landrat von O stprignitz-Rup-
pin, Christian Gilde , der Vorsitzende der Unterneh-
mensinitiative und Bürgermeister von Neuruppin,
Jens-Peter Golde , der Vorsitzende der Bürgerinitiati-
ve FRE Ie HE ID e , B enedikt Schirge , die Vorsitzende
der Mecklenburger Initiative »Freier Himmel« , B ar-
b ara Lange , die Sprecher verschiedener Tourismu s-
verb ände , alle Rednerinnen und Redner, stimmen
darin üb erein, dass die Region sich entschieden zur
Wehr setzen wird , wenn die Bundeswehr das ehe-
malige B omb o drom zum militärischen Üb en b ehal-
ten will . Die Regierenden der b eiden Bunde sländer
und die Meinungsführer der Region reagieren d amit
auf irritierende Äußerungen der militärischen Seite ;
hab en do ch Sprecher de s Bunde sministers der Ver-
teidigung wiederholt nach der Entscheidung vom

9 . Juli gesagt, die Bundeswehr prüfe no ch, ob sie den
Truppenübungsplatz Wittstock b ehalten will .

Phase 2 des Widerstands,
wenn die Bundeswehr bleiben will

B arb ara Lange vom »Freien Himmel« sagt, die Bür-
gerinitiativen FREIeHEID e , »Freier Himmel« und
»pro Heide« seien sich einig, dass die Phase 2 de s Wi-
derstands ausgerufen wird , wenn die Bunde swehr
bleibt, um mit B o dentruppen zu üb en . Sie warnt da-
vor, sich zu früh in Sicherheit zu wiegen.

D er Luft- B oden-Schießplatz, sagt sie , steht alter-
nativlo s im Truppenübungsplatzkonzept, d a kann
man nicht, wenn eine Variante gescheitert ist, ein-
fach mit einer anderen daherkommen. Die Steuer-
gelder, die von der Bundeswehr für die Munitions-
räumung veranschlagt worden sind , meint sie , blei-
b en auch dann unsere Steuergelder, wenn die militä-
rische Nutzung aufgegeb en wird . »Einmal sollten sie
in unserem Sinne einge setzt werden . «

D amit spricht sie mir au s der Seele . Man könnte
das , was sie d a in ge sundem Menschenverstand for-
dert, auch das Klagelied aller Konversionsschaffen-
den in D eutschland nennen . Die Bundeswehr gibt
Geld nur aus , um so genannte struktursichere Trup-
penübungsplätze von Munition freiräumen zu las-
sen. Als struktursicher gelten ihr nur die Militär-
areale , b ei denen sie sicher ist, dass d arauf geübt
werden d arf.

D arüb erhinaus b esteht die so genannte Staats-
praxis aller bisherigen Bundesregierungen, wonach
der Bund lediglich das B eseitigen reichseigener Mu-
nition finanziert. Alles andere sei, so die Rechtsauf-
fassung de s Bundes , S ache der Länder, der Kommu-
nen und von Privatleuten . Wenn eine alliierte B om-
b e unter D einem Haus geortet wird , lieb e Leserin,
lieb er Leser, mu sst Du sowohl für die Ko sten de s Ab-
risses D eines Hau ses als auch der B ergung der B om-
b e aufkommen . Auch den Neub au zahlt Dir nie-
mand , schon gar nicht die Bundesrepublik D eutsch-
land .

Um diesem Missstand abzuhelfen, hat das Land
Brandenburg zweimal Gesetzentwürfe für ein Rü s-
tungsaltlastenfinanzierungsgesetz in die Bundesge-
setzgebungsmaschine eingefüttert.

Zweimal hatten wir die Mehrheit im Bunde srat.
Im Bundestag wurde es b eim ersten Mal b eraten,
und dann sagten dort die Finanzexperten der Regie-
rungsp arteien : » Oh, Ihr Brandenburger Schlaumei-
er, Ihr wollt damit noch einmal Geld , nachdem Euch
der Bund die ehemaligen sowj etischen Liegenschaf-
ten ge schenkt hat« . D amit hatten sie Recht. D enn das
Land Brandenburg hatte 1 9 9 4 in einem Verwal-
tungsabkommen die Ko sten der Altlastensanierung
für die unentgeltlich vom Bund üb ernommenen
ehemals sowj etischen Liegenschaften abb edungen,
also den Bund davon au sdrücklich freige stellt. » OK« ,
sagten wir, »Ihr habt uns erwischt« . D ann hab en wir
den Ge setzentwurf wunschgemäß abgeändert,
denn e s gibt j a no ch j ede Menge alliierter Rüstungs-
altlasten in B randenburg, z . B . in Oranienburg; und
in anderen Bundesländern auch, lie st man doch im-
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mer wieder von B omb enfunden . D as Regierungs-
viertel in B erlin b eispielsweise ist auf einem Haufen
nicht b eseitigter Munition errichtet. D er passende
» Spiegel«-Titel dazu lautete »Warten auf den großen
Knall« .

Unsere Korrektur half nicht, die rot-grüne Mehr-
heit im Bundestag lehnte das Gesetz ab . D as hatte
früher die schwarz-gelb e Mehrheit auch getan, nach-
dem die niedersächsische Landesregierung mit
Schröder und Trittin für fast den gleichen Gesetz-
entwurf im Bunde srat eine Mehrheit gefunden hat-
te . Die Staatspraxis ist also gegen Änderungen,
gleich au s welcher Richtung, imprägniert.

D as heißt für die Kyritz-Ruppiner Heide , sob ald
sie »an zivil« freigegeb en ist, d ass innovative Lö sun-
gen zu ihrer S anierung und Freigab e an die Öffent-
lichkeit gefunden werden mü ssen. D arüb er wird
zurzeit in der Region heftig diskutiert, auch gefach-
simpelt.

Mehrere Handlungskonzepte sind für die Kyritz-
Ruppiner Region und die FRE IeHE ID e-B ewegung
zur Zeit in der Disku ssion

a) ko n versio ns- und to urism uspolitisch

� D er Bund soll die Heidelandschaft ins Nationale
Naturerb e aufnehmen und d ann unentgeltlich an
das Land B randenburg o der an Naturschutzstiftun-
gen abgeb en, um in der Kyritz-Ruppiner Heide eine
Kombination von Naturschutz, sanftem Tourismu s
und einer schonenden wirtschaftlichen Nutzung zu
ermöglichen .
� Eine Bürgerstiftung o der eine HEID-Geno ssen-
schaft soll ins Leb en gerufen werden, an der sich
möglichst viele einfache Bürgerinnen und Bürger,
Unternehmerinnen und Unternehmer mit Einlagen
b eteiligen . Wird ein au sreichendes Vermögen ange-
sammelt, kann sie als Bieterin auftreten, wenn die
Bunde sanstalt für Immobilienaufgab en das Gelände
zum Verkauf au sschreibt. Von der Bürgerstiftung
wird erwartet, d ass sie das Gelände nach dem Er-
werb nach den B edürfnissen der Region entwickelt.
� Die Ko sten der S anierung de s ehemaligen Trup-
penübungsplatzgeländes sollen sukzessive durch
auf dem Gelände zu errichtende Anlagen erneuerb a-
rer Energien erwirtschaftet werden, wie d as b ereits
mo dellhaft auf dem ehemaligen Truppenübungs-
platz Lieb ero se b ei Cottbu s erprobt wird .
� Mit Fördermitteln der EU, des Lande s und des
Landkreises soll ein Netz von Wander-, Reit- und
Fahrradwegen angelegt werden; die Trassen und
Seitenstreifen sind zuvor von Munition und anderen
Altlasten zu b efreien, d amit sie gefahrlo s genutzt
werden können . B eispielgeb end hierfür ist die
D öb eritzer Heide b ei Potsdam, wo das Land Bran-
denburg auf Antrag des Landkreises Havelland mit
EU- und Lande smitteln, ko-finanziert durch den
Landkreis , ein Wanderwegenetz von 2 5 Kilometern
Länge geschaffen hat, wofür zuvor mit einem Millio-
nenaufwand an Fördergeldern die Trassen und Sei-
tenstreifen von Munition und anderen Schadstoffen
freigeräumt worden sind .

� Auf j eden Fall mu ss der Bund dafür sorgen, dass
Anwohner und Gäste der Region möglichst b ald die
j etzt schon gefahrlo s zu b efahrenden und zu b ege-
henden Straßen und Wege nutzen können und dass
die so genannte »weiße Zone« de s Areals , die als
nicht mehr b elastet gilt, so aufb ereitet wird , d ass sie
gefahrlo s b etreten werden kann.

b)friedenspolitisch

Die friedenspolitischen Impulse , die vom gewalt-
freien Widerstand au sgegangen sind und die ihn b e-
gleitet hab en, sollten für alle Welt nachvollziehb ar
gemacht werden : durch Au sstellungen zum »Weg
der FREIenHEID e« , durch B egegnungsstätten,
durch Werkstätten zum Erlernen gewaltfreier
Selb stb ehauptung, die es im Ansatz b ereits in Gestalt
der » Sichelschmiede« um das Ehepaar Ulrike und
Hans-Peter Laub enthal gibt, durch die Erhaltung der
Friedenspfarrei, die B enedikt Schirge zurzeit aus-
übt. Auch eine Friedensakademie in Rheinsb erg,
Neuruppin o der Wittstock wird erwogen . E s soll
sich dab ei ab er nicht um eine akademische Instituti-
on im heute gebräuchlichen Wortsinn handeln, son-
dern um einen Ort de s sehr konkreten praktischen
Lernens . Für eine solche Institution sind auch ande-
re Namen im Gespräch wie : Friedenszentrum, Frie-
densbildungszentrum, Volkshochschule Kyritz-
Ruppiner Heide − in Anlehnung an die einstige
»Volkshochschule Wyhler Wald« , die eine Zeit lang
im »Freund schaftshau s« auf dem b e setzten Platz im
Wyhler Wald b estanden hat. Nach de ssen Räumung
wurde sie abwechselnd in verschiedenen Gemein-
den der Widerstandsregion aufrechterhalten.

Die Heide soll Heide bleiben
und der Bund muss sich bewegen

Große Einigkeit b esteht darin, dass sehr b ald alles
getan werden mu s s , d amit die Heide Heide bleibt.
D enn b ereits j etzt werden große Anteile von ihr
durch Bü sche und B äume verdrängt. D as Weiden
von Schafherden, regelmäßiges B e seitigen von Bü-
schen und B äumen, gelegentlich auch kontrollierte
B randro dung sind erprobte Mittel zur Erhaltung
von Heidelandschaften .

Auf alle Fälle muss sich der Bund b ewegen und
für innovative Lö sungen öffnen . Nach 1 7 Jahren
staatlich organisierten Stillstands zu Lasten der Regi-
on wollen die Menschen dort endlich eine gefahrlo s
zugängliche und erlebb are freie Heide für sich und
ihre Gäste .

Vom Bund werden also keine Wunder erwartet.
Er soll vielmehr, verdammt no ch mal, endlich seine
Verantwortung gegenüb er Menschen in ehemali-
gen Militärregionen wahrnehmen !

Roland Vogt ist Mitinitia tor der Bürgerin itia tive
FREIeHEIDe und war bis 2006, als er m it 65Jahren
a us dem Öffentlichen Dienst a usscheiden m usste,
Ko nversio nsbea uftragter im Wirtschaftsm inisteri-
um des Landes Brandenburg.
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F or u m Pazi fi s mus

Tenor: D er Au ssetzungs- und Vorlageb e schluss des
Verwaltungsgerichts Köln vom 0 3 . 1 2 . 2 0 0 8 (8 K
5 79 1 /0 8) zur Frage , ob die allgemeine Wehrpflicht
mit dem Grundge setz vereinb ar ist, wird als unzuläs-
sig verworfen .

BVerfG, B e schluss vom 2 2 . 07. 2 0 0 9 ; Az − 2 BvL 3/0 9 −

Zum Sachverhalt:
D as Normenkontrollverfahren (. . . ) b etrifft die Ver-
einb arkeit der allgemeinen Wehrpflicht mit dem
Grund satz der Wehrgerechtigkeit.
(Der Wortla ut des Vorlagebeschlusses des Verwal-
tungsgerich ts Köln vo m 3. Dezember 2008 ist veröf-

fen tlich t inF or u m Pazi fi s mus 2 1 − I/2 0 09, S. 4ff.)

Aus den En tscheidungsgründen:
Die Vorlage ist unzulässig . Sie entspricht nicht den
Anforderungen an die D arlegung der Üb erzeugung
des vorlegenden Gerichts von der Verfassungswid-
rigkeit der zur Prüfung ge stellten Normen .

1 . Ein Vorlageb e schluss nach Art. 1 0 0 Ab s . 1 GG
muss mit hinreichender D eutlichkeit erkennen las-
sen, au s welchen Gründen das vorlegende Gericht
von der Unvereinb arkeit der Norm üb erzeugt ist
und dass es b ei Gültigkeit der Regelung zu einem an-
deren Ergebnis kommen würde als im Fall ihrer Un-
gültigkeit und wie e s dieses Ergebnis b egründen
würde (vgl . BVerfGE 7 7, 2 5 9 , 2 6 1 ; 97, 49 , 60 ; 9 8 , 1 69 1 9 9 ;
1 0 5 , 61 , 67; stRspr) . D as Gericht mu ss sich mit der
Rechtslage au seinandersetzen, die in Rechtspre-
chung und Literatur vertretenen Auffassungen b e-
rücksichtigen und auf unterschiedliche Auslegungs-
möglichkeiten der Norm eingehen, soweit diese für
deren Verfassungsmäßigkeit von B edeutung sein
können (vgl . BVerfGE 79 , 2 45 , 2 49 ; 8 6 , 7 1 , 7 7; 97, 49 ,
60) . Die D arlegungen zur Verfassungswidrigkeit der
zur Prüfung ge stellten Norm mü ssen den verfas-
sungsrechtlichen Prüfungsmaßstab nennen und die
für die Üb erzeugung des Gerichts maßgeb enden Er-
wägungen d arstellen, wob ei sich das Gericht j eden-
falls mit nahe liegenden tatsächlichen und rechtli-
chen Ge sichtspunkten auseinanderzusetzen hat
(vgl . BVerfGE 8 6 , 5 2 , 5 7; 8 6 , 7 1 , 78 ; 9 4 , 3 1 5 , 3 2 5 ) . Diesen
Anforderungen genügt der Vorlageb e schluss nicht.

2 . D er Vorlageb e schlu ss erörtert die grundlegen-
de Frage , welche B ezugsgrößen für die B eurteilung,
ob d as Geb ot der Wehrgerechtigkeit als Ausprägung
des Gleichheitssatzes au s Art. 3 Ab s . 1 GG verletzt ist,
heranzuziehen sind , nicht in der geb otenen Weise .
In B etracht kommt einerseits , die Zahl derj enigen,
die tatsächlich Wehrdienst leisten, der Zahl derer ge-
genüb er zu stellen, die nach Maßgab e der gesetzli-
chen B estimmungen für den Wehrdienst zur Verfü-
gung stehen (sog . Innenwirkung de s Geb ots der
Wehrgerechtigkeit) , und andererseits , die Zahl der

tatsächlich zum Wehrdienst Einb erufenen ins Ver-
hältnis zur Zahl aller Männer eines Geburtsj ahr-
gangs zu setzen (sog . Außenwirkung des Geb ots der
Wehrgerechtigkeit) .

a) D as Verwaltungsgericht hält erkennb ar die Au-
ßenwirkung de s Geb ots der Wehrgerechtigkeit für
maßgeblich (zur Kritik an den vorhergehenden Vor-
lageb eschlü ssen des Verwaltungsgerichts vom 1 5 .
April 2 0 0 5 Unterreitmeier, ZRP 2 0 07, S . 1 6 3 , 1 6 4) .
D er Vorlageb eschlu ss geht offensichtlich d avon au s ,
dass die Wehrgerechtigkeit verletzt ist, wenn gegen-
wärtig nur no ch j eder fünfte Mann eines Jahrgangs
zum Wehrdienst einb erufen werde . D ass diese Zahl
sich in einer realistischen Größenordnung b ewegt,
ergibt der Blick etwa auf das Planungsj ahr 2 0 0 8 , für
das , au sgehend von 45 2 . 076 erfassten Angehörigen
des Geburtsj ahrgangs 1 9 9 0 und 5 8 . 8 0 0 Einb erufun-
gen zum Wehrdienst, eine Au sschöpfungsquote von
ungefähr 1 3 % zu ermitteln ist (vgl . Antwort der Bun-
desregierung vom 2 6 . März 2 0 0 9 auf die Kleine An-
frage von Abgeordneten und der Fraktion DIE LIN-
KE , BT-Drucks 1 6/ 1 2 5 2 2 , S . 4 und 2 1 ) .

Stellt man hingegen auf die ge schätzte Zahl der
tatsächlich verfügb aren (einb erufb aren) Wehr-
pflichtigen von ca. 1 2 2 . 9 0 0 ab (vgl . dazu für die Pla-
nungsj ahre 2 0 0 5 - 2 0 1 0 Fleischhauer, Wehrpflichtar-
mee und Wehrgerechtigkeit, 2 0 07, S . 1 8 5 , Tab elle 1 6 ;
vgl . auch Tobiassen, Wehrgerechtigkeit 2 0 0 5 , S . 2 6 ,
Tab elle 2 0) , erhöht sich die Au sschöpfungsquote
auf ungefähr 4 8 % . B ezieht man schließlich in die B e-
trachtung ein, d ass von den geschätzten 2 9 2 . 3 0 0
wehrdienstfähigen Wehrpflichtigen de s Geburts-
j ahrgangs 1 9 9 0 nach den Erfahrungswerten bis zu
4 8 % als Kriegsdienstverweigerer anerkannt wer-
den könnten ( 14 0 . 3 0 0) , erhöht sich die Ausschöp-
fungsquote entsprechend um den − derzeit eb en-
falls no ch nicht fe ststehenden − Anteil der tatsäch-
lich zum Ersatzdienst herangezogenen Wehrpflich-
tigen (vgl . Fleischhauer, a. a. O . , S . 1 8 5 , Tab elle 1 6 ; To-
biassen, a. a. O . , S . 2 5 , Tab elle 1 9 ; zur Zahl der Aner-
kennungen von Kriegsdienstverweigerern und der
Zahl der Zivildienstleistenden der Jahrgänge 1 9 8 1
bis 1 9 9 2 siehe Antworten der Bundesregierung vom
8 . Juni 2 0 07 und vom 2 6 . März 2 0 0 9 auf die Kleinen
Anfragen von Abgeordneten und der Fraktion DIE
LINKE , BT-Drucks 1 6/ 5 5 78 , S . 1 1 f. sowie BT-Drucks
1 6/ 1 2 5 2 2 , S . 1 3 f.) .

b) Vor die sem tatsächlichen Hintergrund hätte
das Verwaltungsgericht eingehend darlegen mü s-
sen, aus welchen Gründen es von Verfassungs we-
gen auf die Außenwirkung des Geb ots der Wehrge-
rechtigkeit ankommt. D em ist d as Verwaltungsge-
richt nicht nachgekommen . Insoweit fehlt es auch
an einer hinreichenden Au seinandersetzung mit
der gegenteiligen Rechtsprechung des Bunde sver-
waltungsgerichts .
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aa) D as Bunde sverwaltungsgericht sieht in sei-
ner Entscheidung vom 1 9 . Janu ar 2 0 0 5 die Wehrge-
rechtigkeit d ann als gewährleistet an, wenn die Zahl
derj enigen, die tatsächlich Wehrdienst leisten, der
Zahl derer, die nach Maßgab e der B estimmungen
des Wehrpflichtgesetze s für den Wehrdienst zur
Verfügung stehen, zuminde st nahe kommt. Die ver-
fügb aren Wehrpflichtigen müssten daher, von ei-
nem administrativ unvermeidb aren Au sschöp-
fungsrest abge sehen, bis zum Erreichen der Alters-
grenze ihren Grundwehrdienst abgeleistet hab en
(BVerwGE 1 2 2 , 3 3 1 , 3 39) . Indem d as Bundesverwal-
tungsgericht die Zahl derj enigen Wehrpflichtigen
eines Jahrgangs , die tatsächlich zum Wehrdienst he-
rangezogen werden, zu der Zahl der für den Wehr-
dienst zur Verfügung stehenden Angehörigen des
Jahrgangs ins Verhältnis setzt, also nur diej enigen
Wehrpflichtigen b etrachtet, die tatsächlich verfüg-
b ar und d amit einb erufb ar sind , stellt e s auf die In-
nenwirkung de s Geb ots der Wehrgerechtigkeit ab .
Au s der B etrachtung au sgeschlo ssen sind damit
nicht gemu sterte und wehrdienstunfähige Angehö-
rige eines Jahrgangs sowie diej enigen an sich wehr-
dienstfähigen Wehrpflichtigen, denen eine Wehr-
dienstau snahme zur Seite steht, die anerkannte
Kriegsdienstverweigerer sind , die einen unter den
so genannten externen B ed arf fallenden Dienst - et-
wa im Zivil- und Katastrophenschutz ( § 1 3 a WPflG)
oder im Vollzugsdienst der Polizei oder Bundespoli-
zei ( § 4 2 , § 4 2 a WPflG) - leisten oder die schließlich
als Soldaten auf Zeit o der Offiziersanwärter nicht
mehr für die Einb erufung zum Grundwehrdienst
zur Verfügung stehen .

D as Bunde sverwaltungsgericht weist darauf hin,
dass der Gesetzgeb er b ei der Festlegung der Wehr-
dienstau snahmen und Einb erufungshindernisse ei-
ne zwar weitgehende , wenngleich nicht unb e-
schränkte Gestaltungsfreiheit genießt, und b etont
die Pflicht zur Abwägung zwischen der Notwendig-
keit einer wirksamen Landesverteidigung und der
Erfüllung der Bündnisverpflichtungen einerseits
und den Anforderungen an die Wehrgerechtigkeit
andererseits (BVerwGE 1 2 2 , 3 3 1 , 3 3 8 unter B ezug-
nahme auf BVerfGE 3 8 , 1 5 4 , 1 67 f. ; 4 8 , 1 2 7, 1 62 ) .

bb) D as Verwaltungsgericht b egründet seine An-
sicht, dieser Ansatz werde dem Geb ot der Wehrge-
rechtigkeit nicht gerecht, lediglich pau schal und un-
zureichend .

( 1 ) So fehlt b ereits eine Erörterung der B estim-
mung des § 3 Ab s . 1 S atz 1 WPflG und der hierzu er-
gangenen Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts . Die bloße Wiedergab e von Au szügen au s
Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts
vermag die geforderte Au seinandersetzung nicht zu
ersetzen . Nach § 3 Ab s . 1 S atz 1 WPflG wird die
Wehrpflicht auch durch diej enigen wehrdienstfähi-
gen Wehrpflichtigen erfüllt, die den Zivildienst ab-
leisten. Kriegsdienstverweigerer au s Gewissens-
gründen sind gemäß Art. 1 2 a Ab s . 2 GG in Verbin-
dung mit Art. 4 Ab s . 3 GG von Verfassungs wegen
vom Wehrdienst b efreit. D er Ersatzdienst tritt dab ei
nur an die Stelle des im Einzelfall rechtmäßig verwei-
gerten Wehrdienste s und ersetzt diesen. Eine Um-

deutung der Ersatzdienstpflicht in eine selb ständi-
ge , neb en der Verpflichtung zur Ableistung des
Wehrdienstes stehende Alternativpflicht ist nicht
möglich (vgl . BVerfGE 4 8 , 1 2 7, 1 6 5 ) . D as Verwal-
tungsgericht hat sich folglich auch nicht zu der Fra-
ge verhalten, ob der au s dem Geb ot der Wehrgerech-
tigkeit sich ergeb ende Grundsatz der Pflichten-
gleichheit nur j eweils innerhalb der Wehrdienstver-
pflichtung und de s Ersatzdienstes o der ab er auch im
Verhältnis zwischen b eiden Anwendung findet
(zum Meinungsstand vgl . Fleischhauer, a. a. O . ,
S . 1 0 8 ff.) . E s liegt auf der Hand , d ass die B eachtung
des verfassungsrechtlichen Gleichheitsgeb ots nicht
ohne Einb eziehung die ser Aspekte b eurteilt werden
kann.

(2 ) Soweit d as Verwaltungsgericht au sführt, es
könne nicht unb egrenzt in der Macht de s Gesetzge-
b ers stehen, eine Lücke zwischen der Zahl der für
die Bundeswehr verfügb aren und der Zahl der tat-
sächlich einb erufenen Wehrpflichtigen durch sach-
gerechte Neuregelungen der Verfügb arkeitskriteri-
en und Erweiterung der Wehrdienstau snahmen zu
schließen, genügen die p auschalen Au sführungen
eb enfalls nicht den Anforderungen an die B egrün-
dung einer Vorlage an das Bunde sverfassungsge-
richt. D as Verwaltungsgericht stellt insoweit keine
hinreichenden Erwägungen zur Rechtfertigung
und zur B edeutung der Verfügb arkeitskriterien für
die Wehrgerechtigkeit an . Die Frage , ob sich eine
Verfassungswidrigkeit der gegenwärtigen Rechtsla-
ge au s dem Summierungseffekt mehrerer, j eweils
für sich gerechtfertigter, ab er eventuell sich zu einer
nicht mehr hinnehmb aren Ungleichb ehandlung ad-
dierender Einzelregelungen ergeb en könnte , wird
in der Vorlage nicht vertieft. Hierzu hätte e s nicht
nur einer eingehenden Würdigung der einzelnen
Wehrdienstau snahmen, B efreiungstatb estände und
Zurückstellungsgründe sowie der Verfügb arkeits-
kriterien und - im Wege einer Ge samtschau - der Prü-
fung der Au swirkungen des Zu sammenwirkens
sämtlicher Einzelregelungen auf das Geb ot der
Wehrgerechtigkeit b edurft. D as Verwaltungsge-
richt hätte auch verfassungsimmanente Grenzen
des Geb ots der Wehrgerechtigkeit - etwa im Hin-
blick auf veränderte Anforderungen an die Verteidi-
gungsb ereitschaft (vgl . BVerfGE 3 8 , 1 5 4 , 1 67 f.) vor
dem Hintergrund der Integration der Bunde srepub-
lik D eutschland in transnationale Sicherheitssyste-
me - zu würdigen gehabt.

3 . Die Vorlage ist ferner deshalb unzulässig, weil
das Verwaltungsgericht die von ihm für verfassungs-
widrig erachtete Rechtslage nicht au sreichend ge-
würdigt hat. D as Verwaltungsgericht verkennt den
mit dem Geb ot umfassender B egründung von Vorla-
gen nach Art. 1 0 0 Ab s . 1 GG verfolgten Zweck. E s
geht offensichtlich davon au s , mit der Feststellung,
nach der früheren Rechtslage hätten durchschnitt-
lich 4 0 % der Männer eines Geburtsj ahrgangs für
den Wehrdienst tatsächlich zur Verfügung gestan-
den und es geb e keine Hinweise d arauf, dass sich d a-
ran b ei B eib ehaltung der bisherigen Rechtslage et-
was geändert hätte , den D arlegungserfordernissen
Genüge getan zu hab en . D a der B egründungszwang 23
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des § 8 0 Ab s . 2 S atz 1 BVerfGG das Bundesverfas-
sungsgericht entlasten soll, mu ss der Vorlageb e-
schlu ss ab er au s sich herau s verständlich sein und
die rechtlichen Erwägungen erschöpfend d arlegen
(vgl . BVerfGE 68 , 3 1 1 , 3 1 6 ; 7 7, 3 4 0 , 3 4 2 f. ; 8 3 , 1 1 1 , 1 1 6) .
Dies verlangt neb en einer schlü ssigen D arlegung
der Üb erzeugung von der Verfassungswidrigkeit
der vorgelegten Norm, dass der B e schluss eine nach-
vollziehb are und erschöpfende Aufb ereitung der
Rechtssache enthält, die dem Bundesverfassungsge-
richt eine verfassungsrechtliche B eurteilung er-
möglicht. D azu gehört hier eine detaillierte Erörte-
rung der Au swirkungen der mit den zur Prüfung ge-
stellten Normen in Zu sammenhang stehenden Ge-
setze sänderungen, auf die das Verwaltungsgericht
seine Üb erzeugung stützt, das Geb ot der Wehrge-
rechtigkeit sei verletzt (vgl . BVerfGE 78 , 3 0 6 , 3 1 6 ; 8 0 ,
9 6 , 1 0 1 ; 8 3 , 1 1 1 , 1 1 6 f.) . D er Vorlageb eschlu ss genügt
die sen Anforderungen nicht.

a) Soweit sich das Verwaltungsgericht darauf b e-
ruft, die Gesetzeslage hab e sich seit 2 0 0 4 in einer die
Verfassungswidrigkeit herb eiführenden Weise ver-
ändert, fehlt es an einem Vergleich der aktuellen mit
den bis zum 3 0 . Septemb er 2 0 04 geltenden, vom
Verwaltungsgericht offensichtlich für verfassungs-
gemäß gehaltenen B e stimmungen .

Hinsichtlich der durch das Zweite Zivildienstän-
derungsgesetz eingeführten B efreiungsmöglichkeit
für verheiratete Wehrpflichtige ( § 1 1 Ab s . 2 S atz 1
Nr. 3 WPflG) erschöpft sich der Vorlageb eschlu ss in
dem Hinweis d arauf, dass hierfür in der rechtswis-
senschaftlichen Literatur kein sachlicher Grund ge-
sehen werde . Zu der auf soziale Ge sichtspunkte ge-
stützten B egründung des Ge setzgeb ers (vgl . BT-
Drucks 1 5/3 2 79 , S . 9 und 1 1 ) und dem Umstand , d ass
sp ätere Änderungen des Familienstande s die B efrei-
ung nicht aufheb en (vgl . Steinlechner/Walz, WPflG,
7. Aufl . 2 0 0 9 , § 1 1 Rn. 5 8) , verhält sich die Vorlage
nicht. D as Verwaltungsgericht lässt zudem offen,
welche Üb erzeugung es selb st hierzu gebildet hat.

Zum B eleg d afür, d ass der Ge setzgeb er für die mit
dem Zweiten Zivildienständerungsgesetz erfolgte
Streichung des in § 8 a Ab s . 2 S atz 1 WPflG vorge se-
henen Verwendungsgrads »verwendungsfähig mit
Einschränkung in der Grund au sbildung und für b e-
stimmte Tätigkeiten« (Tauglichkeitsgrad T 3 ) keine
nachvollziehb are B egründung gegeb en hab e , zählt
das Verwaltungsgericht lediglich einzelne Dienst-
po sten auf, die seit Einführung der Wehrpflicht mit
Wehrpflichtigen des Tauglichkeitsgrads T 3 b esetzt
worden seien . D amit blendet das Verwaltungsge-
richt nicht nur d as Interesse der Bunde swehr an ei-
ner möglichst breiten Verwendungsfähigkeit der
Wehrpflichtigen, sondern auch das durch Au sland s-
einsätze veränderte Anforderungsprofil au s seinen
Üb erlegungen au s . Ob die von dem Gesetzgeb er an-
geführte b estmögliche Eignung (vgl . BT-Drucks
1 5/ 3 2 79 , S . 1 0 und 1 3 ) als sachlicher Differenzie-
rungsgrund für einen Verzicht auf die Einb erufung
von mit dem Tauglichkeitsgrad T 3 gemu sterten
Wehrpflichtigen au sreicht, erörtert d as Verwal-
tungsgericht somit nicht in dem geb otenen Umfang .

Auf die mit dem Zweiten Zivildienständerungs-

gesetz erfolgte Ab senkung de s Einb erufungs-
hö chstalters ( § 5 Ab s . 1 S atz 1 WPflG) sowie die Auf-
nahme weiterer B efreiungstatb e stände in § 1 1
WPflG geht die Vorlage nicht ein .

b) In der Vorlage wird nicht d argestellt, welche
Au swirkungen die mit dem Zweiten Zivildienstän-
derungsgesetz geänderten Verfügb arkeitskriterien
und Wehrdienstau snahmen hab en . Erörterungsb e-
dürftig wäre unter anderem gewesen, wie sich das
mit dem Zweiten Zivildienständerungsgesetz auf 2 3
Jahre herabge setzte Einb erufungshö chstalter auf
die Zahl der verheirateten und die Zahl der wegen
Unentb ehrlichkeit zurückgestellten Wehrpflichti-
gen au swirkt. D as Verwaltungsgericht hat ferner
nicht erläutert, wie es die Gruppe der sich als Solda-
ten auf Zeit o der Offiziersanwärter verpflichtenden
Angehörigen eines Geburtsj ahrgangs b ewertet, zu-
mal auch der Soldat auf Zeit mit seinem freiwillig in
der Bundeswehr geleisteten Dienst - sofern die ser
dem Grundwehrdienst inhaltlich gleichwertig ist -
seine gesetzliche Verpflichtung zum Leisten des
Grundwehrdienstes erfüllt (vgl . § 7 Ab s . 1 WPflG;
vgl . auch Steinlechner/Walz, a. a. O . , § 7 Rn . 4 ; zum in-
ternen B ed arf der Bundeswehr siehe Progno se für
die Jahre 2 0 0 5 - 2 0 1 0 in Fleischhauer, a. a. O . , S . 1 84) .
Auch auf die nicht unb e achtliche Zahl derj enigen,
die aufgrund ihrer Verwendung im externen B edarf
nicht für den Wehrdienst zur Verfügung stehen,
wird in der Vorlage nicht hinreichend eingegangen
(vgl . im Einzelnen BTDrucks 1 6/ 5 5 78 , S . 1 3 ff. sowie
BT-Drucks 1 6/ 1 2 5 2 2 , S . 1 5 ff.) .

c) Soweit das Verwaltungsgericht darüb er hinaus
die Verfassungswidrigkeit der gegenwärtigen
Rechtslage auch auf die durch das WehrRÄndG
2 0 0 8 ge änderten Regelungen zurückführt, ist dies
ohne weitere D arlegungen nicht nachvollziehb ar.
Die Änderungen de s WPflG lassen Au swirkungen
auf die Wehrgerechtigkeit zwar grundsätzlich für
möglich erscheinen, die Dimension b edürfte ab er
näherer Untersuchung . So wurde durch Einfügung
eines B efreiungsgrunde s in § 1 1 Ab s . 1 Nr. 5 WPflG
sowie eine s inhaltsgleichen Zurückstellungsgrun-
des in § 1 2 Ab s . 1 a WPflG dem Umstand Rechnung
getragen, d ass sich B efreiungen oder Zurückstellun-
gen für in einer internationalen B ehörde tätige
Wehrpflichtige in mehreren völkerrechtlichen Ver-
trägen finden; die zahlenmäßige B edeutung der Vor-
schrift dürfte ab er gering sein (vgl . Steinlechner/
Walz, a. a. O . , § 1 1 Rn . 4 0 und § 1 2 Rn . 1 7) . Soweit mit
der Erweiterung der Zurückstellungsgründe in § 1 2
Ab s . 7 WPflG wegen Unentb ehrlichkeit de s Wehr-
pflichtigen für einen B etrieb oder eine Dienstb e-
hörde das bisherige Verfahren üb er die Unabkömm-
lichstellung nach § 1 3 Ab s . 1 WPflG auf den Sp an-
nungs- und Verteidigungsfall b e schränkt wurde
(vgl . BT-Drucks 1 6/79 5 5 , S . 2 4 f. und 2 8) , ist gänzlich
unklar, inwieweit diese Verlagerung im vorliegen-
den Zu sammenhang relevant ist. Entsprechendes
gilt hinsichtlich der in § 1 2 Ab s . 4 S . 2 Nr. 3 Buchst. c
WPflG eingefügten Privilegierung du aler Au sbil-
dungsgänge gegenüb er dem Hochschulstudium ge-
mäß § 1 2 Ab s . 4 S . 2 Nr. 3 Buchst. b WPflG (vgl .
Steinlechner/Walz, a. a. O . , § 1 2 Rn . 1 2 9) .
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as Bunde sverfassungsgericht hat eine in-
haltliche Üb erprüfung der Wehrpflicht er-

neut abgelehnt
1 )

. D as Karlsruher Gericht wies einen
Vorstoß de s Verwaltungsgerichts Köln

2 )

als unzuläs-
sig ab , das die Wehrpflicht wegen der stark ge sunke-
nen Zahl von Einb erufungen für verfassungswidrig
hält.

Diese Entscheidung erstaunt umso mehr, d a das
Verwaltungsgericht Köln einen inhaltlich gleichen
B eschlu ss

3 )

schon im Jahre 2 0 0 5 vorgelegt hatte . Die-
se Vorlage wurde vom Verfassungsgericht drei Jahre
und d amit so lange nicht b ehandelt, bis der Fall sich
durch Zeitablauf erledigt hatte ; der B etroffene hatte
das Einb erufungshöchstalter üb erschritten und es
b estand deshalb kein Rechtsschutzb edürfnis mehr.

Diesmal hat das Bundesverfassungsgericht im-
merhin schon nach sieb en Monaten die »Unzulässig-
keit« der Kölner Entscheidung festge stellt

4)

. Dies
reizt zum Widerspruch unter vier Ge sichtspunkten :
I . Unzulässigkeit der Vorlage : Geht das mit rechten
Dingen zu ?
II . Üb erprüfung der Kernfrage : Hängt die Wehrge-
rechtigkeit von den zugrunde gelegten B ezugsgrö-
ßen ab ?
III . Rechtspolitische D eb atte : Welche Problemb erei-
che der heutigen Wehrpflich mü ssen öffentlich dis-
kutiert und auf ihre Verfassungsmäßigkeit üb er-
prüft werden?
IV. Neuer Bundestag : Wie geht es weiter mit der
Wehrpflicht?

I . Unzulässigkeit der Vorlage

D as Grundgesetz regelt in Artikel 1 0 0 die Vorausset-
zungen für einen Vorlageb eschlu ss sehr grundsätz-
lich und allgemein : »Hält ein Gericht ein Gesetz, auf
dessen Gültigkeit es b ei der Entscheidung an-
kommt, für verfassungswidrig, so ist das Verfahren
au szu setzen [ . . . ] . « D as Bunde sverfassungsgerichts-
gesetz (BVerfGG) konkretisiert dies in § 8 0 Ab sätze
1 und 2 : » Sind die Voraussetzungen de s Artikels 1 0 0
Ab s . 1 de s Grundgesetze s gegeb en, so holen die Ge-
richte unmittelb ar die Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts ein . Die B egründung mu ss ange-
b en, inwiefern von der Gültigkeit der Rechtsvor-
schrift die Entscheidung de s Gerichts abhängig ist

und mit welcher üb ergeordneten Rechtsnorm sie
unvereinb ar ist. Die Akten sind b eizufügen. «

D as Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat d a-
rüb er hinau s in zahlreichen Entscheidungen

5 )

Kon-
kretisierungen fe stgelegt. In der aktuellen Entschei-
dung fasst das Gericht die Vorau ssetzungen für ei-
nen Vorlageb eschlu ss in vier Punkten noch einmal
zusammen. Erstens : D as Gericht mu ss mit hinrei-
chender D eutlichkeit erkennen lassen, warum es
von der Verfassungswidrigkeit der Norm üb erzeugt
ist und d ass das Ergebnis von dieser Norm abhängt.
Zweitens : E s muss sich mit der Rechtslage auseinan-
dersetzen, Rechtsprechung und Literatur b erück-
sichtigen und unterschiedliche Auslegungsmög-
lichkeiten erwägen . Drittens : D er verfassungsrecht-
liche Prüfungsmaßstab mu ss genannt werden und
schließlich − viertens − sollen die tatsächlichen und
rechtlichen Gesichtspunkte , die für die Üb erzeu-
gung des Gerichts maßgeblich sind , d argestellt wer-
den .

6)

D as entspricht im Kern dem, was in der Kom-
mentarliteratur

7)

unter Entscheidungserheblichkeit
(= b ei der Gültigkeit o der Ungültigkeit der zur Prü-
fung stehenden Norm kommt man zu j eweils unter-
schiedlichen Ergebnissen) und Üb erzeugungsbil-
dung (= bloße Zweifel an der Gültigkeit der Norm
reichen nicht au s , d as Gericht muss von der Ungül-
tigkeit üb erzeugt sein) zu sammengefasst wird .

B ei wohlwollender B etrachtung wird man alle
Vorau ssetzungen in dem Vorlageb eschlu ss de s Ver-
waltungsgerichts (VG) Köln wiederfinden : D as Ge-
richt hält sich für vorlageb efugt, weil e s um ein nach-
konstitutionelle s Ge setz geht. E s b egründet die er-
neute Vorlage in Üb ereinstimmung mit der Recht-
sprechung au sführlich mit tatsächlichen und recht-
lichen Veränderungen . E s b ej aht die Entschei-
dungserheblichkeit, weil keine verfassungskonfor-
me Au slegung der Norm möglich sei, und zeigt sich
von seiner Entscheidung üb erzeugt. Schließlich
setzt es sich au sführlich mit dem Prüfungsmaßstab
nach Art. 3 GG au seinander und erörtert nicht nur
die dazu vorliegende Verfassungsgerichtsrechtspre-
chung, sondern auch die Entscheidung de s Bundes-
verwaltungsgerichts .

8)

D as BVerfG scheint die Entscheidungserheblich-
keit nicht in Frage zu stellen . E s geht also »nur« um
die D arlegung der Üb erzeugung des VG Köln .
Gleichwohl ist die Mängelliste de s Verfassungsge-
richts erheblich . Die Vorlage entspreche »nicht den
Anforderungen an die D arlegung der Üb erzeugung
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Werner Glenewinkel und Peter Tobiassen

Angst vor der eigenen Kompetenz?
Anmerkungen zur Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts

1 ) BVerfG, 2 BvL 3/09 vo m 2 2 . 07. 2 0 09 ; in : www. bverfg. de/entschei-
dungen/lk2 0 0 9 072 2 _2 bvl0 0 0 3 09 .html; vgl . Fußno te 3 3

2 ) VG Köln, B eschlu ss vom 0 3 . 1 2 . 2 0 0 8 (8 K 5 79 1 /0 8) ; in : www. zent-
ralstelle-kdv. de/vg-ko eln. pdf

3 ) VG Köln, B eschlu ss vom 1 5 . 04 . 2 0 0 5 (8 K 8 5 6 4/04) . Dieser B e-
schlu ss wurde nach Au skunft des Verwaltungsgerichts im Mai 2 0 0 8
aufgehob en, weil der Wehrpflichtige im Laufe des Jahres 2 0 07 die
Einberufungsaltersgrenze üb erschritten hatte .

4) D as gilt für einen der beiden B eschlü sse , mit denen d as VG Köln die
Frage der Verfassungsmäßigkeit der Wehrpflicht dem Bundesver-
fassungsgericht vo rgelegt hat. Die Vo rlage 8 K 5 9 1 3/0 8 vom
0 3 . 1 2 . 2 0 0 8 wurde nach Au skunft der Pressestelle vom Bundesver-
fassungsgericht bisher no ch nicht entschieden.

5 ) u . a. BVerfGE 7 7, 2 5 9 ; 8 6 , 5 2 ; 9 4 , 3 1 5 ; 97, 49 ; 9 8 , 1 69 ; 1 0 5 , 61 .
6) BVerfG, 2 BvL 3/09 vom 2 2 . 07. 2 0 0 9 , Ab satz 1 1 .
7) So u . a. H ans Lechner, Rüdiger Zuck: Bundesverfassungsgerichtsge-

setz Ko mmentar, 5 . Aufl . München 2 0 0 6 , § 8 0 Rz 3 6 , 4 0
8) Vgl . den Wortlaut des Vorlagebeschlusses in Forum Pazifismus 2 1

I/2 0 09 , S . 3-6 . ; die Entscheidung des BVerwG mit Anmerkungen in
Forum Pazifismu s 0 6 II/2 0 0 5 S . 3 3 ff.



1 6

des vorlegenden Gerichts«
9)

. E s fehle an einer »hin-
reichenden Au seinandersetzung« gegenteiliger
Rechtsprechung

1 0)

, eigene Ansichten würden »ledig-
lich p au schal und unzureichend« b egründet

1 1 )

, und
immer wieder vermisst d as Verfassungsgericht »wei-
tere D arlegungen«

1 2 )

und empirische B efunde wie
»eine detaillierte Erörterung der Auswirkungen« der
Ge setzesänderungen

1 3 )

o der einen »Vergleich der ak-
tuellen mit den bis zum 3 0 . 9 . 2 0 04 geltenden (. . . ) B e-
stimmungen«

1 4)

. Ob solch harsche Kritik an dem Vor-
lageb eschlu ss eine s Fachgerichts angemessen ist,
sei dahinge stellt. Kollegialer richterlicher Wert-
schätzung entsprechen solche ob erlehrerhaften
Formulierungen sicherlich nicht.

B edeutsamer ist, d ass d as Bundesverfassungsge-
richt mit die sem B eschlu ss die notwendigen Anfor-
derungen an einen Vorlageschlu ss deutlich üb er-
dehnt, so d ass » § 8 0 Ab satz 2 S atz 1 BVerfGG als Ord-
nungsvorschrift üb eranstrengt wird . «

1 5 )

Nach Auf-
fassung de s BVerfG verkenne das VG den Zweck des
B egründungszwangs nach § 8 0 Ab s . 2 BVerfGG. D a-
mit das BVerfG entlastet werde , mü sse »der Vorlage-
b e schluss ab er aus sich herau s verständlich sein und
die rechtlichen Erwägungen erschöpfend (Her-
vorhebung durch die Verfasser) darlegen«

1 6)

. Ob die-
se s Zweckverständnis no ch mit Art. 1 0 0 GG verein-
b ar ist, erscheint sehr zweifelhaft. D er ehemalige
Präsident des Bunde sverfassungsgerichts , Prof. Dr.
Ernst B enda, meint dazu : »Die vom BVerfG häufig b e-
tonte Notwendigkeit seiner Entlastung, so sehr in
sich b egründet, d arf nicht gesetzlich nicht vorge se-
hene Hürden errichten . «

1 7)

D enn die Entlastung des
Verfassungsgerichts in diesem Au smaß hat notwen-
digerweise eine B elastung des j eweiligen Fachge-
richts zur Folge . Unterstellt man einmal, dass die Ver-
waltungsgerichte personell so au sge stattet sind ,
dass sie den wachsenden Verhandlungs- und Ent-
scheidungsb ed arf einigermaßen b ewältigen kön-
nen, dann b edeutet der vom BVerfG erwartete B e-
gründungsaufwand eine kaum zu b ewältigende zu-
sätzliche Aufgab e . D ab ei ist die konkrete Normen-
kontrolle neb en der Verfassungsb e schwerde die
zweitwichtigste Verfahrensart vor dem BVerfG

1 8)

.
Wie sich zeigt − und die Vorgeschichte die ser Ent-
scheidung leider b e stätigt − leidet d as Verfahren
»mitunter an einer sich üb er Jahre hinweg ziehen-
den Verfahrensdauer, was eine schnelle und effekti-
ve Rechtsschutzgewährung b ehindert. «

1 9)

Die nume-
risch geringe Erfolgsquote der konkreten Normen-
kontrollverfahren könnte mit der Verschärfung der
B egründungspflichten »bis an die Grenze der Uner-
füllb arkeit«

2 0)

zu sammenhängen . Wegen der langen

Wartezeiten b ei der Verfassungsb e schwerde ist die
konkrete Normenkontrollklage ab er »ein unver-
zichtb ares Instrument«

2 1 )

für den Rechtsunterworfe-
nen .

Seit 1 9 9 3 gibt e s für das BVerfG die Möglichkeit,
im Wege der Kammerentscheidung eine Vorlage als
unzulässig zu qu alifizieren . »D as mag die hohen
Zulässigkeitsanforderungen erklären, üb erzeugend
zu rechtfertigen vermag e s sie nicht. «

2 2 )

D enn das B e-
mühen des Verfassungsgerichts , die eigene Arb eits-
b elastung üb er die B egründungsanforderungen ei-
nes Vorlageb eschlu sses zu steuern, kann man als
fragwürdige Instrumentalisierung der Zulässig-
keitsvorau ssetzungen b e schreib en, mit der d as Ge-
richt auch Gefahr läuft, »die Grenze zur genuinen
Kompetenz der Fachgerichte zu üb erschreiten«

2 3 )

.
Die kritischen Töne in der Kommentarliteratur

gewinnen no ch mehr an Gewicht, wenn man folgen-
des b edenkt:

Zum einen gibt es − abgesehen von den formellen
B eitritts- und Äußerungsrechten nach § 8 2
BVerfGG

2 4)

− »Möglichkeiten des Dialogs mit dem
vorlegenden Gericht«

2 5 )

, mit deren Hilfe eventuell
notwendige Nachb esserungen der Vorlage auf eine
kollegiale Weise erreicht werden können .

Zum anderen wird mit j edem Vorlageb eschlu ss
eines Gerichts die b egehrte Streitentscheidung hi-
nau sgezögert

2 6)

. Wenn d as Verfassungsgericht ab er
mit seinen hohen Anforderungen in die Au sgangs-
verfahren »hineinregiert« , werden auf diese Weise
die Instanzrichter »ratlo s« gemacht. D enn einerseits
wird eine für erforderlich gehaltene Üb erprüfung
der vorgelegten Rechtsnorm versagt, und anderer-
seits wird d as Gericht auf die Anwendung der für
verfassungswidrig erachteten Norm verwiesen . Im
Zweifel wird ein Gericht d azu gedrängt, »eine für
verfassungswidrig gehaltene Norm anzuwenden«

2 7)

− und d as zum Nachteil de s Klägers im Ausgangsver-
fahren .

Ob die s dem Zweck der konkreten Normenkon-
trolle dient, nämlich »die Autorität des p arlamentari-
schen Bunde s- und Lande sgesetzgeb ers im Verhält-
nis zur Rechtsprechung zu wahren«

2 8)

, d . h . den Vor-
rang der Verfassung zu sichern, erscheint mehr als
fraglich .

E s b e steht also Anlass zur Sorge , d ass das BVerfG
auf diesem Wege seiner alleinigen Verwerfungs-
kompetenz nicht au sreichend gerecht wird . In die-
sem Fall schiebt es die selb st zur »grundlegenden
Frage«

2 9)

erklärte B eurteilung der B ezugsgrößen zur
Wehrgerechtigkeit von sich weg, anstatt sie − was
leicht möglich (und nötig) gewesen wäre , selb st zu
entscheiden .

3 0)

Außerdem üb erlässt e s die mit der
Wehrpflicht verbundenen Probleme für die B etrof-
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9) BVerfG, 2 BvL 3/09 vo m 2 2 . 07. 2 0 09 , Ab satz 1 0
1 0) eb d . , Ab satz 1 5
1 1 ) eb d . , Ab satz 1 8
1 2 ) eb d . , Ab satz 2 7
1 3) eb d . , Ab satz 2 1
14) ebd . , Ab satz 2 2
1 5 ) Ernst B enda, Eckart Klein : Lehrbuch des Verfassungspro zess-

rechts , Heidelb erg 1 9 9 1 , § 2 2 , Rz . 79 4
1 6) BVerfG, 2 BvL 3/09 vo m 2 2 . 07. 2 0 09 , Ab satz 2 1
1 7) B enda/Klein siehe Fußnote (FN) 1 5 , Rz . 79 4
1 8) 1 5 1 . 4 2 4 Verfassungsb eschwerden und 3 . 2 76 Normenko ntrollver-

fahren bis 2 0 0 5 , nach H ans Hofmann, Axel Hopfauf: Ko mmentar
zum Grundgesetz, 1 1 . Aufl . 2 0 0 8 , Art. 1 0 0 , Rz . 2 ; andere Zahlen b ei
Lechner/ Zuck, siehe FN 7, Rz . 1 0 : 1 . 0 04 Verfahren bis 2 0 04

1 9) Hofmann/Hopfauf, siehe FN 1 8 , Rz . 2 mit Hinweis auf die Rüge des
E GMR in NJW 1 9 97, 2 8 0 9

2 0) Lechner/Zuck siehe FN 7, Rz . 3 1
2 1 ) Lechner/Zuck, Rz . 1 0
2 2 ) Jo achim Wieland in Horst Dreier (Hrsg.) : Grundgesetz Ko mmen-

tar, Art. 1 0 0 , Rz . 1 9
2 3 ) Wieland siehe FN 2 2 , Art. 1 0 0 , Rz . 2 1
2 4) vgl . d azu B enda/Klein, siehe FN 1 5 , Rz . 8 0 0 ff.
2 5) B enda/Klein, siehe FN 1 5 , Rz . 79 4)
2 6) Nach der Argumentatio n von B end a/Klein, Rz . 79 6 !
2 7) Wieland , siehe FN 2 2 , Rz . 2 2
2 8) Hofmann/Hopfauf, siehe FN 1 8 , Rz . 2
2 9) BVerfG, 2 BvL 3/09 vo m 2 2 . 07. 2 0 09 , Ab s . 1 2
3 0) Siehe dazu im Folgenden unter II .



D em Geburtsj ahrgang gehören 4 3 6 . 4 1 2 Männer
an. Grundwehrdienst und freiwillig verlängerten
Wehrdienst hab en 67. 2 2 7 Männer geleistet. D as sind
1 5 , 4 % des Gesamtj ahrgangs .

Die Folgen der »Außenwirkung« b e stätigt das
BVerfG au sdrücklich selb st, indem es fe ststellt : »D er
Vorlageb eschlu ss geht offensichtlich davon aus,
dass die Wehrgerechtigkeit verletzt ist, wenn gegen-
wärtig nur noch j eder fünfte Mann eine s Jahrgangs
zum Wehrdienst einb erufen werde . D ass die se Zahl
sich in einer realistischen Größenordnung b ewegt,
ergibt der Blick etwa auf d as Planungsj ahr 2 0 0 8 , für
das , au sgehend von 45 2 . 076 erfassten Angehörigen
des Geburtsj ahrgangs 1 9 9 0 und 5 8 . 8 0 0 Einb erufun-
gen zum Wehrdienst, eine Au sschöpfungsquote von
ungefähr 1 3 % zu ermitteln ist. «

39)

b . Die so genannte »Innenwirkung des Geb ots der
Wehrgerechtigkeit« ist nicht ganz so einfach zu er-
mitteln, ab er auch hier liegen alle Angab en zum Ge-
burtsj ahrgang 1 9 8 5 vor.

Von den 4 3 6 . 4 1 2 Männern des Geburtsj ahrgangs
1 9 8 5 waren bis zum 3 1 . 1 2 . 2 0 0 8 5 3 . 8 5 0 (rund 1 2 %)
nicht gemu stert worden. 1 5 1 . 878 (rund 3 5 %) waren
zu diesem Stichtag als »nicht wehrdienstfähig« ein-
gestuft. 8 . 4 37 von ihnen hatten b ei der Musterung
no ch den Tauglichkeitsgrad T3 b ekommen und sind
erst durch das Zweite Zivildienstgesetzänderungs-
gesetz von Gesetze s wegen am 0 1 . 1 0 . 2 0 0 4 für un-
tauglich erklärt worden .

4 0)

2 . 4 0 1 Männer wurden vom Wehrdienst b efreit,
6 66 konnten eine unzumutb are Härte geltend ma-
chen, 1 2 wurden au sgeschlo ssen und 4 1 8 waren b e-
trieblich unabkömmlich . 1 1 . 5 0 0 wurden b ei der
Bunde swehr als Zeitsold aten eingestellt, ohne vor-
her Grundwehrdienst zu leisten . 7. 5 2 1 Männer wur-
den für die Mitwirkung im Zivil- und Katastrophen-
schutz freigestellt und 1 . 1 5 6 für die B erufstätigkeit
als Polizist. 1 . 0 1 8 waren nicht einb erufb ar, weil sie
sich ohne Genehmigung im Au sland aufhielten .
1 04 . 5 4 8 Männer wurden als Kriegsdienstverweige-
rer anerkannt, ohne vorher Grundwehrdienst ange-
treten oder geleistet zu hab en.

Für den Grundwehrdienst verfügb ar blieb en
1 0 1 . 4 4 4 Männer. D avon hab en 67. 2 2 7 Wehrdienst
geleistet und 3 4 . 2 1 7 weder Wehrdienst no ch einen
Ersatzdienst geleistet.

Zum Vergleich : D er aktuelle Geburtsj ahrgang
1 9 9 0

4 1 )

hat 45 2 . 076 Männer, die zurzeit no ch gemus-

1 7

fenen der Vielfalt der Verwaltungs- und Gerichtsent-
scheidungen, anstatt sie selb st zu b ehandeln .

3 1 )

Und schließlich ist die Vermutung nicht von der
Hand zu weisen ist, dass das Bunde sverfassungsge-
richt eine politisch sensible und kontroverse Frage
au s taktischem Kalkül vor der Bundestagswahl for-
mal erledigen, ab er nicht inhaltlich entscheiden
wollte .

3 2 )

Andererseits wird das Bundesverfassungsgericht
sich etwas dab ei gedacht hab en, nur üb er einen der
b eiden Vorlage schlü sse zu entscheiden

3 3 )

; und es
wird wissen, d ass die Unzulässigkeitsentscheidung
keine Entscheidung in der S ache b edeutet. Somit
kann ein Verwaltungsgericht j ederzeit einen neuen
Vorlageb e schlu ss fassen − wir möchten dazu aus-
drücklich ermuntern, allen Arb eitsb elastungsargu-
menten zum Trotz .

II . Überprüfung der Kernfrage

D as Bundesverfassungsgericht hält dem Verwal-
tungsgericht Köln vor, es erörtere »die grundlegen-
de Frage , welche B ezugsgrößen für die B eurteilung,
ob d as Geb ot der Wehrgerechtigkeit als Au sprägung
des Gleichheitssatze s au s Art. 3 Ab s . 1 GG verletzt ist,
heranzuziehen sind , nicht in der geb otenen Weise .
In B etracht kommt einerseits , die Zahl derj enigen,
die tatsächlich Wehrdienst leisten, der Zahl derer ge-
genüb er zu stellen, die nach Maßgab e der ge setzli-
chen B estimmungen für den Wehrdienst zur Verfü-
gung stehen (sog . Innenwirkung des Geb ots der
Wehrgerechtigkeit) , und andererseits , die Zahl der
tatsächlich zum Wehrdienst Einb erufenen ins Ver-
hältnis zur Zahl aller Männer eine s Geburtsj ahr-
gangs zu setzen (sog . Außenwirkung de s Geb ots der
Wehrgerechtigkeit) « .

3 4)

Vor die sem tatsächlichen
Hintergrund hätte das VG eingehend d arzulegen,
» au s welchen Gründen es von Verfassungs wegen
auf die Außenwirkung de s Geb ots der Wehrgerech-
tigkeit ankommt. «

3 5 )

Die so genannte Außen- und Innenwirkung des
Wehrgerechtigkeitsgeb otes lassen sich an Hand der
von der Bundesregierung vorgelegten Zahlen

3 6)

leicht darstellen . Ende 2 0 0 8 war der Geburtsj ahr-
gang 1 9 8 5

3 7)

b ereits 2 3 Jahre alt geworden und hatte
damit die Regelaltersgrenze für Einb erufungen
üb erschritten .

3 8)

Dieser Jahrgang eignet sich des-
halb gut für die Ermittlung der Au sschöpfungsquo-
ten .

a. Die so genannte »Außenwirkung de s Geb ots der
Wehrgerechtigkeit« stellt sich so dar:
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3 1 ) Siehe dazu im Folgenden unter III .
3 2 ) Siehe dazu im Folgenden unter IV.
3 3 ) D ie Vorlage 8 K 5 9 1 3/0 8 vom 0 3 . 1 2 . 2 0 0 8 des VG Köln wurde nach

Auskunft der do rtigen Pressestelle vom BVerfG no ch nicht ent-
schieden.

3 4) BVerfG, 2 BvL 3/09 vom 2 2 . 7. 2 0 09 , Ab satz 1 2
3 5 ) eb d . , Ab satz 1 5
3 6) D eutscher Bundestag, D rucksache 1 6/ 1 2 5 2 2 vom 2 6 . 0 3 . 2 0 09 . Alle

in diesem Ab schnitt II verwendeten Zahlen sind dieser D rucksache
entnommen .

37) D ieser Jahrgang ist nicht der stärkste Geburtsj ahrgang − 1 9 8 7 ist
mit 45 6 . 1 8 5 Männern no ch einmal rund 2 0 . 0 0 0 größer − und wurde
zu einer Zeit einb erufen, als die Planzahl für Einb erufungen no ch
etwa 1 0 . 0 0 0 über der Zielvorgab e aus dem Personalstrukturmo dell
2 0 1 0 lag.

3 8) § 5 Wehrpflichtgesetz b zw. § 2 4 Zivildienstgesetz . Zwar ist in Aus-

nahmefällen auch sp äter no ch eine Einb erufung möglich . Diese
Einb erufungen verändern ab er die Jahrgangsau sschöpfung nicht
mehr wesentlich.

39) BVerfG, 2 BvL 3/09 vom 2 2 . 07. 2 0 0 9 , Ab satz 1 3
4 0) Bundesgesetzblatt I 2 0 04 , Seite 2 3 5 8 ; Änderung von § 8 a Wehr-

pflichtgesetz . In der mündlichen Verhandlung am 1 9 . 0 1 . 2 0 0 5 vo r
dem Bundesverwaltungsgericht (6 C 9 . 04) üb erreichte der Vertre-
ter der Bundesregierung Statistiken, nach denen mit dieser Geset-
zesänderung 1 1 0 . 0 0 0 aktuell verfügb are Wehrpflichtige au s der
Wehrpflicht entlassen wurden, ohne Wehrdienst geleistet zu ha-
b en . Die Zahl der Untauglichen in den Geburtsj ahrgängen 1 974 b is
1 9 8 6 stieg danach am 0 1 . 1 0 . 2 0 04 um 2 8 0 . 0 0 0 . Pro Jahr waren b is
2 0 04 rund 60 . 0 0 0 Männer nach der Tauglichkeitsstufe T 3 eingrup-
piert worden.

4 1 ) Auf diesen Geburtsj ahrgang nimmt d as Bundesverfassungsgericht
B ezug, siehe BVerfG, 2 BvL 3/09 vom 2 2 . 07. 2 0 09 , Ab satz 1 3 . B ei der
Zahl der für den Wehrdienst Verfügb aren ( 1 2 2 . 9 0 0) bezieht sich
das Gericht auf Tobiassens Schätzung aus dem Jahre 2 0 0 5 . D amals
konnte die Entwicklung der hohen Zahl der Au smusterungen no ch
nicht vorau sgesehen werden.



tert werden . Von ihnen werden vorau ssichtlich
1 1 5 . 0 0 0 für eine Einb erufung zum Wehrdienst zur

Verfügung stehen, ab er nur 5 8 . 8 0 0 (5 1 %) tatsäch-
lich einb erufen werden können .
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4 2 ) Erweiterung der Mu sterungskapazitäten, deshalb können inzwi-
schen alle gemu stert werden .

4 3 ) Im Jahr 2 0 0 8 lag die Quote der Einstufung als »vorüb ergehend
nicht wehrdienstfähig« und »nicht wehrdienstfähig« bei 4 4 % . D a
der Tauglichkeitsgrad »vorübergehend nicht wehrdienstfähig«
auch im Rahmen von Tauglichkeitsüberprüfungen b ei ehemals
tauglich Gemu sterten vergeb en wird , dürften sich die Zu- und Ab-
gänge bei dieser Tauglichkeitsstufe die Waage halten. E s ist also da-
vo n auszugehen, dass am Ende derJahrgangsausschöpfung etwa 4 4
% der Männer derJahrgangs 1 9 9 0 deshalb nicht einb erufen werden
kö nnen, weil sie als nicht Wehrdienstfähige eingestuft waren .

4 4) Unabkömmlichstellungen sind seit Inkrafttreten des Wehr-
rechtsänderungsgesetzes 2 0 0 8 auf den Sp annungs- und Verteidi-
gungsfall b eschränkt. In Friedenszeiten sind aus b etrieblichen
Gründen nur no ch Zurückstellungen nach § 1 2 Ab s . 7 WPflG vo rge-
sehen, die nur so au sgespro chen werden dürfen, d ass eine Einberu-
fung vor Erreichen der Altersgrenze no ch möglich ist.

45) Die Zahl der eingestellten Zeitsoldaten ist nicht j ahrgangsb ezogen
angegeben . D a aber im Schnitt der letzten Jahren immer rund
1 1 . 5 0 0 Zeitsoldaten eingestellt wurden, ist d avon au szugehen, d ass
sich die Einstellungen auch gleichmäßig üb er die Geburtsj ahrgän-
ge verteilen .

4 6) Ersatzdienste an Stelle des Zivildienstes hab en 6 . 0 1 3 Kriegsdienst-
verweigerer geleistet, 3 2 4 wurden von der Zivildienstpflicht au sge-
schlo ssen o der befreit und 9 . 72 2 bei Tauglichkeitsüberprüfungen
als nicht zivildienstfähig eingestuft. E s blieb en also 8 8 . 4 89 Kriegs-
dienstverweigerer für den Zivildienst verfügb ar. D avon hab en
7 7. 8 8 6 vollen Zivildienst geleistet, das entspricht einer Ausschöp-
fungsquo te von 8 8 % . (D eutscher Bundestag, Drucksache 1 6/ 1 2 5 2 2
vom 2 6 . 0 3 . 2 0 09 , Antwort auf Frage 2 8 und 2 9) .

47) Schätzzahlen unter der Annahme , d ass sich Dienstau snahmen im
gleichen Umfang wie b eim Jahrgang 1 9 8 5 vorliegen und d as Bun-
desamt für den Zivildienst die angestrebte Ausschöpfungsquote
von 9 0 % nicht ganz erreicht.

Für den Vergleich der Au sschöpfung der Wehr-
dienst- und Zivildienstpflichtigen ergibt sich folgen-
de Üb ersicht:



Für die »Innenwirkung des Geb ots der Wehrge-
rechtigkeit« ergeb en sich folgende dringliche Fra-
gen :

Erstens stellt sich die Frage , ob eine Au sschöp-
fung der für den Wehrdienst Verfügb aren die sem
Geb ot entspricht, wenn nur j eder Zweite die ser
Männer zum Wehrdienst einberufen werden kann .
D er Bunde sminister der Verteidigung scheint der
Ansicht zu sein, dass eine Au sschöpfungsquote von
8 0 % erreicht sein mü sse , um dem Geb ot zu entspre-
chen

4 8)

. D ann mü ssten vom Jahrgang 1 9 9 0 nicht
5 8 . 8 0 0 , sondern 9 2 . 0 0 0 Männer einb erufen wer-
den, um diese Quote zu erreichen . B ei dem b ereits
abgeschlo ssenen Geburtsj ahrgang 1 9 8 5 konnten
immerhin noch 6 6 % der Verfügb aren einb erufen
werden . Die vom Verteidigungsministerium ange-
strebte Quote wurde ab er auch in diesem Jahrgang
nicht erreicht.

Zweitens ist mit Blick auf die »Innenwirkung des
Geb ots der Wehrgerechtigkeit« zu fragen, ob vorab −
um die Zahl der Verfügb aren zu senken − tatsächlich
3 4 , 8 % des Jahrgangs 1 9 8 5 bzw. 4 4 % des Jahrgangs
1 9 9 0 als »nicht wehrdienstfähig« einge stuft werden
dürfen. B egründet wird die se hohe Au smu sterungs-
quote mit den erhöhten Anforderungen, die sich au s
den Au sland seinsätzen der Bunde swehr ergeb en .
Wehrpflichtige werden zur Lande sverteidigung ein-
b erufen und nehmen an den Au slandseinsätzen der
Bunde swehr nur als Freiwillige teil (und auch dann
nur in der Zeit, die nach dem Grundwehrdienst frei-
willig länger gedient wird) .

Drittens stellt sich für die »Innenwirkung de s Ge-
b ots der Wehrgerechtigkeit« die Frage , ob b estimm-
te B efreiungstatb e stände wirklich sicherheitspoli-
tisch b egründet sind . Warum werden Verheiratete ,
eingetragene Leb ensp artner o der Väter mit Sorge-
recht

49)

von der Wehrdienstleistung b efreit, wo do ch
die familiäre Situ ation durch das Unterhaltssiche-
rungsge setz abgefedert wird und eine heimatnahe
Verwendung geplant werden kann, so dass die Ab-
wesenheitszeiten während der Grundwehrdienstes
der einer normalen B erufstätigkeit nahe kommen?
Warum werden Wehrpflichtige , die zwei Ge schwis-
ter mit Dienstleistung

5 0)

hab en, von der Wehrdienst-
leistung b efreit? Weder sind die se Männer − sofern
sie tauglich gemu stert sind − ungeeignet, Wehr-
dienst zu leisten, no ch b elastet sie die Wehrdienst-
leistung mehr als andere Wehrpflichtige , die Einzel-
kinder sind oder nur einen Bruder oder eine
Schwe ster mit Dienstleistung hab en . D ass der Ge-
setzgeb er eine j ahrelange − ge setzwidrige − Praxis
der Wehrverwaltung im Nachhinein durch die Auf-
nahme ins Wehrpflichtgesetz für rechtmäßig erklärt
hat, kann kein sicherheitspolitischer Grund für die
B efreiung von der Wehrdienstleistung sein.

5 1 )

Viertens ist für die »Innenwirkung des Geb ots
der Wehrgerechtigkeit« zu fragen, ob Au sschöp-
fungsquoten b ei Wehr- und Zivildienstpflichtigen
unterschiedlich au sfallen dürfen . Während vom Ge-
burtsj ahrgang 1 9 8 5 von den verfügb aren Wehr-
dienstpflichtigen 66 % tatsächlich zum Wehrdienst
herangezogen wurden, waren e s b ei den Zivildienst-
pflichtigen 8 8 % . Vom Geburtsj ahrgang 1 9 9 0 kön-
nen nur noch 5 1 % zum Wehrdienst einb erufen wer-
den . B eim Zivildienst soll die Au sschöpfungsquote
ab er weiterhin b ei 9 0 % liegen.

D em BVerfG lag d as Zahlenmaterial zur »Innen-
wirkung de s Geb ots der Wehrgerechtigkeit« vor. E s
hätte die sich darau s ergeb enden Fragen zum
Gleichb ehandlungsgeb ot au s Art. 3 GG durchau s
selb er b eantworten können

5 2 )

, um dann verglei-
chend zu b ewerten, ob 6 6 % Einb erufene dem Ver-
fassungsgeb ot genügen bzw. eine no ch zulässige
»Lücke« im Sinn des BVerwG

5 3 )

sein können .

III . Rechtspolitische Debatte

Solange d as Bundesverfassungsgericht weiterhin
Vorlagen der Verwaltungsgerichte für unzulässig er-
klärt, müssen die Problemb ereiche , die sich au s der
ungerechten Au sgestaltung der Wehrpflicht erge-
b en, öffentlich diskutiert werden . D ab ei sollte nicht
nur die Frage nach der politischen und gesellschaft-
lichen B ewertung, sondern j eweils auch die verfas-
sungsrechtliche Zulässigkeit der Einzelvorschriften
des Wehrpflicht- und des Zivildienstge setzes in den
Blick genommen werden . Sechs Problemb ereiche
werden im Folgenden kritisch vorge stellt :

1 . Jeder dritte Mann wird für untauglich erklärt, ob-
wohl er in Lage wäre , b ei der Lande sverteidigung
mitzuwirken .

Vor gut zehn Jahren, 1 9 9 8 , wurden 1 1 , 4 % der
Männer b ei der Musterung als »nicht wehrdienstfä-
hig« einge stuft

5 4)

; 2 0 0 8 waren e s 45 , 2 %
5 5 )

, im ersten
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1 2 8 6) und dann um die Anrechenb arkeit weiterer Dienstfo rmern
erweitert mit dem »Zweiten Zivildienstgesetzänderungsgesetz«
vom 2 7. 09 . 2 0 04 (B GBl . I , 2 3 5 8) . Die Kommentatoren äußern Zwei-
fel an der Zulässigkeit einer solchen Regelung (B öhm-Tettelb ach in :
Wehrpflichtgesetz − Kommentar zu § 1 1 Rn. 1 6 ff. ; Steinlech-
ner/Walz in : Wehrpflichtgesetz − Kommentar zu § 1 1 Rn . 4 8 ff.)

5 2 ) Mö glicherweise hat sich d as Gericht ab er auch durch die Rechen-
künste des Bundesverteidigungsministers verunsichern lassen .
Dieser hat am 0 5 . 09 . 2 0 0 9 im Norddeutschen Rundfunk in der Sen-
dung » Streitkräfte und Strategien« zur Wehrgerechtigkeit ausge-
führt : »Wenn Sie rund 4 0 0 . 0 0 0 Jugendliche hab en, dann waren bei
den einb erufenen Jahrgängen rund 2 0 Prozent untauglich . Also
dann sind Sie scho n einmal bei 3 2 0 . 0 0 0 . D ann waren in etwa die
Hälfte [von ] dieser Zahl Zivildienstleistende , also Wehrdienstver-
weigerer. D ann sind Sie b ei rund 1 70 . 0 0 0 . D ann hatten [ wir ] eine
Zahl von 2 0 . 0 0 0 , 2 5 . 0 0 0 , die j etzt erstens beim THW die Zeit ma-
chen, o der b ei der Feuerwehr o der dritte Söhne sind o der verheira-
tet sind - die berufen wir auch nicht ein . D ann waren Sie no ch bei
1 5 0 . 0 0 0 . Und davon haben wir 1 2 5 . 0 0 0 - ich sage j etzt nur die Rund-
Zahl - einb erufen, das heißt also rund 8 0 Prozent. D as ist im Grunde
genommen die Aufgliederung . Und wenn immer wieder steht, vo n
4 0 0 . 0 0 0 werden nur 60 . 0 0 0 einb erufen, dann ist d as einfach
falsch. « D er NDR ko mmentiert diese Stellungnahme so : »Mit diesem
für Kritiker etwas eigenwilligen Verständnis von Wehrgerechtig-
keit ist der Verteidigungsminister im Juli b eim Bundesverfassungs-
gericht durchgekommen . Die Karlsruher Richter wiesen nämlich
erneut eine Vorlage des Verwaltungsgerichts Köln zurück, in der
die gegenwärtige Einb erufungspraxis als verfassungswidrig beur-
teilt wurde . «

5 3 ) BVerwG 6 C 9 . 04 vom 1 9 . 0 1 . 2 0 0 5 , vergl . FN 6 5
5 4) Peter Tobiassen, Wehrgerechtigkeit 2 0 0 5 , Tabelle 4
5 5 ) D eutscher Bundestag, Drucksache 1 6/ 1 2 5 2 2 vom 2 6 . 0 3 . 2 0 0 9 , Ant-

wort auf Frage 6
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4 8) Bundesminister D r. Franz Jo sefJung auf der Veranstaltung »Forum
Wehrpflicht« des D eutschen Bundeswehrverb andes am
2 3 . 09 . 2 0 0 8 in B erlin : »Wir brauchen Ausschöpfungsquoten, die j en-
seits dieser kritischen Rechtsprüfung standhalten . D aher hab e ich
durch eine Erhöhung der Veranschlagungsstärke der Grundwehr-
dienstleistenden die Au sschöpfungsquote so vergrößert, d ass wir
wieder mit Quoten j enseits der 8 0 Prozent rechnen können. D amit
erfüllen wir sicher d as wichtige Prinzip der Wehrgerechtigkeit. «

49) § 1 1 Ab s . 2 Nr. 3 WPflG
5 0) § 1 1 Ab s . 2 Nr. 2 WPflG
5 1 ) Zunächst mit der »Novelle WPflG 1 9 9 4« vom 2 1 . 0 6 . 1 9 9 4 (B GBl . I ,



H albj ahr 2 0 0 9 gar 45 , 9 %
5 6)

. Ursache für diese Verän-
derungen sind zwei Ge setzesnovellen in den Jahren
2 0 0 1

5 7)

und 2 0 0 4
5 8)

. Nach einer öffentlichen Disku s-
sion Anfang der 1 9 9 0 er Jahre üb er »hohe« Ausmuste-
rungsquoten, in den Jahren bis 1 9 94 immerhin um
die 1 8 % , kam der Ge setzgeb er zu dem Schlu ss , d ass
es nicht angehen könne , dass Männer, die durchaus
Funktionen im Rahmen der Landesverteidigung
wahrnehmen könnten, durch eine Au smu sterung
von der Wehrpflicht b efreit wurden. D er Tauglich-
keitsgrad T7 wurde eingeführt, Wehrpflichtige
konnten damit als »verwendungsfähig für b estimm-
te Tätigkeiten des Grundwehrdienstes unter Frei-
stellung von der Grundau sbildung« eingestuft wer-
den . Mit dieser Entscheidung hat der Gesetzgeb er
auf Vorschlag der d amaligen Regierungsfraktionen
CDU/C SU und FDP fe stgelegt

5 9)

, welcher Anteil der
Männer eines Jahrgangs auch nach dem Ende des
Kalten Krieges potenziell für die Landesverteidi-
gung einge setzt werden kann. D as sind nämlich die-
j enigen, die auf Grund ihrer körperlichen und geisti-
gen Fähigkeiten in der Lage sind , Aufgab en im Rah-
men der militärischen Landesverteidigung zu üb er-
nehmen .

D a statt rund 8 0 % nun gut 8 8 % de s Jahrgangs als
tauglich eingestuft wurden, standen mehr Männer
als zuvor für den Wehrdienst zur Verfügung . D em
lief zuwider, d ass der Wehrpflichtigenanteil von
1 1 2 . 0 0 0 Männern de s 1 9 94 eingeführten Personal-
strukturmo dells »PSM 3 4 0«

6 0)

auf 5 3 . 0 0 0 Wehrpflich-
tige de s »PSM 2 0 0 0«

6 1 )

sank. Die Schere zwischen ver-
fügb aren und einb erufb aren Wehrpflichtigen ver-
größerte sich in einem Maße , d ass die Politik eine er-
neute Disku ssion um die Wehrgerechtigkeit fürch-
tete − zu Recht. Diej enigen, die zuvor durchau s b ei
der Landesverteidigung mitwirken konnten, sollten
nun wieder als »nicht wehrdienstfähig« eingestuft
werden . Mit einem »Bunde swehrneu ausrichtungs-
gesetz«

62 )

wurde der Tauglichkeitsgrad T7 wieder
au s dem Wehrpflichtgesetz entfernt.

6 3 )

Mit der Umsetzung de s Personalstrukturmodells
2 0 1 0 wurde der Anteil der Wehrpflichtigen weiter
reduziert. Nur no ch 3 0 . 0 0 0 der 2 5 0 . 0 0 0 Dienstpo s-

ten sind für Grundwehrdienstleistende vorge sehen.
D er B ed arf der Streitkräfte sinkt auf 1 3 % der Män-
ner eines Jahrgangs .

6 4)

D as BVerwG hatte 2 0 0 5 entschieden
6 5 )

, d ass
Wehrgerechtigkeit

6 6)

d ann hergestellt sei, wenn die
Zahl der verfügb aren Wehrpflichtigen die Zahl der
tatsächlich einb erufenen Wehrpflichtigen nicht we-
sentlich üb ersteigt. Mit dieser Entscheidung hielt
das Bundesverwaltungsgericht die Gesetze sände-
rung

67)

au s dem Jahr zuvor au sdrücklich für zulässig
und sachgerecht. D er Bunde stag hatte die Tauglich-
keitsgruppe T3 (»verwendungsfähig mit Einschrän-
kung in der Grundau sbildung und für b estimmte Tä-
tigkeiten«) au s § 8 a WPflG ge strichen . Die so einge-
stuften, bisher tauglichen Wehrpflichtigen, wurden
durch die se Änderung »nicht wehrdienstfähig« .
Zum Zeitpunkt der Gesetzesänderung gab e s üb er
1 0 0 . 0 0 0 noch einb erufb are Wehrpflichtige , die die-
sen Tauglichkeitsgrad hatten . Sie wurden − ohne
sachlichen Grund − von der Wehrpflicht b efreit.

D as Verwaltungsgericht Köln hat sich in dem Vor-
lageb eschlu ss mit genau die ser Frage b efasst. E s ist
üb erzeugt, dass der Gesetzgeb er die Tauglichkeits-
kriterien nicht b eliebig so verändern d arf, dass sich
der Anteil der Nicht-Wehrdienstfähigen fast vervier-
facht, also von 1 2 % auf 4 6 % steigt. Verfassungsrecht-
lich stellt sich genau die se Frage : Dürfen Männer, die
in der Lage sind , Aufgab en im Rahmen der Lande s-
verteidigung zu üb ernehmen, im Rahmen einer »all-
gemeinen Wehrpflicht« ohne b e sonderen Grund
von der Wehrpflicht b efreit werden?

O der anders gefragt: Dürfen wehrdienstfähige
Männer, die mit großer Wahrscheinlichkeit nicht
einb erufen würden, weil es geeignetere Wehr-
pflichtige gibt, au s scheinb ar gesundheitlichen
Gründen ganz von der Wehrpflicht b efreit werden?
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5 6) Pressestelle des Bundesministeriums der Verteidigung per E-Mail
im Juli 2 0 09

5 7) Mit Wirkung vom 0 1 . 0 1 . 2 0 0 1 wurden Wehrpflichtige mit dem
Tauglichkeitsgrad T7 nicht mehr einberufen, der Tauglichkeits-
grad mit dem Bundeswehrneu au srichtungsgesetz wieder aus dem
Wehrpflichtgesetz gestrichen (Gesetz zur Neu au srichtung der
Bundeswehr vo m 2 0 . 1 2 . 2 0 0 1 , B GBl . I 4 0 1 3 ) .

5 8) Zweites Zivildienstgesetzänderungsgesetz vom 2 7. 09 . 2 0 04 , B GBl .
I , 2 3 5 8

59) Zweites Gesetz zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes und des Zi-
vildienstgesetzes vom 2 1 . 0 6 . 1 9 9 4 (B GBl . I 1 2 8 6)

60) » 3 4 0« stehen für den Umfang von 3 4 0 . 0 0 0 Soldatinnen und Solda-
ten .

6 1 ) » 2 0 0 0« steht in diesem Fall für die Jahreszahl, an dem die neue Struk-
tur eingenommen sein soll .

62 ) vom 2 0 . 1 2 . 2 0 0 1 (B GBl I 4 0 1 3)
6 3 ) »D er bisherige Verwendungsgrad »verwendungsfähig für b estimm-

te Tätigkeiten des Grundwehrdienstes unter Freistellung von der
Grund au sbildung« (T 7) entspricht nicht mehr den Anforderungen
der Streitkräfte . Im Zuge der Umstrukturierung der Bundeswehr ist
insb esondere durch Bündelung von Tätigkeiten eine Erhöhung der
Anforderungen an den Wehrpflichtigen zu erwarten. Die Zahl der
verfügb aren Dienstpo sten mit dem heutigen Mindestprofil für
Wehrpflichtige mit dem Verwendungsgrad T 7 wird sich so weit
verringern, d ass unter dem Gesichtspunkt der Einsatzfähigkeit der
verkleinerten Streitkräfte die Schwelle der Wehrdienstfähigkeit
durch Wegfall des Verwendungsgrades T 7 wieder angehoben wer-
den muss . « (B egründung der Bundesregierung zur Änderung des §
8 a Wehrpflichtgesetz, Bundestagsdrucksache 14/68 8 1 vom
1 0 . 09 . 2 0 0 1 )

6 4) D avon geht auch das BVerfG in der aktuellen Entscheidung au s
(BVerfG, 2 BvL 3/09 vom 2 2 . 07. 2 0 09 , Ab satz 1 3 ) : »D er Vorlagebe-
schluss geht offensichtlich d avon au s, dass die Wehrgerechtigkeit
verletzt ist, wenn gegenwärtig nur no ch j eder fünfte Mann eines
Jahrgangs zum Wehrdienst einb erufen werde . D ass diese Zahl sich
in einer realistischen Größenordnung b ewegt, ergibt der Blick et-
wa auf das Planungsj ahr 2 0 0 8 , für das , au sgehend von 45 2 . 076 er-
fassten Angehörigen des Geburtsj ahrgangs 1 9 9 0 und 5 8 . 8 0 0 Einbe-
rufungen zum Wehrdienst, eine Au sschöpfungsquote von unge-
fähr 1 3 % zu ermitteln ist. «

6 5 ) BVerwG, 6 C 9 . 04 vom 1 9 . 0 1 . 2 0 0 5 . Leitsatz : »Vermindert sich der B e-
d arf der Bundeswehr an Wehrpflichtigen, kann dies d azu führen,
d ass sich zwischen der Zahl der für die Bundeswehr verfügb aren
und der Zahl der tatsächlich einb erufenen Wehrpflichtigen eine
Lücke auftut, die mit dem Grund satz der Wehrgerechtigkeit nicht
mehr vereinb ar ist. Unter solchen Voraussetzungen mu ss der Ge-
setzgeb er reagieren, um durch eine Neuregelung der Verfügb ar-
keitskriterien o der auf andere Weise für verfassungsgemäße Zu-
stände zu sorgen . « In der Urteilsb egründung heißt es d ann weiter:
»Wehrgerechtigkeit ist also nur gewährleistet, wenn die Zahl derj e-
nigen, die tatsächlich Wehrdienst leisten, der Zahl derj enigen, die
nach Maßgab e der B estimmungen des Wehrpflichtgesetzes für den
Wehrdienst zur Verfügung stehen, zumindest nahe kommt. Die ver-
fügb aren Wehrpflichtigen eines Altersj ahrgangs müssen d aher,
von einem administrativ unvermeidb aren ,Au sschöpfungsrestë ab-
gesehen, b is zum Erreichen der Altersgrenze ( § 5 Ab s . 1 WPflG) ih-
ren Grundwehrdienst ab solviert hab en« . Nach dieser Entschei-
dung wäre es also auch zulässig, b ei einem B ed arf der Streitkräfte an
5 . 0 0 0 Wehrpflichtigen die Tauglichkeitskriterien so zu ändern,
d ass nur no ch gut 5 . 0 0 0 taugliche Wehrpflichtige vomJahrgang üb-
rigbleib en.

6 6) »Die allgemeine Wehrpflicht ist Au sdruck des allgemeinen Gleich-
heitsgedankens . Ihre Durchführung steht unter der Herrschaft des
Artikels 3 Ab satz 1 Grundgesetz . « Bundesverfassungsgericht, 2 BvF
1 /7 7 u . a. , Urteil vom 1 3 . 04 . 1 978 , Leitsatz 2 . Ko nkret geht es d ab ei

um das »Verfassungsgeb ot der staatsbürgerlichen Pflichtengleich-
heit in Gestalt der Wehrgerechtigkeit« , dem »nicht scho n dadurch
genügt [ wird ] , dass die Wehrpflichtigen entweder zum Wehrdienst
o der zum Ersatzdienst herangezogen werden . « Leitsatz 6 .

67) Zweites Zivildienstgesetzänderungsgesetz vom 2 7. 09 . 2 0 0 4 , B GBl .
I , 2 3 5 8



Gesetzgeb er und Wehrverwaltung hab en nach prag-
matischen Ge sichtspunkten die Kriterien für die
Wehrpflichtigkeit so verändert, d ass nur der Anteil
übrig bleibt, der für den Grundwehrdienst ge-
braucht wird . Wird damit dem verfassungsrechtli-
chen Geb ot der Gleichb ehandlung und der Gleich-
b elastung genüge getan?

Die Wehrpflichtigen selb st erleb en die heutigen
Regelungen als Willkür.

2 . Nur 1 3 % eines Jahrgangs werden für die Landes-
verteidigung gebraucht.

Nach der heutigen Personalstruktur der Bundes-
wehr sind von den 2 5 0 . 0 0 0 Sold atinnen und Sold a-
ten rund 5 5 . 0 0 0 Wehrpflichtige , 3 0 . 0 0 0 Grund-
wehrdienstleistende mit einer Dienstzeit von 9 Mo-
naten und 2 5 . 0 0 0 freiwillig länger Wehrdienst Leis-
tende mit einer durchschnittlichen Dienstdauer
von 2 0 Monaten. Pro Jahr können knapp 60 . 0 0 0
Männer zu einer dieser Wehrdienstarten herangezo-
gen werden . B ei einer Geburtsj ahrgangsstärke von
zurzeit rund 4 4 0 . 0 0 0 Männern b edeutet d as , dass
nur etwa 1 3 % eine s Jahrgangs einb erufen werden
können .

Ist eine »allgemeine Wehrpflicht«
68)

aufrecht zu
erhalten und zulässig, wenn nur j eder achte Mann zu
einer Wehrdienstleistung herangezogen werden
kann? B eschwert sich j eder achte Mann nicht zu
Recht, wenn er auf die sieb en anderen verweist, für
die in der Bunde swehr kein Platz ist, obwohl sechs
von denen körperlich und geistig in der Lage wären,
Aufgab en in der militärischen Lande sverteidigung
zu üb ernehmen?

D em Verfassungsgericht hätte sich die Frage stel-
len mü ssen, ob b ei einer Wehrpflicht, die sich »allge-
meine Wehrpflicht« nennt, nicht eine Militärorgani-
sation vorgesehen werden muss , die minde stens die
Hälfte (und bis zu zwei Dritteln) eines Wehrpflichti-
genj ahrgangs aufnehmen könnte . Selb st b ei den
schwächsten zukünftigen Jahrgängen mit 370 . 0 0 0
Männern würde das b edeuten, dass die Bundeswehr
1 8 5 . 0 0 0 (bis zu 2 5 0 . 0 0 0) von ihnen als Wehrdienst-
leistende aufnehmen könnte .

3 . Keine Wehrübungen für ehemalige Grundwehr-
dienstleistende

Die allgemeine Wehrpflicht soll der militäri-
schen Sicherheitsvorsorge

69)

dienen . D er männliche
Teil der B evölkerung durchläuft eine militärische
Au sbildung, um im Verteidigungsfall »zu den Waffen
gerufen« zu werden und zum Schutz de s Landes und
seiner B evölkerung b eitragen zu können. Diese
»Aufwuchsfähigkeit«

70)

der Streitkräfte ist ein we-

sentliches Element der Philo sophie der allgemeinen
Wehrpflicht. D as Verteidigungsministerium gibt
den Ergänzungsumfang für den Verteidigungsfall
mit »8 0 . 0 0 0 bis 1 0 0 . 0 0 0 Re servistinnen und Reser-
visten«

7 1 )

an .
Wenn j ährlich knapp 60 . 0 0 0 Wehrdienstleisten-

de zum Grundwehrdienst einb erufen werden, ist
der B ed arf für den Ergänzungsumfang im Verteidi-
gungsfall nach zwei Wehrpflichtj ahren b ereits mehr
als gedeckt. D er Wehrdienst wird üblicherweise mit
etwa 2 0 Jahren geleistet. Die ehemaligen Wehr-
dienstleistenden unterliegen dann − wie die unge-
dienten Wehrpflichtigen auch − bis zu ihrem 3 2 . Ge-
burtstag der Wehrüb erwachung . So lange halten die
Kreiswehrersatzämter die Personald aten auf aktuel-
lem Stand . Ständig stehen also rund 72 0 . 0 0 0 ehema-
lige Wehrdienstleistende als Re servisten zur Verfü-
gung, von denen ab er nur maximal 1 0 0 . 0 0 0 tatsäch-
lich für den Verteidigungsfall eingeplant werden .
Mindestens 62 0 . 0 0 0 Wehrpflichtige aus die ser
Gruppe hab en den Wehrdienst geleistet, ohne für
den Verteidigungsfall eingeplant werden zu kön-
nen. Hinzu kommen die j ährlich mehr als 1 5 . 0 0 0
Zeitsoldatinnen und Zeitsold aten, die nach dem
Dienstende eb enfalls als Re servistinnen und Reser-
visten zur Verfügung stehen . Schon die in den letz-
ten sechs Jahren entlassenen Zeitsoldatinnen und
Zeitsoldaten reichen au s , um den Aufwuchs auf den
Verteidigungsumfang der Streitkräfte zu gewähr-
leisten. Wegen ihrer deutlich höheren militärischen
Qualifikation

72 )

dürften sie zum üb erwiegenden Teil
diej enigen stellen, die für den Verteidigungsumfang
der Streitkräfte eingeplant werden . E s ist in der Pra-
xis davon au szugehen, dass ehemalige Grundwehr-
dienstleistende für die Landesverteidigung nicht
eingeplant werden, weil genügend andere ehemali-
ge Sold atinnen und Sold aten weitau s geeigneter
sind .

In der Truppe wird d avon au sgegangen, d ass die-
j enigen, die innerhalb der letzten drei Jahre nicht ak-
tiv im Rahmen von Wehrübungen mit den Aufga-
b en, der Technik und der Struktur der Truppe ver-
traut geblieb en sind , praktisch wieder b ei »Null« an-
fangen, wenn sie erneut einb erufen werden sollten .
Mit der Reservistenkonzeption 2 0 0 3

7 3 )

wurde die
Einb erufung zu Wehrübungen von einer vorheri-
gen freiwilligen Verpflichtungserklärung des ehe-
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68) So heißt es in § 1 WPflG unter der Üb erschrift »Allgemeine Wehr-
pflicht« : »Wehrpflichtig sind alle M änner vom vollendeten 1 8 . Le-
b ensj ahr an, die D eutsche im Sinne des Grundgesetzes sind und ih-
ren ständigen Aufenthalt in der Bundesrepublik D eutschland ha-
b en . «

69) Verteidigungsminister Dr. Franz Jo sef Jung auf der Veranstaltung
»Forum Wehrpflicht« des D eutschen Bundeswehrverb andes am
2 3 . 09 . 2 0 0 8 in B erlin: »Ich bin der festen Üb erzeugung, dass die
Wehrpflicht gerade vo r dem Hintergrund der neuen sicherheitspo-
litischen Herau sforderungen auch zukünftig notwendig und sehr
sinnvoll ist. D ie allgemeine Wehrpflicht ist Au sdruck der Sicher-
heitsvo rso rge eines Staates für seine Bürgerinnen und Bürger. «

70) »Während des Kalten Krieges dienten Reservisten vo r allem dazu ,
angesichts der massiven militärischen B edrohungspotentiale die

Aufwuchsfähigkeit und den Personalersatz der Bundeswehr zu ge-
währleisten . Auch das Territorialheer, dem die Aufgab e des Schut-
zes rückwärtiger Gebiete und kritischer Infrastruktur zufiel, um
die Operationsfreiheit der NATO-Streitkräfte zu sichern, stützte
sich fast au sschließlich auf mobilmachungsabhängige Heimat-
schutzverb ände ab . Ende der 1 9 8 0er Jahre waren rund 3 0 0 0 0 0 Re-
servisten in den Teilstreitkräften und rund 5 5 0 0 0 0 im Territorial-
heer eingeplant. D er Verteidigungsumfang lag b ei rund 1 , 3 Millio-
nen Mann. « Aus : Jan-Philipp Weisswange , » Reservisten der Bundes-
wehr - Ihre Rolle für Militär und Gesellschaft in der Transformati-
on« , Quelle : http ://www. bundeswehr. de/fileserving/PortalFi-

les/02 D B 1 3 1 3 0 0 0 0 0 0 0 1 /W2 7 Q8HTZ4 3 1 INFODE/v_3 _reservis-
ten-der-bundeswehr. pdf

7 1 ) Weißbuch 2 0 0 6 zur Sicherheitspolitik D eutschlands und zur Zu-
kunft der Bundeswehr, Seite 1 60

72 ) D as gilt für alle Dienstgradgruppen gleichermaßen . Wer vier o der
mehr Jahre als Mannschaftsdienstgrad in der Bunde swehr war, ist
deutlich qu alifizierter und erfahrener als ein Wehrdienstleistender
mit neun Monaten Dienstzeit.

73 ) » KONZEPTION für die Reservisten und Reservistinnen der Bundes-
wehr (KResBw)« vom 1 0 . 09 . 2 0 0 3 , http ://www. streitkraefteb a-

sis . de/fileserving/PortalFiles/02 D B 0 4 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 /W2 6CJK8L7 1
9 INFODE/kresbw_2 0 0 3 . pdf?yw_repo sito ry=you atweb



maligen Sold aten abhängig gemacht. D er Streitkräf-
teumfang sieht 2 . 4 0 0 Wehrübungsplatze

74)

vor, die
ab er weitgehend von den auf freiwilliger B asis an
Au slandseinsätzen der Bundeswehr teilnehmenden
ehemaligen Zeit- und B erufssoldaten b elegt werden.
Ehemalige Grundwehrdienstleistende werden nur
noch zu einem verschwindend geringen Teil zu
Wehrübungen herangezogen − und das auch nur auf
ihren ausdrücklichen Wunsch .

Vom Geburtsj ahrgang 1 9 8 1 − inzwischen 2 8 Jah-
re alt und im Durchschnitt vor mehr als fünfJahren
au s dem Grundwehrdienst au sge schieden − hatten
Ende 2 0 0 8 1 14 . 8 6 6 Männer Grundwehrdienst o der
freiwillig verlängerten Wehrdienst geleistet. Von ih-
nen wurden − auf freiwilliger B asis − 1 . 02 1 (o der
0 , 9 %) zu Wehrübungen herangezogen . Üb er 9 9 %
der Wehrdienstleistenden de s Geburtsj ahrgangs
1 9 8 1 konnten nicht zu einer Wehrübung einb erufen

werden . Sie würden, weil der letzte Kontakt zum
praktischen Truppendienst länger als drei Jahre zu-
rückliegt, auch ohne eine no chmalige Au sbildung
nicht mehr in den Truppendienst im Rahmen eines
Verteidigungsfalle s eingebunden werden können .

Ist es aber zulässig − und diese Frage stellte sich
dem BVerfG nach den dem Gericht vorliegenden
Materialien − , Männer unter Einschränkung der
Grundrechte und mit den b ekannten Nachteilen für
den Au sbildungs- und B erufsweg zum Grundwehr-
dienst einzub erufen, wenn die Einb erufung zum un-
b efristeten Wehrdienst im Verteidigungsfall weder
durch Wehrübungen vorb ereitet worden ist, no ch
von der Anzahl der Dienstpo sten organisatorisch
durchgeführt werden kann?

4 . Verheiratete und Väter sind auch im Verteidi-
gungsfall vom Wehrdienst b efreit.

D as Wehrpflichtgesetz zählt eine Reihe von Tat-
b e ständen auf, die von Amts wegen

75 )

o der auf An-
trag

76)

zur B efreiung vom Wehrdienst führen . »Wehr-
dienst« umfasst nach § 4 WPflG

7 7)

nicht nur den
Grundwehrdienst, sondern auch die Wehrübungen
und den unb efristeten Wehrdienst im Sp annungs-
und Verteidigungsfall . Die B efreiungstatb estände ,
die von Amts wegen gelten, können von den Wehr-
pflichtigen nicht kurzfristig herb eigeführt werden.
Anders sieht e s b ei den Tatb eständen au s , die auf An-
trag zur B efreiung führen. Praktisch alle Männer er-
reichen im Laufe ihrer Pflicht, im Verteidigungsfall
Wehrdienst leisten zu mü ssen

78)

, einen B efreiungs-

tatb estand . 9 1 % der heute 60-Jährigen sind o der wa-
ren verheiratet. D as gilt für zwei Drittel der 4 0-Jähri-
gen und für mehr als die Hälfte der 3 0-Jährigen

79)

. Vä-
ter mit Sorgerecht und Männer, die in eingetragenen
Leb enspartnerschaften

8 0)

leb en, sind in diesen Zah-
len noch nicht einmal enthalten .

Wenn es b ei der allgemeinen Wehrpflicht um
Vorsorge für den Verteidigungsfall geht, dann stellt
sich die Frage , ob Wehrdienst verlangt werden darf,
wenn mit einer erheblichen Wahrscheinlichkeit da-
von au szugehen ist, d ass vor Eintritt des Verteidi-
gungsfalle s ein B efreiungsgrund eintritt.

D er B efreiungstatb e stand kann j ederzeit geltend
gemacht werden, sofern er nach der Mu sterung ein-
tritt. D as gilt auch für b ereits zum Wehrdienst einb e-
rufene Wehrpflichtige sowie für diej enigen, die b e-
reits Wehrdienst leisten − in Friedenszeiten b eim
Grundwehrdienst und im Verteidigungsfall b eim
unb efristeten Wehrdienst

8 1 )

. Jeder Wehrpflichtige
kann b ei einer Einb erufung im Verteidigungsfall
selb st entscheiden, ob der dem Einb erufungsb e-
scheid Folge leistet o der ab er gemeinsam mit einer
unverheirateten Frau oder einem anderen Einb eru-
fenen b eim Standesamt eine Ehe bzw. eine eingetra-
gene Leb ensp artnerschaft eingeht

8 2 )

.
Wer sich dem Wehrdienst durch Selb stverstüm-

melung, also zum B eispiel mit einem Schu ss durch
den Fuß, entzieht, wird mit Gefängnis von bis zu
fünfJahren b e straft

8 3 )

− nicht nur im Kriege , sondern
auch in Friedenszeiten . Wer hingegen auf Grund ei-
ner freien Willensentscheidung eine Ehe oder eine
eingetragene Leb enspartnerschaft eingeht, wird
vom Wehrdienst b efreit − in Friedenszeiten wie im
Kriege .

Ist e s verfassungsrechtlich zulässig, auf der einen
Seite in Friedenszeiten Wehrdienst unter Einschrän-
kung von Grundrechten zu verlangen, wenn im Ver-
teidigungsfall die B efreiung von die sem Dienst auf
Grund einer freien Willensentscheidung des Wehr-
pflichtigen herb eigeführt werden kann? Ist es ver-
fassungsrechtlich zulässig, die Landesverteidigung
im Rahmen einer allgemeinen Wehrpflicht den kin-
derlo sen Junggesellen zu üb erlassen?

5 . Ersatzdienste sind Ersatz für gar nichts .
D as Bundesverfassungsgericht äußert sich in der

hier diskutierten Entscheidung no ch einmal eindeu-
tig zu dem Verhältnis von Wehrdienst und Zivil-
dienst: »D er Ersatzdienst tritt dab ei nur an die Stelle
des im Einzelfall rechtmäßig verweigerten Wehr-
dienstes und ersetzt diesen. Eine Umdeutung der Er-
satzdienstpflicht in eine selb ständige , neb en der
Verpflichtung zur Ableistung des Wehrdienstes ste-
hende Alternativpflicht ist nicht möglich (vgl .
BVerfGE 4 8 , 1 2 7, 1 6 5 ) . «

8 4)

H at ab er die Bunde sregie-
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74) Weißbuch 2 0 0 6 zur Sicherheitspolitik D eutschland s und zur Zu-
kunft der Bundeswehr, Seite 1 5 5

75 ) § 1 1 Ab s . 1 WPflG (Geistliche , Schwerbehinderte , bei internationa-
len B ehörden Tätige) .

76) § 1 1 Ab s . 2 WPflG (Wehrpflichtige , deren Vater, Mutter, B ruder
o der Schwester an den Folgen einer Wehr- o der Zivildienstb eschä-
digung versto rben sind , deren zwei Geschwister Dienst (Wehr-
dienst, Zivildienst, Freiwilliges Jahr etc .) geleistet haben o der die
verheiratet, eingetragene Leb ensp artner b zw. Väter mit Sorgerecht
sind) .

7 7) Wehrpflichtgesetz : § 4 Arten des Wehrdienstes
( 1 ) D er nach Maßgabe dieses Gesetzes zu leistende Wehrdienst um-
fasst 1 . den Grundwehrdienst ( § 5 ) , 2 . die Wehrübungen ( § 6) , 3 . die
b eso ndere Au slandsverwendung ( § 6a) , 4 . den freiwilligen zusätzli-
chen Wehrdienst im Anschluss an den Grundwehrdienst ( § 6b) , 5 .
die Hilfeleistung im Innern ( § 6c) , 6 . die Hilfeleistung im Au sland
( § 6d) und 7. den unb efristeten Wehrdienst im Spannungs- und Ver-
teidigungsfall .

78) Die Pflicht, Wehrdienst im Verteidigungsfall leisten zu mü ssen, en-
det nach § 3 Ab satz 5 Wehrpflichtgesetz mit Vollendung des 60 . Le-
b ensj ahres .

79) Statistisches Bundesamt, GENE SIS-Tab elle : B evölkerung: D eutsch-
land , Stichtag, Altersj ahre , Nationalität, Geschlecht, Familienstand ,
Stichtag 3 1 . 1 2 . 2 0 0 8

8 0) § 1 Leb ensp artnerschaftsgesetz
8 1 ) § 2 9 Ab satz 1 S atz 3 Nr. 4 WPflG
8 2 ) Die Tageszeitung TAZ b erichtete am 2 1 . 1 0 . 2 0 0 4 unter der Üb er-

schrift » Standesamt statt Schützengrab en« üb er die am 0 1 . 1 0 . 2 0 04
in Kraft getretene Wehrrechtsnovelle .

8 3 ) § 1 7 Wehrstrafgesetz
8 4) BVerfG, 2 BvL 3/09 vo m 2 2 . 07. 2 0 09 , Ab satz-Nr. 1 9



rung den Zivildienst nicht schon längst zu einer
» selb ständigen Alternativpflicht« au sgeb aut?

2 0 0 8 hab en 68 . 2 70 Wehrpflichtige den Wehr-
dienst angetreten

8 5 )

. D afür standen den Kreiswehr-
ersatzämtern rund 1 2 0 . 0 0 0 tatsächlich einb erufb a-
re Wehrpflichtige zur Verfügung

86)

. Im selb en Jahr
wurden 84 . 60 4

87)

anerkannte Kriegsdienstverwei-
gerer zum Zivildienst einb erufen . Weitere 6 . 2 47

8 8)

Kriegsdienstverweigerer hab en 2 0 0 8 anstelle des
Zivildienstes ein vom Bundesamt für den Zivildienst
mitfinanziertes Freiwilliges Jahr angetreten .

»D er Ersatzdienst tritt dab ei nur an die Stelle des
im Einzelfall rechtmäßig verweigerten Wehrdiens-
tes und ersetzt diesen. «

89)

Welche der gut 9 0 . 0 0 0
Kriegsdienstverweigerer, die einen Ersatzdienst an-
getreten hab en, hätten denn Wehrdienst leisten
mü ssen, wenn zu diesem selb st 3 0 . 0 0 0 oder 5 0 . 0 0 0
tatsächlich verfügb are Wehrpflichtige gar nicht ein-
b erufen werden konnten? Trat der Ersatzdienst tat-
sächlich »nur an die Stelle« des Wehrdienste s o der
doch eher » an die Stelle« von gar nichts , weil e s ohne
Kriegsdienstverweigerung nie zu einer Einb eru-
fung zum Grundwehrdienst gekommen wäre ? Ohne
Kriegsdienstverweigerung hätten die zum Zivil-
dienst einb erufenen Wehrpflichtigen nämlich nicht
die Anzahl der tatsächlich Wehrdienst Leistenden
vergrößert, sondern nur die Anzahl der verfügb a-
ren, ab er nicht einb erufenen Wehrpflichtigen . Die
Zahl der Einb erufungen zum Grundwehrdienst ist
nämlich durch die Zahl der im Bundeshau shalt vor-
gesehenen Dienstpo sten für Grundwehrdienstleis-
tende strikt b egrenzt.

2 0 0 8 hab en 1 0 . 9 2 5 einb erufene und au sfalls-
b enachrichtigte

9 0)

Wehrpflichtige und 3 . 49 3 Sold a-
ten den Kriegsdienst verweigert

9 1 )

. Wenn diese
Kriegsdienstverweigerer den Dienst im Zivildienst
fortge setzt hab en oder zum Zivildienst einb erufen
werden, ist deren Ersatzdienst »d ab ei nur an die Stel-
le de s im Einzelfall rechtmäßig verweigerten Wehr-
dienstes [ getreten ] und ersetzt diesen«

9 2)

. D as glei-
che gilt mit Sicherheit auch für eine Anzahl der
Kriegsdienstverweigerer, die b ereits vor der Einpla-
nung zum Wehrdienst den Kriegsdienst verweigert
hab en . Ab er gilt d as tatsächlich für alle 9 0 . 0 0 0
Kriegsdienstverweigerer?

2 0 0 8 wurden 2 4 3 . 1 6 6 Wehrpflichtige tauglich
gemustert

9 3 )

. Im selb en Jahr wurden 1 0 6 . 7 1 7 Wehr-
pflichtige als Kriegsdienstverweigerer anerkannt

94)

.

D anach b eträgt die Verweigererquote 4 4 % an den
tauglichen Wehrpflichtigen, 5 6 % standen für den
Wehrdienst zur Verfügung . 2 0 0 8 wurden 68 . 2 70
Wehrpflichtige zum Grundwehrdienst einb erufen .
Sie mü ssten folglich 5 6 % aller Einb erufenen sein .
Die Anteil der Einb erufenen zum Zivildienst mü sste
− wenn d as Prinzip »Ersatz für den im Einzelfall
rechtmäßig verweigerten Wehrdienst« durchgehal-
ten wird − 4 4 % b etragen, also 5 3 . 6 4 0 Einb erufun-
gen

9 5 )

. Tatsächlich wurden ab er üb er 9 0 . 0 0 0 in den
Zivildienst o der in ein Freiwillige s Jahr als unmittel-
b aren Zivildienstersatz geholt. Weit üb er 3 0 . 0 0 0 ha-
b en den Zivildienst eb en nicht als Ersatz für den
Wehrdienst geleistet.

Ist es verfassungsrechtlich zulässig, Einb erufun-
gen zum Zivildienst vorzunehmen, die weit üb er die
Ersatzleistungen für den ohne KDV-Anerkennung
zu leistenden Wehrdienst hinau sgehen? Liegt nicht
längst eine Umdeutung der Ersatzdienstpflicht in ei-
ne selb ständige , neb en der Verpflichtung zur Ablei-
stung des Wehrdienstes stehende Alternativpflicht
vor, die vorgenommen wird , weil e s b ei der Umset-
zung der Wehrpflicht nicht mehr um die Sicher-
heitsvorsorge , sondern nur noch um die Indienst-
bringung möglichst vieler Männer geht?

6 . Einb erufungen ohne sicherheitspolitische B e-
gründung

Unmittelb ar nach seinem Amtsantritt hat Vertei-
digungsminister Jung angeordnet, dass die Zahl der
Dienstpo sten für Wehrdienstleistende um 5 . 0 0 0 an-
gehob en wird . Schon im Weißbuch 2 0 0 6

9 6)

wurde
dafür als B egründung die »b estmögliche Au sschöp-
fung« der zur Einb erufung anstehenden Wehr-
pflichtigen angegeb en . In diesem Jahr hat der Ver-
teidigungsminister no ch einmal auf den Grund die-
ser Anordnung hingewiesen, nämlich »um von de-
nen der Bundeswehr tauglich zur Verfügung stehen-
den Jugendlichen 8 0 Prozent einb erufen zu kön-
nen« .

97)

Eine sicherheitspolitische B egründung, warum
der Streitkräfteumfang um 5 . 0 0 0 Dienstpo sten er-
höht wird o der warum im b estehenden Streitkräfte-
umfang die Zahl der Zeit- und B erufssoldaten verrin-
gert und die Zahl der Wehrdienstleistenden erhöht
wird , ist an keiner Stelle gegeb en worden .
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I I I / 2 0 0 9

8 5 ) D eutscher Bundestag, Drucksache 1 6/ 1 2 5 2 2 vom 2 6 . 0 3 . 2 0 0 9 , Ant-
wort auf Frage 3 6 ; von den 68 . 2 70 Wehrdienstleistenden wurden
innerhalb des ersten D ienstmo nats 5 . 2 1 0 wieder entlassen, so d ass
nur rund 6 3 . 0 0 0 tatsächlich vollen Wehrdienst geleistet hab en.

8 6) BVerfG, 2 BvL 3/09 vom 2 2 . 07. 2 0 0 9 , Ab satz-Nr. 1 4
87) D eutscher Bundestag, Drucksache 1 6/ 1 2 5 2 2 vom 2 6 . 0 3 . 2 0 0 9 , Ant-

wort auf Frage 5 0
8 8) Bundesamt für den Zivildienst, D ienstantritte im Freiwilligen So-

zialen und Ökologischen Jahr nach § 14 c ZD G, siehe unter www. zi-
vildienst. de/Content/de/D asBAZ/Presse/Statistikangeb ot/So nsti-

ges_FSJ_FOEJ , templateId = raw,property= publicationFi-
le . pdf/Sonstiges_FSJ_FOEJ

89) BVerfG, 2 BvL 3/09 vom 2 2 . 07. 2 0 0 9 , Ab satz-Nr. 1 9
9 0) Wehrpflichtige , die b enachrichtigt wurden, dass sie als Ersatz für

ausfallende Wehrpflichtige kurzfristig einberufen werden kö nnen
( § 2 1 Ab satz 3 WPflG) .

9 1 ) D eutscher Bundestag, Drucksache 1 6/ 1 2 5 2 2 vom 2 6 . 0 3 . 2 0 0 9 , Ant-
wort auf Frage 2 5

9 2 ) BVerfG, 2 BvL 3/09 vom 2 2 . 7. 2 0 09 , Ab satz-Nr. 1 9
9 3 ) D eutscher Bundestag, Drucksache 1 6/ 1 2 5 2 2 vom 2 6 . 0 3 . 2 0 0 9 , Ant-

wort auf Frage 8
9 4) D eutscher Bundestag, Drucksache 1 6/ 1 2 5 2 2 vom 2 6 . 0 3 . 2 0 0 9 , Ant-

wort auf Frage 2 7
9 5 ) Praktisch kann man sich d as Zu standekommen der Zahl so vorstel-

len: 60 . 0 0 0 werden zum Wehrdienst einb erufen . 4 4 % davon (=
2 6 . 4 0 0) verweigern . Von den 2 6 . 4 0 0 Ersatzeinberufenen verwei-
gern wieder 4 4 % (= 1 1 . 6 1 6) , die wiederum ersetzt werden mü ssen .
D as Verfahren wird so lange fortgesetzt, bis alle Dienstpo sten für
Wehrdienstleistende in der Bundeswehr b esetzt sind .

9 6) »Allgemeine Wehrpflicht und Einb erufungsgerechtigkeit sind zwei
Seiten einer Med aille . Auch deshalb wird das Potenzial der zur Ein-
b erufung anstehenden Wehrpflichtigen weiterhin bestmöglich
ausgeschöpft werden . In diesem Zusammenhang kann darauf ver-
wiesen werden, dass für die Jahre 2 0 0 6 und 2 0 07 die Stellen für
Grundwehrdienst Leistende um 5 . 0 0 0 erhöht wo rden sind . « Weiß-
buch 2 0 0 6 zur Sicherheitspolitik D eutschlands und zur Zukunft
der Bundeswehr, Seite 1 60

97) »Wir mü ssen dem Thema der Einb erufungsgerechtigkeit Rech-
nung tragen. D eshalb habe ich entschieden, dass wir die Planstärke
um 5 0 0 0 Stellen erhöhen, um vo n denen der Bundeswehr tauglich
zur Verfügung stehenden Jugendlichen 8 0 Prozent einb erufen zu
können . Mein Ziel ist es, das no ch weiter zu steigern . « Verteidi-
gungsminister Dr. Franz Jo sefJung am 2 6 . 07. 2 0 09 in der Frankfur-
ter Allgemeinen Zeitung (www. faz . net/s/Rub 5 9 4 8 3 5 B 672 7 1 4

A 1 DB 1 A 1 2 1 5 3 4 F0 1 0 EE 1 /D o c ~ ED 8 C6BA0B 4 E45 4 0 CEB BA2 EA8
1 CDF 5 D 1 F8 ~ ATpl ~ E common ~ Sco ntent.html)



Ist es verfassungsrechtlich zulässig, Einb erufun-
gen zum Wehrdienst um ihrer selb st willen vorzu-
nehmen, nur um Wehrgerechtigkeit herzu stellen?
Sind Einb erufungen zulässig, ohne dass es die äuße-
re Sicherheit de s Staate s wirklich gebietet?

IV. Neuer Bunde stag

Die Entscheidung de s BVerfG fällt in eine Zeit, in der
� d as Bundesverteidigungsministerium sich
krampfhaft und verzweifelt b emüht, den Einsatz der
Bundeswehr in Afghanistan nicht als Krieg zu b e-
zeichnen, der er mittlerweile geworden ist;
� 70 Jahre nach dem B eginn de s Zweiten Weltkrie-
ges ein US-Soldat in D eutschland um Asyl bitten
muss , weil er den Irak-Krieg au s Gewissensgründen
nicht weiter mittragen kann, in den USA ab er mit Ge-
fängnisstrafe zu rechnen hat;
� die Wahlb eteiligung stetig abnimmt, immer
mehr Bürgerinnen und Bürger auf ihr Wahlrecht
verzichten, weil sie die Programme der politischen
Parteien seltener zu üb erzeugen vermögen und sie
den Politikern die Lö sung der existenziellen Krisen
nicht wirklich zutrauen;
� militärische Gewalt vermehrt zur B ewältigung
von Konflikten einge setzt wird , anstatt mit dem glei-
chen Aufwand zivile Konfliktb earb eitungsmittel zu
fordern und zu fördern.

Wenn vor die sem Hintergrund die »Allgemeine
Wehrpflicht« immer no ch diskutiert wird , mu ss im-
mer wieder daran erinnert

9 8)

werden, worum es da-
b ei geht: Als die Wehrpflicht 1 9 5 6 eingeführt wur-
de , sollten schnell große Streitkräfte aufgeb aut wer-
den . Die Bundeswehr umfasste rund 5 0 0 . 0 0 0 Solda-
ten, die von der damaligen Mehrheit im Bunde stag
als sicherheitspolitisch nötig b efunden wurden.
Rund 2 8 0 . 0 0 0 die ser Soldaten waren Wehrpflichti-
ge . D er Gesamtumfang der Streitkräfte wäre auf frei-
williger B asis nicht zu erreichen gewesen.

9 9)

D eshalb
machte der Gesetzgeb er im Juli 1 9 5 6 von der in das
Grundge setz eingefügten Option des Artikels 1 2 a
Ab s . 2

1 0 0)

Gebrauch, d as Wehrpflichtge setz zu erlas-
sen und Männer zum Dienst in den Streitkräften ein-
zub erufen . Weder ging es b ei Einführung der Wehr-
pflicht um ein Au sle sesystem für zukünftige Zeitsol-
daten no ch um die Einführung eines demokrati-
schen Kontrollsystems .

1 0 1 )

Vielmehr stand die Umsetzung der Wehrpflicht
von Anfang an unter der Herrschaft des Art. 3 GG .

1 0 2)

Die Lasten der Wehrpflicht mü ssen auf alle Männer
gleichmäßig verteilt werden . Niemand darf unter
die sem Aspekt willkürlich − also ohne sachlichen
Grund − von seinem B eitrag zur Sicherheitsvorsorge
für die Bundesrepublik D eutschland b efreit wer-
den .

E s ist b edauerlich, d ass das BVerfG die Ungerech-
tigkeits- und Willkürgefühle der B etroffenen mit
ab strakt theoretischen Erwägungen von sich fern
gehalten hat. Viele Kriegsdienstverweigerer hätten
sich von dem Präsidenten des Gerichts gewünscht,
dass er nicht nur die Soldaten durch seine Rede b ei
der Vereidigung von Offiziersanwärtern in Kiel

1 0 3 )

würdigt, sondern auch gezeigt hätte , d ass er die mit
der Wehrpflicht verbundenen Probleme wenigs-
tens sieht.

D er frühere Präsident des Bundesverfassungsge-
richts und sp ätere Bundespräsident Roman Herzog
sagte auf einer Kommandeurstagung der Bunde s-
wehr: »Die Wehrpflicht ist ein so tiefer Eingriff in die
individuelle Freiheit de s jungen Bürgers , d ass ihn
der demokratische Rechtsstaat nur fordern darf,
wenn es die äußere Sicherheit des Staate s wirklich
gebietet. Sie ist also kein allgemeingültiges ewiges
Prinzip , sondern sie ist auch abhängig von der kon-
kreten Sicherheitslage . Ihre B eib ehaltung, Au sset-
zung o der Ab schaffung und eb enso die D auer des
Grundwehrdienstes mü ssen sicherheitspolitisch
b egründet werden können . «

1 04)

D as mü sste zum Leitfaden für die Abgeordneten
des D eutschen Bunde stages werden, die für die Par-
lamentsarmee verantwortlich sind . Sie hab en zu ent-
scheiden, welche Maßnahmen zur Gewährleistung
der » äußeren Sicherheit de s Staates« nötig und zu-
mutb ar sind . B isher hab en sie sich für die B eib ehal-
tung der Wehrpflicht und für deren j etzige Au sge-
staltung au sge spro chen . E s ist an der Zeit, dass sie in
die ser Frage das Üb ermaßverb ot ernsthaft in den
Blick nehmen. » So wenig wie Art. 1 2 a Ab s . l eine
Grundpflicht zum Militärdienst enthält, so wenig
b egründet er auch eine dahingehende verfassungs-
rechtliche Pflicht. E s steht im gesetzgeb erischen Er-
me ssen, ob eine Wehrpflicht eingeführt oder abge-
schafft o der wie auch immer modifiziert wird ; der
Verfassungsgeb er hat d as Parlament zur Entschei-
dung hierüb er ermächtigt. D as gesetzgeb erische Er-
me ssen ist ab er nicht grenzenlo s . E s b esteht nur im
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1 0 2 ) »Die von der Verfassung geforderte militärische Landesverteidi-
gung kann auf der Grundlage der allgemeinen Wehrpflicht, aber −
sofern Ihre Funktionsfähigkeit gewährleistet bleibt − verfassungs-
rechtlich unb edenklich b eispielsweise auch durch eine Freiwilli-
genarmee sichergestellt werden. Die allgemeine Wehrpflicht ist
Ausdruck des allgemeinen Gleichheitsgedankens . Ihre Durchfüh-
rung steht unter der Herrschaft des Artikels 3 Ab satz 1 Grundge-
setz . « Bundesverfassungsgericht, 2 BvF 1 /7 7 u . a. , Urteil vom
1 3 . 04 . 1 9 78 , Leitsätze 1 und 2 . Konkret geht es dabei um d as »Verfas-
sungsgeb ot der staatsbürgerlichen Pflichtengleichheit in Gestalt
der Wehrgerechtigkeit« , dem »nicht schon d adurch genügt [wird ] ,
d aß die Wehrpflichtigen entweder zum Wehrdienst o der zum Er-
satzdienst herangezo gen werden . « Bundesverfassungsgericht, 2
BvF 1 /7 7 u . a. , Urteil vo m 1 3 . 04 . 1 978 , Leitsatz 6 .

1 0 3 ) Ansprache zur Vereidigung der Marineoffizieranwärtercrew
VII/2 0 09 am 7. Augu st 2 0 0 9 an der Marineschule Mürwik vo n Prof.
D r. Dres . h . c . H ans-Jürgen Papier, Präsident de s Bunde sverfassungs-
gerichts

1 0 4) Ro man Herzo g, Ansprache anlässlich der Kommandeurtagung der
Bundeswehr vo m 1 5 . 1 1 . 1 9 9 5

9 8) In dem vo n D ieter Nohlen herau sgegebenen »Wörterbuch Staat
und Politik« (4 . Aufl . München 1 9 9 6) , das Mitte der 9 0er Jahre in ei-
ner So nderauflage für die Landeszentralen für politische B ildung
vertrieben wurde , finden sich als Stichworte weder Wehrpflicht,
Kriegsdienstverweigerung und Zivildienst no ch Bundeswehr.

9 9) D er CDU Ab geordnete B erendsen eröffnete 1 9 5 6 die D eb atte im
Bundestag um die Einführung der Wehrpflicht mit dem Hinweis :
»D ie Sicherheit der Bundesrepublik erfordert in j edem Fall die Auf-
stellung herkömmlicher Streitkräfte in einer Stärke von rund
5 0 0 . 0 0 0 Mann . D er Schwerpunkt mu ss beim Heere liegen . Die Auf-
stellung einer Wehrmacht dieses Umfangs ist auf freiwilliger B asis
nicht möglich . Sie kann nur durch die Einführung der allgemeinen
Wehrpflicht durchgeführt werden . «

1 0 0) Die Option, eine Wehrpflicht einzuführen, wurde zunächst durch
die Grundgesetzänderung vo m 2 6 . 0 3 . 1 9 5 4 gegeben . D amals fand
sich die Regelung in Art. 7 3 GG. Im Rahmen der Notstand sverfas-
sung vom 2 4 . 0 6 . 1 9 68 wurde diese Vorschrift d ann in Art. 1 2 a aufge-
nommen .

1 0 1 ) 1 9 3 5 , gut zwanzig Jahre zuvor, hatte Hitler die Wehrpflicht auch
nicht deshalb eingeführt, um die Zeit- und B erufssoldaten auf ihre
demokratische Zuverlässigkeit zu überprüfen, sondern um eine
Massenarmee aufzub auen und den Zweiten Weltkrieg vorzub erei-
ten .
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Rahmen de s verfassungsimmanenten Prinzips der
Verhältnismäßigkeit, insb esondere der Erforder-
lichkeit. «

1 0 5 )

Wohl de shalb sind vier der sechs im Bundestag
vertretenen Parteien

1 0 6)

zu der Auffassung gelangt,
dass die militärische Sicherheitsvorsorge auch mit
freiwillig dienenden Soldatinnen und Sold aten or-
ganisiert werden kann . Wenn die Abgeordneten
sich an die inhaltliche B e schlusslage ihrer Parteien
hielten, würden im 1 6 . Bunde stag nur no ch 2 2 3

1 07)

von 61 1 Abgeordneten an der j etzigen Au sgestal-
tung der Wehrpflicht festhalten. 3 8 8

1 0 8)

Abgeordne-
te halten e s für möglich, die Wehrpflicht so zu än-
dern, dass Einb erufungen nur noch auf freiwilliger
B asis erfolgen oder ab er die Wehrpflicht ausge setzt
oder abgeschafft wird .

Im neu gewählten 1 7. Bundestag hängt e s zu-
nächst von den Ko alitionsverhandlungen ab , ob ei-

ne Mehrheit gegen die Wehrpflicht zu stande kom-
men wird o der ob die Wehrpflicht zur Verhand-
lungsmasse verkommt. D as wäre der Fall, wenn in
der laufenden Arb eit de s Parlaments eine Ko aliti-
onsvereinb arung die Abgeordneten »zwingen«

1 0 9)

würde , den verfassungswidrigen Zu stand in S achen
Wehrpflicht tatenlo s hinzunehmen . Zwar werden
auch im 1 7. Bundestag eine rechnerische Mehrheit
der Abgeordneten und die Mehrheit der hinter ih-
nen stehenden Parteien für eine Änderung b ei der
Wehrpflicht sein . Ab er denno ch hat das Bundesver-
fassungsgericht kurz vor der Wahl allem Anschein
nach Angst vor der eigenen Kompetenz b ekommen .
E s hätte mit einer inhaltlichen Entscheidung die po-
litische Willensbildung auf den »rechten« Weg brin-
gen können . Die Pflicht, sich in einer existenziellen
Frage als Hüter der Verfassung zu erweisen, hat es
leichtfertig verschenkt.

Dr. Werner Glenewinkel, Dozent an der Fachh och-
sch ule für öffen tliche Verwaltung in Bielefeld, ist
Vorsitzender der Zen tralstelle KDV. Peter To bias-
sen ist Geschäftsführer der Zen tralstelle KDV.
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I I I / 2 0 0 9

1 0 5 ) Götz Frank in : Kommentar zum Grundgesetz für die Bundesrepub-
lik D eutschland , B and II , Seite 1 5 8 6 , Neuwied/D armstadt 1 9 84 . Zu
der hier b eschrieb enen Freiheit des Gesetzgeb ers stellt d as Bundes-
verfassungsgericht im Leitsatz 1 zu der Entscheidung vom
1 3 . 04 . 1 978 , 2 BvF 1 /7 7 u . a. fest : »Die von der Verfassung geforderte
militärische Landesverteidigung kann auf der Grundlage der allge-
meinen Wehrpflicht, ab er − sofern Ihre Funktio nsfähigkeit gewähr-
leistet bleibt − verfassungsrechtlich unbedenklich beispielsweise
auch durch eine Freiwilligenarmee sichergestellt werden . «

1 0 6) CDU und C SU wollen an der bisherigen Ausgestaltung der Wehr-
pflicht festhalten; die SPD will Einb erufungen vo n der j eweiligen
Zu stimmung der Wehrpflichtigen abhängig machen; die FDP will
den Vollzug der Wehrpflicht au ssetzen; D ie Linke und Bündnis
9 0/Die Grünen wollen die Wehrpflicht ab schaffen .

1 07) 2 2 2 Ab geordnete von CDU und C SU sowie ein fraktio nslo ser Abge-
ordneter

1 0 8) 2 2 1 von der SPD , 61 von FDP, 5 3 vo n D ie Linke , 5 1 vo n Bündnis
9 0/Die Grünen und zwei fraktio nslo se Abgeo rdnete

1 09) D as wären dann Situ atio nen, in denen die B edeutung des Art. 3 8
Ab s . 1 S atz 2 GG (» Sie sind Vertreter des ganzen Volkes , an Aufträge
und Weisungen nicht gebunden und nur ihrem Gewissen unter-
worfen . «) auf seine Ernsthaftigkeit üb erprüft werden könnte .

Helmut Kramer

Die Rehabilitierung der »Kriegsverräter«
Ein Lehrstück

as Wichtigste vorweg : Die To desurteile der
Wehrmachtsju stiz gegen die sogenannten

Kriegsverräter sollen endlich aufgehob en werden .
Wenn der Bundestag − nach der in größter Eile am
2 . Juli eingeschob enen ersten Lesung − in der Son-
dersitzung am 2 6 . Augu st 2 0 0 9 d as Unrechtsaufhe-
bungsge setz von 1 9 9 8 entsprechend ergänzt, wird
diese s Kapitel endlich juristisch aufge arb eitet sein .
(Der Beitrag wurde vor der Bundestagsen tschei-
dung verfasst. − A nm. d. Red.) Trotzdem darf man
nicht einfach zur Tagesordnung üb ergehen. Wenn
man, wie Politiker oft b e schwören, » au s der Vergan-
genheit lernen« will, mu ss auch die Frage , wie wir
seit Kriegsende mit dem Unrecht umgegangen sind ,
zum Gegenstand der Aufarb eitung gemacht wer-
den . Und zu die ser Au seinandersetzung gehört der
fast bis in die letzten Tage anhaltende Versuch, die
Rehabilitierung der Ermordeten bis zum S anktnim-
merleinstag aufzu schieb en . Ich b e schränke mich
hier darauf, die Entwicklung der letzten Jahre zu re-
kapitulieren .

Als im Jahre 2 0 0 2 die Urteile gegen D eserteure
und »Wehrdienstverweigerer« p au schal aufgehob en
wurden, scheiterte die Rehabilitierung der »Kriegs-
verräter« nicht nur an CDU und FDP; auch die SPD ,
die mit den Grünen, ihrem damaligen Ko alitions-
p artner, üb er die Mehrheit verfügte , widersetzte
sich − au s p arteitaktischen Gründen, die allemal die
entscheidenden waren. B ei den Sozialdemokraten
galt d amals Gerhard Schrö ders Wort »Mit mir nicht ! «

D ass d as Thema im 1 6 . D eutschen Bunde stag er-
neut auf die Tage sordnung gelangte , ist allein der
Linksfraktion zu verdanken . D er im Oktob er 2 0 0 6
von ihr eingebrachte Antrag hatte die allerb esten
Au ssichten. D enn er konnte sich auf die akribischen
Forschungen von Wolfram Wette stützen, deren Er-
gebnisse , nach einem Zwischenb ericht von 2 0 0 6 ,
seit 2 0 07 in Buchform vorliegen : Wolfram Wette/
D etlef Vogel (Hrsg .) unter Mitarb eit von Ricard a
B erthold und Helmut Kramer: »D as letzte Tabu . NS-
Militärju stiz und Kriegsverrat« . D och gleich in der
ersten Le sung am 1 0 . Mai 2 0 07 trat neb en den Spre-
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chern von CDU/C SU und FDP auch der B erichter-
statter der SPD , C arl-Christian Dressel, dem Rehabi-
litierungsanliegen vehement entgegen, indem er ei-
nen Teil der »Kriegsverräter« vehement verun-
glimpfte ; das Protokoll der damaligen Bunde stags-
deb atte ist ein D okument der Schande . D anach ließ
man den lästigen Antrag erst einmal eineinhalb Jah-
re schmoren.

Am 5 . Mai 2 0 0 8 fand im Rechtsau sschu ss eine öf-
fentliche Anhörung mit sieb en S achverständigen
statt, ab er mit der B eschlußfassung hatte der Au s-
schu ss keine Eile . Offensichtlich wollten die Ko aliti-
onsp artner den lästigen Antrag gewissermaßen ver-
j ähren lassen. B estärkt wurden sie durch d as auffälli-
ge Schweigen der Medien.

Faktenresistente Politiker

D ass denno ch B ewegung in die S ache kam, ist einer
grob en Fehlleistung des S achverständigen zu ver-
danken, den die CDU/C SU für die Anhörung am
5 . Mai 2 0 0 8 gestellt hatte . Ich konnte ihm die hand-
feste Fälschung eines To desurteils nachweisen, mit
dessen Hilfe seine Auftraggeb er b elegen wollten,
dass es wenigstens einen »Kriegsverräter« gab , de s-
sen Verhalten nicht rehabilitierungswürdig sei
(sieheF or u m Pazi fi s mus 2 1 − I/2009, S. 25f.) . D er
» Spiegel« , der im Frühj ahr 2 0 0 8 no ch voll auf die Ge-
schichtsfälschung de s Professors Rolf-Dieter Müller
hereingefallen war, griff Ende Janu ar 2 0 0 9 auf, was
ich herausgefunden hatte , d anach b erichtete auch
die »taz« . Nach einer von der Linksfraktion am 6 . März
2 0 0 9 veranstalteten öffentlichen Anhörung wurden
nach und nach auch andere Medien hellhörig, die
nun die Informationen auf meiner Web site und mei-
nen Aufsatz in den »Blättern für deutsche und inter-
nationale Politik« 3/0 9 auswerten konnten . Fast
sämtliche Tage szeitungen setzten sich mehr o der
minder au sführlich mit dem Thema au seinander.

D och nicht nur die Ko alitionsfraktionen, auch
die SPD-Fraktion zeigte sich faktenresistent. Die Re-
habilitierungsgegner klammerten sich an einen na-
tionalistisch aufgeladenen Verratsb egriff, der nicht
zwischen dem Verrat eine s Terrorregimes und der
B ekämpfung de s Rechtsstaates unterscheidet. Mit
der ab surden These , der Bundestag würde mit der
Aufhebung der To desurteile den für sie verantwort-
lichen Kriegsrichtern schwere s Unrecht antun, hielt
der B erichterstatter der CDU/C SU-Fraktion, Nor-
b ert Geis , an der Legende von der im Kern, insb eson-
dere in der Wehrmachtsju stiz, saub er geblieb enen
Wehrmacht fest, und der B erichterstatter der FDP,
Ob erst d . R. Jörg van E ssen, ersetzte S achargumente
durch Sprechblasen, indem er den Rehabilitierungs-
antrag schlicht für »brandgefährlich« erklärte .

Im Übrigen verwiesen die Rehabilitierungsgeg-
ner die Hinterblieb enen der »Kriegsverräter« auf die
Möglichkeit einer b ei den Staatsanwaltschaften zu
b e antragenden Einzelfallüb erprüfung . In einem
Schreib en an Bundesjustizministerin Zypries vom
2 8 . 0 6 . 2 0 0 9 mu sste ich d arlegen, d ass eine Einzelfall-
regelung schon deshalb keine Abhilfe bringen kann,
weil die allermeisten Angehörigen weder üb er das

Urteil verfügen, noch üb erhaupt wissen, auf wel-
chen Paragraphen das To desurteil gestützt worden
ist.

Die SPD kam auch mit der ab enteuerlichen B e-
hauptung, die Urteile gegen »Kriegsverräter« seien
unb emerkt schon imJahr 2 0 0 2 aufgehob en worden,
der Antrag der Linksfraktion sei deshalb für gegen-
standslo s zu erklären . D azu hatte ich das Nötigste
schon in der Rechtsausschußsitzung vom 5 . Mai
2 0 0 8 ge sagt, und ein Gutachten de s Wissenschaftli-
chen Diensts de s Bundestages vom 8 . Juli 2 0 0 8 hatte
meine D arstellung b estätigt.

Partei-Taktik

Ange sichts der and auernden Weigerungshaltung
der Ko alitionsfraktionen war es notwendig, erneut
gezielt Journalisten auf den Skand al anzu sprechen,
auch diesmal wieder mit Erfolg : Vom 2 6 . bis 2 8 . Mai
2 0 0 9 erschienen in allen großen deutschen Tage s-
zeitungen Artikel mit heftiger Kritik an dem abwei-
senden Verhalten der Regierungsko alition . D o ch
die SPD-Fraktion verweigerte sich weiterhin dem
Rehabilitierungsanliegen und ließ sich auch nicht
auf d as Angeb ot der Linksfraktion ein, die ihren An-
trag für den Fall zurückzuziehen versprach, dass die
SPD einen eigenen Gesetzentwurf einbringe . Auch
die vielen Wissenschaftler, die mit Schreib en an Ab-
geordnete auf meine Rundmails reagierten, mach-
ten die Fraktionsspitzen nicht nachdenklich .

D och b ei einzelnen Abgeordneten regte sich nun
das Gewissen, d as eigentlich immer die ob erste In-
stanz sein soll, ab er oft von der Fraktionshierarchie
unterdrückt wird ; in diesem Fall konnte es sich auf
die einhellige historische Forschung b erufen. Initi-
iert durch die SPD-Abgeordneten Christine Lam-
brecht und Frank Schwab e wurde ein interfraktio-
neller Gruppenantrag erarb eitet, der in kurzer Zeit
von 1 62 Abgeordneten unterschrieb en wurde , da-
runter 69 SPD-, ab er auch einigen CDU/C SU- sowie
FDP-Abgeordneten . D er Ko alitionsvertrag, der den
Fraktionen eigenständige Anträge verbietet, nimmt
ihnen nicht die Möglichkeit, sich an solchen Grup-
penanträgen zu b eteiligen, die quer durch die Frak-
tionen initiiert werden . D och Jo achim Stünker und
C arl-Christian Dre ssel forderten alle SPD-Abgeord-
neten kategorisch auf, den Gruppenantrag nicht zu
unterschreib en. Eine solche , nur no ch p arteitak-
tisch b egründete Fraktionsdisziplin verhöhnt Arti-
kel 3 8 Grundge setz und versucht, die Volksvertreter
zum bloßem Stimmvieh zu machen .

Bis zuletzt versuchte die SPD-Fraktionsspitze , die
Rehabilitierung zu verhindern . Thomas Oppermann
als p arlamentarischer Ge schäftsführer der SPD ver-
eitelte , dass der Gruppenantrag vor der Sommer-
p au se auf die Tage sordnung de s Rechtsau sschusses
gesetzt wurde . Die Ab sicht war, j ede weitere Disku s-
sion vor der Bundestagswahl zu vermeiden.

Mit zwei Dingen hatte man allerdings nicht ge-
rechnet. Zum einen damit, d ass die Auflagen in dem
Urteil de s Bundesverfassungsgerichts zum Lissa-
b on-Vertrag eine Sondersitzung des Bundestages
vor der Wahl erforderlich machten, zum anderen,
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penantrags b estand , sich nicht scheute , in der Run-
de der Parlamentarischen Geschäftsführer gegen
dessen Aufnahme in die Tage sordnung de s Bundes-
tage s zu stimmen .

Ähnlich spricht Jo achim Stünker sich und seiner
SPD-Fraktion d as Verdienst zu , die »Kriegsverräter«
am lieb sten schon im Jahre 2 0 0 2 rehabilitiert gese-
hen zu hab en. Nur mangels einer Bundesratsmehr-
heit hab e man darauf verzichtet. Ab er das Unrechts-
b eseitigungsergänzungsge setz von 2 0 0 2 b edurfte
gar nicht der Zu stimmung des Bunde srats . Auf das
Wohlwollen der Union war die rot-grüne Ko alition
damals nicht angewiesen . Bundesju stizministerin
B rigitte Zypries b ewies ein b esseres Erinnerungser-
mögen, als sie am 2 5 . April 2 0 0 6 argumentierte :
»Ausdrücklich nicht aufgenommen wurden Straftat-
b estände , b ei denen die Aufhebung de s Urteils ohne
Einzelfallprüfung nach wie vor nicht verantwortb ar
erschien . Hierzu gehörte vor allem Kriegsverrat« . In
der Bunde stagssitzung vom 1 0 . Mai 2 0 07 wiederhol-
te Dressel die se B egründung und fügte hinzu : »An
dieser Einschätzung wird fe stgehalten« .

Aufrechte Demokraten
und peinliche Volksvertreter

E s geht hier nicht d arum, wem das Urheb errecht an
der j etzt angekündigten Rehabilitierung zu steht.
Wichtig ist ab er, wer sich als aufrechter D emokrat
verhalten und wer umgekehrt mit unredlicher Par-
teitaktik d azu b eigetragen hat, das öffentliche Anse-
hen de s Bunde stages no ch weiter sinken zu lassen .

D azu ist festzu stellen : D as Verdienst in die ser S a-
che kommt in erster Linie einem Rechtshistoriker
zu , so dann der Linksfraktion, die sich durch gewis-
senhafte historische Forschung hat üb erzeugen las-
sen . E s war Wolfram Wette , der in Ersatzvornahme
für d as entgegen seinem Auftrag in all den Jahrzehn-
ten untätig geblieb ene Militärgeschichtliche For-
schungsamt in mühseliger Arb eit die Geschichte der
»Kriegsverräter« und der üb er sie verhängten Urteile
untersucht hat. Und in der Linksfraktion war e s b e-
sonders der junge Abgeordnete Jan Korte , der die se
Forschungsergebnisse in eine politische Initiative
umge setzt hat. D ank gebührt auch den vielen Bür-
gern, die die Rehabilitierung nachdrücklich gefor-
dert oder b efürwortet hab en, vor allem Ludwig B au-
mann, einem der letzten üb erleb enden Opfer der
Wehrmachtsrichter.

Genannt werden mü ssen die Neue Richterverei-
nigung; die Arb eitsgemeinschaft Sozialdemokrati-
scher Juristen, die Jungsozialisten und die trotz der
Einschüchterungsversuche der Fraktionsspitze ih-
rem Gewissen folgenden Abgeordneten des linken
Flügels der SPD , d arunter Christine Lambrecht und
Frank Schwab e (stellvertretend für viele andere)
und b ei den Grünen Wolfgang Wieland , der sich wie
auch Christian Ströb ele schon seit den achtziger Jah-
ren für die Annullierung der Tode surteile der Wehr-
machtsjustiz eingesetzt hat. Die se Namen sollte man
sich merken, wenn es um die Frage geht, welchen
Abgeordneten man noch Unabhängigkeit der Ent-
scheidung zutrauen kann .

dass erneut D ruck au s den Medien kam; Ende Juni,
AnfangJuli erschienen zahlreiche Artikel . Die selb en
Politiker, die d as Rehabilitierungsb egehren nahezu
drei Jahre vor sich herge schob en hatten, um es bis
zum Ende der Legislaturperiode au szu sitzen, ver-
handelten j etzt in einem hektischen Hin und Her in-
nerhalb von 3 6 Stunden üb er einen Au sweg . Auf ih-
rer Fraktionssitzung am 3 0 . Juni vollzog die SPD die
Wende . Fraktionschef Struck erklärte , mit der Union
sei keine Einigung möglich . D araufhin b eschlo ss
man, d ass die SPD-Fraktion nun doch − ge schlo ssen
− den Gruppenantrag unterstützt. Auf diese Weise
wollte man auch den Unmut de s linken Flügels üb er
den Rückzieher der Fraktionsführung b ei der Wahl-
rechtsreform (Üb erhangmandate) b e sänftigen .

Angesichts des drohenden Gruppenantrage s ,
den die Union als Au sbruch der Anarchie fürchtete ,
war die CDU/CSU-Fraktion plötzlich zu einer Dre-
hung um 1 8 0 Grad b ereit. Unter Kaltstellung des
langj ährigen B erichterstatters Geis b e schloß sie ein-
stimmig, sich mit der SPD rasch üb er einen gemein-
samen Gesetzentwurf zu einigen . D amit b efreite sie
die SPD von der Furcht vor dem Zu standekommen
einer rot-rot-grünen Mehrheit. Schon am 1 . Juli ar-
b eiteten die Spitzen der b eiden Ko alitionsfraktio-
nen einen Marschplan au s und stellten dem Grup-
penantrag einen Ko alitionsentwurf entgegen . Nach
der ersten Le sung am 2 . Juli im Bundestag und dies-
mal rascher B eratung im Rechtsau sschuß wird also
das Plenum in der Sondersitzung am 2 6 . Augu st mit
üb erwältigender Stimmenmehrheit die »Kriegsver-
räter« rehabilitieren − ohne dass e s auf die Stimmen
der Linksfraktion ankäme , von der sich die SPD wei-
terhin um Lichtj ahre distanzieren möchte .

Dieselb en Abgeordneten, die die »Kriegsverrä-
ter« lange Zeit p au schal verunglimpften, erklären
die Rehabilitierung plötzlich zu einer »richtigen und
üb erfälligen Entscheidung« (Dre ssel in »D as Parla-
ment« 2 8/09) . D en Meinungsumschwung in der
Union führt der Abgeordnete Jürgen Gehb auf an-
geblich erst j etzt üb erraschend aufgetauchte »neue
Erkenntnisse von Historikern« zurück − obwohl die
Ergebnisse von Wolfram Wettes Recherchen schon
Mitte 2 0 07 in das Publikationsangeb ot der Bundes-
zentrale für politische B ildung aufgenommen wor-
den waren. Die ganz »neuen Studien« (Fraktionschef
Kauder) , die »erst seit kurzem vorliegen« (CDU-Ab-
geordnete Blumenthal) , b enötigten bis zur Kennt-
nisnahme der Union eine ziemlich lange Leitung .

»Abstoßendes Verhalten«

Geradezu ab stoßend b erührt mich das − für die SPD-
Fraktion hoffentlich nicht repräsentative − Verhal-
ten des Abgeordneten Oppermann . Er reklamiert
für sich, sich seit Jahren für das Rehabilitierungsan-
liegen einge setzt zu hab en. Die SPD hab e sich seit
langem um die Aufhebung der Tode surteile b e-
müht. Nun hab e sich auch die Union endlich b e-
wegt. Üb erhaupt b asiere die Initiative der Linkspar-
tei zur Aufhebung der Urteile auf einem SPD-Vor-
schlag . Eb en die ser Oppermann war es , der, als die
Gefahr eines Erfolgs de s interfraktionellen Grup- 23
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Einprägen mu ss man sich ab er auch die Namen
der Taktierer, die nichts unversucht gelassen hab en,
das Rehabilitierungsanliegen zu Fall zu bringen;
Volksvertreter, die S achentscheidungen einer ver-
meintlich erfolgversprechenden Wahlkampftaktik
unterordnen, indem sie diej enige Fraktion, die als
konsequenteste Verfechterin der Rehabilitierung
das alles initiiert und für den Fall einer Einigung so-
gar angeb oten hat, ihren eigenen Antrag zurückzu-
stellen, auszumanövrieren versuchen .

Und die Medien? Ist e s nicht auch ihr Verdienst,
für den nötigen Druck auf die Politiker gesorgt zu ha-
b en? D as trifft leider nur b edingt zu . Die großen Blät-
ter ignorierten j ahrelang den Antrag der Linksfrakti-
on . Zu der öffentlichen Anhörung des Rechtsau s-
schu sses am 5 . Mai 2 0 0 8 erschien kein einziger Jour-
nalist. Erst die Aufdeckung de s Fälschungsskandals
weckte Aufmerksamkeit. Fazit : In der modernen D e-
mokratie b edarf es immer wieder außerparlamenta-
rischer Initiativen, um die fortschreitende Erstar-
rung des parlamentarischen Proze sse s zu durchbre-
chen. Auch insoweit ist der Vorgang ein Lehrstück.

Hätte mehr erreicht werden können? D as den
»Kriegsverrätern« angetane Unrecht kann nicht aus
der Welt geschafft werden . D aran ändert auch die
Ge setzesb ezeichnung »Unrechtsaufhebungsgesetz«
nichts . Ab er die qu alvoll lange , voll taktischer Hin-
terged anken b etrieb ene Au seinandersetzung im
Bundestag ist nicht das , was den Opfern der Militär-
justiz seit 64 Jahren ge schuldet ist. Wenn das Zweite
Unrechtsaufhebungsänderungsge setz in der Son-
dersitzung am 2 6 . Augu st 2 0 0 9 verab schiedet wer-
den wird , hat der Bundestag die Chance verp asst, in
einem würdevollen Umgang mit der Vergangenheit,
nämlich in aufrichtiger Einsicht das den Opfern der

Wehrmachtsju stiz angetane Unrecht wenigstens
moralisch wiedergutzumachen. Mit dieser Schande
wird der 1 6 . D eutsche Bundestag in Erinnerung blei-
ben.

Militär-Sondergerichtsb arkeit ?

Und kaum ist d as Kapitel der »Kriegsverräter« ab-
geschlo ssen, werden erste Rufe nach der Wiederein-
führung einer Sondergerichtsb arkeit für die Bun-
deswehr laut. Aktueller Anlaß ist der Unwille d arü-
b er, dass deutsche Staatsanwaltschaften pflichtge-
mäß prüfen mü ssen, ob e s b ei der Erschießung eines
1 5 j ährigen afghanischen Jungen mit rechten Din-
gen zugegangen ist. Die Erledigung solcher Verfah-
ren durch Staatsanwälte in Bundeswehruniform wä-
re b equemer. Was in Verge ssenheit geraten ist: Die
Wehrmachtsjuristen verfolgten nicht nur unnach-
sichtig »Kriegsverräter« und D e serteure . Ihre zweite
wichtige Funktion b estand darin, Verbrechen an
der Zivilb evölkerung der b esetzten Länder unver-
folgt zu lassen .

Die Akten können ab er auch de shalb nicht ge-
schlo ssen werden, weil no ch längst nicht alle Schick-
sale erforscht sind und die Forschung üb er die
Schreibtischtäter der Wehrmachtsju stiz, ihre das
Unrecht trickreich legitimierende Arb eitsweise , ih-
re Mentalitäten, ihre Leb ensläufe mit oftmals er-
staunlichen Nachkriegskarrieren und üb er die fast
völlig au sgeblieb ene Strafverfolgung erst in den An-
fängen steht. D as Militärge schichtliche Forschungs-
amt zeigt daran kein Interesse .

Dr. Helmut Kramer ist Rich ter am Oberlandesge-
rich t a. D.

Für eine »strategische Neugestaltung«
Interview mit dem israelischen Friedensaktivisten Jeff Halper
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• A us welchem Grund haben Sie das »Israelische
Ko m itee gegen Hä userzerstörung« gegründet − gab
es ein Schlüsselerlebn is h ierfür?
� Ja und nein. Zunächst wuchs ich als Kind der 60 er
Jahre auf − wir waren damals die »Blumenkinder« .
Und die Sechziger waren sehr politisch . Auch ich
selb st, ich war immer links , ob in der B ewegung ge-
gen den Vietnam-Krieg o der in der Bürgerrechtsb e-
wegung . Und als ich sp äter nach Israel ging, hatte ich
keine romantischen Vorstellungen, sondern da war
mir b ewusst, d ass dort ein B esatzungsregime exis-
tierte . D e shalb war das erste , was ich in Israel tat, der
israelischen Friedensb ewegung b eizutreten . D ort
lernte ich dann übrigens auch meine Frau kennen −
schon in der ersten Wo che hab en wir uns b ei einer
politischen Veranstaltung getroffen . Ich war also
schon viele Jahre lang friedenspolitisch aktiv.

D en konkreten Au slö ser für die Gründung unse-
res »Komitee s gegen Häu serzerstörung« lieferte

dann die Wahl B enj amin Netanyahu s im Jahr 1 9 9 6 .
Dies ge schah auf Grundlage einer klaren Anti-Frie-
densprogrammatik und b eendete definitiv den is-
raelisch-palästinensischen Friedensprozess . Die B e-
satzung verstärkte sich daraufhin auf eine sehr bru-
tale Weise : Häu serzerstörungen, militärische Ein-
märsche , Israels Verweigerung eines Rückzuges
trotz der Vereinb arungen von O slo . Ein knappes

Jahr sp äter schlo ss sich eine Gruppe von »Linken«
zu sammen, um Widerstand gegen die B esatzung zu
leisten, weil diese ganz offensichtlich aufrechterhal-
ten werden sollte und Israel sich einer Zwei-Staaten-
Lö sung verweigerte . Netanyahu war also der au s-
schlaggeb ende Faktor.

Wir entschlo ssen uns , das Thema der Häu serzer-
störungen in den Mittelpunkt unserer Aktivitäten zu
stellen. Allerdings dauerte e s fast ein Jahr, bis wir
erstmals Augenzeuge einer Hau szerstörung wur-
den, da diese üblicherweise im Morgengrauen, still
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und heimlich durchgeführt wurden . Und b ei die ser
Gelegenheit hab e ich mich dann ganz spontan ent-
schlo ssen, mich dem Bulldozer entgegenzu stellen .
D a b egann mein Widerstand unter Einsatz meines
Körpers . D as charakterisierte im folgenden dann
den Modu s unserer Aktionen, nämlich ganz b o den-
ständig, gemeinsam mit den Palästinensern .
• Was dach ten Sie, als die amerikan ische Friedens-
aktivistin Rachel Cory während einer solchen Akti-
o n vo n einem israelischen Bulldozer zerquetsch t
wurde?
� Ich kannte sie bis d ahin gar nicht. Sie gehörte zur
internationalen Solidaritätsb ewegung und war vor-
her in Gaza. Wir waren allesamt äußerst empört üb er
die Tat, vor allem weil e s no ch nicht einmal eine Un-
tersuchung gab . Selb st die USA weigerten sich zu er-
mitteln . Mittlerweile kennen wir Rachels Familie
gut und arb eiten mit der Rachel-Cory-Stiftung zu-
sammen . Sie war eine sehr engagierte Persönlich-
keit und ihr To d wirklich ein großer Verlust. Heute
stellt sie ein sehr wirkungsmächtige s Symb ol dar.
• Ihr Tod ha t Sie demnach n ur noch in IhrerA uffas-
sung bestärkt, dass Sie m it Ihrem Engagemen t a uf
dem rich tigen Weg waren und sind?
� D as wu ssten wir natürlich immer schon. Ab er
man mu ss folgendes b edenken : Palästinenser ster-
b en ständig, oftmals ohne d ass üb erhaupt darüb er
b erichtet wird , und aus nichtigen Anlässen . Mal hat
einer die Anweisungen an einem Kontrollpo sten
nicht gehört und wird erscho ssen oder er hat Wider-
stand gegen die Zerstörung seines Hau se s geleistet.
Israelis und internationale Aktivisten dagegen ge-
nießen einen gewissen Schutz . Wir sind in gewisser
Weise privilegiert, insb esondere wenn wir jüdisch
sind . Sie können uns nicht einfach schlagen oder er-
schießen. Allerdings hat uns Rachel Corys Tod vor
Augen geführt, dass auch wir verwundb ar sind , dass
der Schutz nicht vollkommen ist. Wir hab en verstan-
den, d ass man sich wirklich entscheiden mu ss und
dass es sich keineswegs um ein Spiel handelt. E s han-
delt sich um eine S ache von Leb en und To d , und man
mu ss sich darüb er klar werden, ob man diesen Preis
wirklich zu zahlen b ereit ist.
• Worin besteh t das Ziel ihrer Aktivitä ten und wie
schä tzen Sie die Erfolgsa ussich ten ein ?
� Ich denke , unsere Arb eit ist schon sehr effektiv. In
Israel selb st werden wir zwar ignoriert − niemand
kennt uns , niemand spricht mit uns , weil wir nicht
zionistisch sind . Ab er wir sind Israelis und als solche
können wir uns b eispielsweise für den Fall, d ass die
Zwei-Staaten-Lö sung nicht funktioniert − und sie
wird nicht funktionieren, weil Israel selb st sie elimi-
niert hat − , die Ein-Staat-Lö sung vorstellen . Wir ha-
b en kein Problem damit, mit den Palästinensern zu-
sammenzuleb en und zu versuchen, eine multikultu-
relle Gesellschaft zu errichten . Allein schon diese
Idee b efördert uns zuhau se völlig ins Ab seits . Inter-
national dagegen arb eiten wir buchstäblich mit Tau-
senden von gesellschaftlichen, kirchlichen und poli-
tischen Organisationen zu sammen . Und ich denke ,
dass e s uns in den vergangenen Jahren erfolgreich
gelungen ist, unser Ziel zu einem zentralen, glob al
b edeutsamen Thema zu machen, genauso wie dies

zuvor mit der Anti-Ap artheid-Politik gegen Süd afri-
ka ge schehen war. D ab ei arb eiten wir keine swegs
au sschließlich mit zivilgesellschaftlichen Organisa-
tionen zu sammen, sondern auch mit Regierungen .
Und langsam fangen die Leute an zu b egreifen −
auch die US-Regierung . Unsere Stimme wird ver-
nommen, unsere Informationen werden b eachtet,
unsere Analysen gelesen und auch die Politiker hö-
ren uns zu . Selb st wenn man uns also in Israel nicht
anhört, so versuchen wir, das Intere sse der interna-
tionalen Gemeinschaft zu mobilisieren .
• Eine A rt dialektischer Prozess also, dergestalt
dass Ihr A nliegen a uf dem Weg über das A usland
schließlich nach Israelfindet?
� Genau , und am Ende fällt Netanyahu die Synthe se
auf den Kopf.
• Haben Sie eine kurzfristige Perspektive für den
Friedensprozess einerseits, und wie sieh t Ihre län-
gerfristige Visio n für eine da uerhafte Friedenslö-
sung andererseits a us?
� Nein, denn m . E . mu ss schon ganz am Anfang eine
wirkliche Friedenslö sung stehen. Die se mu ss ge-
recht und praktikab el sein . Und wenn es nicht die
Zwei-Staaten-Lö sung ist, dann mu ss e s eb en ein ge-
meinsamer Staat sein. Und wenn e s auch letzteres
nicht sein kann, dann gibt es d a immer no ch die Op-
tion für eine »Middle E ast Economic Confederation«
(Wirtschaftsgemeinschaft für den Mittleren O sten) .
• Nach dem Modell Europä ischen Un io n ?
� Ja, ab er nicht in Form der politischen Union von
heute , sondern mehr dergestalt, wie sich die EU vor
dreißig Jahren darstellte , also eher als eine Wirt-
schaftsgemeinschaft. Die ser sollten Israel, Palästina,

Jord anien, Syrien und Lib anon angehören . Dies
würde übrigens die vormals historische Einheit die-
ser Weltregion wiederherstellen. Ohnehin wäre Is-
rael-Palästina zu klein, um die Probleme wirklich b e-
wältigen zu können . D enn diese sind regional, egal
ob e s sich um d as Flüchtlingsproblem handelt o der
um die Frage der Wasserverteilung, um die wirt-
schaftliche Entwicklung oder die internationale Si-
cherheit. Auch wir leisten nicht nur Widerstand und
prote stieren, ganz im Gegenteil : Wir denken kre ativ
üb er den Tellerrand hinweg und versuchen, Ansätze 23
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D er israelische Professor Jeff H alper ist Vorsitzender
des »Israeli Committee Against House D emolitio ns«
(ICAHD) und wurde kürzlich in Freiburg mit dem
»Immanuel-Kant-Weltbürgerpreis« ausgezeichnet. Mit
ihm sprach Jürgen Ro se (Sprecher des Darmstädter
Signals) .

D as I sraelische Ko mitee gegen Häu serzerstörung ist
eine israelische Bürgerrechtsgruppe in Jerusalem, die
sich für die Rechte von Palästinensern in den be setz-
ten Gebieten einsetzt. Die H auptanliegen der Proteste
und gewaltfreien Aktionen der Gruppe sind das Auf-
zeigen von Menschenrechtsverletzungen, Verhinde-
rung vo n Häuserzerstörungen sowie deren Wieder-
aufb au und ein eigenständiger, gleichb erechtigter p a-
lästinensischer Staat. Gegründet wurde die O rganisa-
tion von Jeff Halper, einem ehemaligen Professor für
Anthropologie an der B en-Gurion-Universität. D as Ko-
mitee wird häufig durch ihn vertreten und unterhält
Büro s in den USA und Großbritannien . E s finanziert
sich aus Spenden und wird von der Europ äischen
Kommission unterstützt.
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für konstruktive Problemlö sungen zu entwickeln.
So scheint es für uns durchaus vorstellb ar, dass die
internationale Gemeinschaft Israel und den Palästi-
nensern sagt, dass es zehnJahre d auern werde , bis ei-
ne politische Lö sung gefunden sei, weil man zu-
nächst Vertrauen aufb auen und tragfähige Struktu-
ren schaffen mü sse . Entscheidend d ab ei ist freilich
die Garantie , dass am Ende eine Friedenslö sung
steht. Die Palästinenser dürfen nicht mit dem Gefühl
allein gelassen werden, dass d as Ergebnis offen
bleibt und sie , wie nach O slo , letztlich mit leeren
Händen d astehen könnten. E s braucht also einen
klaren Zeitrahmen und ein eindeutige s Endziel . Und
erst d ann, wenn schlu ssendlich eine politische Lö-
sung erreicht ist, kann man wirklich mit der Versöh-
nung b eginnen − man kann d as Pferd nicht von hin-
ten aufzäumen . Natürlich arb eiten wir auf freund-
schaftliche Weise mit p alästinensischen Gruppen
zu sammen, um die B esatzung zu b eenden, und oft
entstehen dab ei Freundschaften, ab er wir achten
darauf, d ass die Distanz erhalten bleibt. Wir wollen
unsere B eziehung nicht wirklich normalisieren, b e-
vor ein gerechter Frieden erreicht ist.
• Ihrepraktische A rbeit als Friedensaktivist basiert
a ufeinem Theorieansa tz, den Sie als Professor und
Wissenschaftlerform uliert haben und den Sie »Re-

fram ing« nennen. Wie m üssen wir uns diese »stra te-
gische Neugestaltung« vorstellen ?
� Zu allererst mü ssen wir erklären, warum die Welt-
gemeinschaft sich üb erhaupt für den israelisch-p a-
lästinensischen Konflikt, der j a nur einer von Tau-
senden ist, intere ssieren sollte . Hierfür b enötigen
wir einen Aufhänger, wie zum B eispiel die Frage der
Menschenrechte . Gerade Juden sind aufgrund ihrer
Traditionen hierfür sehr ansprechb ar. Unter einer
solchen Perspektive lässt sich d ann auch der Kon-
flikt zwischen Israelis und Palästinensern themati-
sieren . Unser »Reframing« b eruht in diesem Kontext
auf drei Punkten : Erstens ist der Konflikt politischer
Natur und kann d aher gelö st werden, wenn − ge-
stützt auf die Menschenrechte − b eide B evölkerun-
gen geschützt und ihre B edürfnisse ge stillt werden.
D agegen macht die Mystifizierung de s Konflikts als
»Zu sammenprall der Kulturen« eine Lö sung unmög-
lich . Zweitens existiert ein B esatzungsregime , das
für eine nicht-defensive Politik der Kontrolle des ge-
samten Territoriums zwischen der Mittelmeerkü ste
und dem Jordantal steht. Und drittens ist Israel der
Üb erlegene und als solcher verantwortlich für seine
Politik und seine Taten .
• Und wie stellt sich Ihr Refram ing-A nsa tz in Bezug
a ufDeutschland dar?
� In D eutschland fühlen sich die Menschen, gerade
die jüngeren, immer stärker verpflichtet, auf die Ein-
haltung der Menschenrechte zu achten. Die deut-
sche Außenpolitik dagegen schwankt zwischen
Schuldgefühlen für den Holo caust und Interessen-
verfolgung als wiedererstandene Weltmacht. Was in
meinen Augen fehlt, ist die Umsetzung der Lektio-
nen aus dem Holo cau st − insb esondere der ab solute
Vorrang für die Menschenrechte und das Völker-
recht − in der deutschen Außenpolitik. D as ist inde s-
sen von entscheidender B edeutung, denn solange

D eutschland die Unterstützung für die israelische
B esatzungspolitik mit der Sühne für den Holo cau st
verwechselt, bildet es ein Hindernis im nahö stli-
chen Konfliktlö sungsproze ss . Zwar hat sich
D eutschland zu einem verantwortlichen Akteur in
der internationalen Politik entwickelt und Israel von
B eginn an wichtige Hilfe geleistet − auch wenn es
mitunter viel zu hilfreich war, indem e s nukle arwaf-
fenfähige U-B oote dorthin lieferte .

D er aufrichtigste und b edeutsamste Akt der Buße
und Wiedergutmachung b estünde indessen darin,
Israel zu helfen, sich au s einem verhängnisvollen
Konflikt zu b efreien, der seine Sicherheit in zuneh-
mendem Au smaß b eeinträchtigt und Frieden mit
den Palästinensern zu schließen . D as j edoch erfor-
dert, dass D eutschland entschlo ssen, ab er konstruk-
tiv die Verletzungen der p alästinensischen Men-
schenrechte durch Israel anspricht. Israel selb st
muss seinen Proze ss der Wiedergutmachung näm-
lich no ch b eginnen, indem e s die Verantwortung für
die furchtb are Zerstörung der p alästinensischen
Gesellschaft und die fortd auernde B esatzung üb er-
nimmt, in deren Verlauf 2 4 . 0 0 0 Häu ser von unschul-
digen Menschen dem Erdb oden gleichgemacht
worden sind . Im Gegensatz d azu versucht Israel, auf
völkische Weise einen exklu siv jüdischen Staat in
ganz Palästina zu errichten und b egeht d ab ei stän-
dig Verbrechen der ethnischen S äub erung, der B e-
satzung, der Kriegführung und Unterdrückung, für
die wir dereinst selb st um Vergebung werden bitten
müssen. Wenn D eutschland wirklich ein b esonde-
res Verhältnis zu Israel hat, dann ist es aufgrund sei-
ner eigenen Vergangenheit einzigartig disponiert,
Israel von seiner eigenen völkischen Ideologie und
der B e satzung abzubringen. Entweder nimmt
D eutschland diese Verantwortung gegenüb er Israel
wahr oder es b egeht Verrat an seinen au s dem Holo-
cau st resultierenden Verpflichtungen, indem es
weiterhin Israels B esatzungspolitik zum Schaden
insb esondere der israelischen Juden unterstützt.

Israel selb st mu ss einen Schlu ssstrich unter den
Holo caust ziehen . In den Händen zynischer Politi-
ker, die ihn dazu gebrauchen, Israels eigene Unter-
drückungspolitik zu rechtfertigen und alle Kritik da-
ran im Keim zu ersticken, gerät d as Erb e de s Holo-
cau sts selb st in Gefahr, minimiert, entweiht und ver-
dreht zu werden . Wie Avraham Burg, der ehemalige
Sprecher der Knesset und Vorsitzende der Jewish
Agency in seinem kürzlich erschienenen Buch for-
mulierte : »D er Holocau st ist vorb ei : Wir mü ssen uns
au s seiner Asche erheb en« .
• Was meinen Sie dam it, wenn Siefordern, dass ein
Schlussstrich un ter den Holoca ust gezogen werden
sollte?
� Was e s heißt, einen Schlu ssstrich zu ziehen? Ich
meine damit, dass wir ein ganz normales Verhältnis
zueinander entwickeln mü ssen. Nicht gemeint ist,
dass wir d as Ge schehene vergessen sollten.
• Soll Normalisierung demnach bedeuten, dass
Deutschland Israel als einen ganz normalen Staa t
wiejeden anderen a uf der Welt behandeln sollte?
� Ja − nein, nein, es b edeutet etwas graduell ande-
res . E s b edeutet, dass D eutschland Israel helfen

*
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ser Konflikt eine glob ale B edeutung b e sitzt und es
im Interesse der Weltgemeinschaft liegt, sich d arum
zu kümmern . D as Resultat soll d arin b estehen, dass
die Staaten Druck auf Israel au süb en, einen wirkli-
chen Frieden mit den Palästinensern zu schließen .
Dies kann nämlich nicht in Israel selb st geschehen,
sondern mu ss von außen durchgesetzt werden . Isra-
el wird hierzu niemals freiwillig b ereit sein, es mu ss
dazu gepresst und gezwungen werden . Nur wenn
dieser Druck au sgeübt wird , kann Israel geholfen
werden, anderenfalls wird lediglich der Konflikt auf
ewig verlängert.
• Wir würden Sie die Pro tago n isten der derzeitigen
Koalitio nsregierung, Netanyah u, L iebermann und
Barak, beschreiben ?
� Alle politischen Parteien in Israel teilen dieselb e
Ideologie . D eren fund amentale D oktrin lautet, dass
die Arab er unsere ewigen Feinde sind . Nicht Ne-
tanyahu , sondern B arak verkündet d as j eden zwei-
ten Tag . »E s gibt e s keine politische Lö sung, die Ara-
b er trachten nach nichts anderem, als uns ins Meer
zu werfen, e s existiert kein Partner für den Frieden,
man kann den Arab ern nicht trauen« − all die se Paro-
len hat die israelische B evölkerung internalisiert
und auf diese Weise gelingt e s , d as gesamte Land zu
kontrollieren .

D emgegenüb er steht, d ass das israelische Volk
durchau s Frieden will . D as israelische Volk ist gegen
die B e satzung und die Siedlungspolitik. Ab er d as Mi-
litär, für das B arak steht, und die Rechte , für die Ne-
tanyahu steht, sie glaub en d as ge samte Land auf D au-
er kontrollieren zu mü ssen . Entweder au s nationa-
len Motiven − es ist »unser« Land − o der au s Sicher-
heitsgründen. Wie also lässt sich die Unterstützung
für die B e satzung herstellen, wenn die B evölkerung
diese eigentlich gar nicht will? Nun, dies ge schieht,
indem man ihr erklärt, dass sie von Feinden umge-
b en ist und d aher auf die Üb erwachung nicht ver-
zichten d arf. D enn selb st wenn der Feind sagen wür-
de , d ass er zum Frieden b ereit sei, könne und dürfe
man ihm nicht trauen, d a er nur darauf aus sei, Israel
in einen Hinterhalt zu locken . Die se Propagand a hat
die israelische B evölkerung komplett ohnmächtig
gemacht, denn wenn alle politischen Parteien so ar-
gumentieren − wen soll sie d ann wählen? Im Grunde
hat Israel fünf Likud-Parteien : die echte von Netan-
yahu , die von Lieb ermann, die Kadima Sharons , d azu
die religiö se Shaz und schließlich die Arb eitsp artei .
• Und deshalb bestand a uch keine Sch wierigkeit,
diese Koalitio n einzugehen ?
� Ja, de facto handelt e s sich um eine Regierung der
nationalen Einheit, deren Teilhab er sehr glücklich
miteinander sind . Die israelische Öffentlichkeit
ab er hat d ab ei keine Wahlalternative , da keine der
Parteien aufsteht und sagt: »Wir können Frieden
schließen, es gibt eine politische Lö sung, die Arab er
sind nicht unsere Feinde u sw. «
• Wie würden Sie das Verhältn is zwischen der is-
raelischen Bevölkerung und den Palästinensern be-
schreiben ? Welche Gefühle und Einstellungen exis-
tieren in A nbetrach t des vo n Ih nen erwäh n tenpoli-
tischen Zio n ism us? Gibt es so etwas wie einen subli-
men Rassism us?

mu ss , einen Statu s zu erreichen, in dem es normale
B eziehungen zu den arabischen Staaten, den Palästi-
nensern und allen anderen unterhält. Wir in Israel
mü ssen verstehen, dass wir Teil der Weltgemein-
schaft sein mü ssen . Und D eutschland mu ss Israel sa-
gen, dass es d as verstehen mu ss und nicht der Ty-
rann sein darf und derj enige , der immer ab seits
steht und fordert, b esonders b ehandelt zu werden .
D as erzeugt nämlich nur Ressentiments und Hass
b ei allen anderen .

D eutschland kann den Israelis sagen: Schaut her,
wir hab en alle s getan, unsere Schuld anzuerkennen
und zu b egleichen, j etzt ist d as letzte , was wir tun
können, euch zu helfen, Frieden mit den Palästinen-
sern zu schließen. Und anschließend , wenn Ihr nor-
male B eziehungen zu den Palästinensern und der
arabische Welt habt, d ann könnt Ihr auch normale
B eziehungen zu uns D eutschen und zu allen ande-
ren pflegen. Und das meint d ann wirklich einen
Schlu ssstrich : Jetzt sind wir Freunde , nun können
Deutschland und Israel alle möglichen Verbindun-
gen etablieren, und in diesem Sinne existiert dann
kein b e sondere s Verhältnis mehr.
• Bleibt am Ende dann noch Ra umfür ein beso nde-
res Verhältn is zwischen Deutschland und Israel?
� Ich glaub e nicht. Natürlich bleibt der Holocau st
Teil eurer Geschichte . Ab er der b etrifft ohnehin
nicht allein die Juden . Normalisierung als Teil des
Prozesse s der Wiedergutmachung heißt auch, das
Geschehene ge schehen sein zu lassen, und e s nicht
ständig dem anderen ins Gesicht zu schleudern .
D enn das geht d ann irgendwann nach hinten lo s .
Gerade die junge Generation reagiert d arauf sehr
ungehalten . Versöhnung meint also nicht Verges-
sen, sondern Normalisierung .
• Wenden wir uns der aktuellen Politik Israels zu.
Wie schä tzen Sie den Willen und die Fäh igkeit der

gegenwärtigen israelischen Regierung ein, m it den
Palästinensern bezieh ungsweise den A rabern zu ei-
ner da uerhaften Friedenslösung zu gelangen ?
� E s existiert nicht das geringste Interesse inner-
halb der Netanyahu-Regierung, Frieden mit den Pa-
lästinensern zu schließen. Israel ist ein Militärstaat.
In Wirklichkeit b e stimmt schon immer die Armee
die Politik und wurden die militärischen Führer zu
Politikern. Und die leb en mit der Vorstellung, die Pa-
lästinenser b esiegen zu können − b eziehungsweise
die »Arab er« , denn in Israel wird das Wort »Palästi-
nenser« nicht b enutzt. Zu die sem Zweck wird der
Holo cau st instrumentalisiert, werden die B eziehun-
gen zu den USA und der sehr einflu ssreichen jüdi-
schen Gemeinde in Europ a genutzt. Israel verfügt
üb er diese Re ssourcen und seine üb eraus starken
Streitkräfte . Hiermit übt es Kontrolle üb er d as ge-
samte Land au s , und zwar für immer. D aher kann Is-
rael einen Friedensproze ss bis zum S ankt-Nimmer-
leins-Tag hinau szögern, indem e s die Palästinenser
isoliert und mit j edem arabischen Land sep arate
Friedensvereinb arungen ab schließt. D as Kalkül lau-
tet : Wenn wir siegen können, warum sollten wir uns
dann zu einem Friedenskompromiss b equemen?

Für uns als Friedensorganisation folgt d arau s , in
die Welt hinau szugehen und klar zu machen, das die-



� Viel schlimmer noch . Die Israelis b enutzen den
B egriff »Palästinenser« nicht, und die »Arab er« sind
ganz einfach ein Nicht-Thema. E s ist so , als ob ich Sie
hier in D eutschland fragen würde : »Wie schätzen Sie
die Lage der B ergvölker in B irma ein?« Genauso weit
weg sind die Arab er für die israelische Gesellschaft.
Wir denken nicht an sie , wir sorgen uns nicht um sie ,
wir wissen nichts von ihnen und wir wollen auch
nichts von ihnen wissen − eb en ein Nicht-Thema.
Und d as macht es so schwer. Wenn die Israelis die
Arab er einfach hassen würden − ok, d as wäre we-
nigstens eine Gefühlsregung . Wenn wir Angst hät-
ten vor den Arab ern o der was immer − in Ordnung .
Ab er wenn sie niemanden kümmern, wenn nie-
mand an sie denkt, niemand sie fürchtet, niemand
sie mag o der nicht mag, wenn sie lediglich im Hin-
tergrund stehen, dann wird es unmöglich, einzug-
reifen .
• Meinen Sie ta tsächlich, dass die A raber als n ich t-
menschliche Wesen behandelt werden ?
� Nein, sie sind ganz einfach unsichtb ar, völlig b e-
deutungslo s . Wissen Sie , wir hab en da einen Witz in
der Friedensb ewegung und der lautet, dass die Ara-
b er, die Palästinenser und die West B ank genau so
dicht an Israel liegen wie Thailand . Tatsächlich j e-
doch sind sie weiter weg von Israel als Thailand , weil
nämlich viele Israelis nach Thailand fliegen können,
ab er niemand j emals in die We st B ank geht oder in
arabische Länder reist, weil die Israelis nämlich
nicht das geringste Interesse daran hab en . Die Ara-
b er stellen gewissermaßen völligen Neutren dar.
Und das verhindert j egliches Engagement. Sie sind
einfach total irrelevant. Und man kann niemanden
zwingen, sich für sie zu interessieren . Au s diesem
Grund wendet ICADH sich an d as Ausland .
• Wenden wir uns abschließend dem israelischen
Militär zu, das stets als »Selbstverteidigungskräfte«
bezeich net wird − oder m üsste man zutreffender
vo n »Besa tzungskräften« oder gar vo n »A ngriffs-
streitkräften« sprechen ?
� Nun, der ge samte Konflikt dreht sich um die Wort-
wahl . Die Sprache ist also äußerst wichtig . Wir b e-
nutzen b eispielsweise niemals den B egriff »B esat-
zung« . Wir sprechen nie von »Palästinensern« . An-
stelle von »We st B ank« nennen wir diese s Gebiet »Ju-
däa und S amaria« . Wir b enutzen niemals den Termi-
nu s » Siedlung« − wir sprechen von Gemeinden. Wir
reden auch nie von » Siedlern« . Zwei oder mehr Ge-
nerationen von Israelis sind d aran gewöhnt, von den
»jüdischen Gemeinden in Jud äa und S amaria, die
von Arab ern angegriffen werden« zu hören, ohne
politischen Kontext, ohne dass von B esatzung die
Rede ist. Nach demselb en Muster wurde Gaza prä-
sentiert: » Sie schießen in krimineller Weise mit Rake-
ten auf uns« . Wenn das also derart d argestellt wird ,
dann ist die Armee selb stverständlich eine Verteidi-
gungsarmee . D enn alle s , was Israel tut, ist Verteidi-
gung . Und das erscheint den Israelis plausib el . Wenn
nun Israel seine Streitkräfte als »B esatzungsarmee«
b ezeichnen würde , so würde das natürlich das Ver-
teidigungsargument untergrab en, d ann wäre es
nicht länger d as Opfer. Und das ist der springende
Punkt an dieser Stelle . Opfer zu sein, ist nämlich eine
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sehr wirkungsmächtige Rolle , denn ein Opfer kann
für das , was es tut, niemals verantwortlich gemacht
werden . Wenn es also gelingt, üb erwältigende mili-
tärische Stärke mit dem Statu s einer B e satzungs-
macht zu kombinieren und d ab ei keinerlei Verant-
wortlichkeit genügen zu mü ssen, dann ist d as groß-
artig .

Israel hat während seines letzten Einmarsches
Gaza zerstört und d ab ei an der Infrastruktur einen
geschätzten Schaden von anderthalb Milliarden D ol-
lar angerichtet. D anach gab es in Sharm el-Sheikh ei-
ne internationale Geb er-Konferenz . D ort hat S audi-
Arabien eine Milliarde D ollar an Hilfsgeldern zuge-
sagt, die USA 9 0 0 Millionen, sicherlich hat sich auch
D eutschland b eteiligt − ab er hat irgend j emand Isra-
el aufgefordert, auch nur einen einzigen Euro b eizu-
steuern? Nein, Israel blieb völlig außen vor, denn Is-
rael war j a d as Opfer. Gut, es gibt natürlich auch
noch die anderen Opfer, nämlich die Palästinenser,
das ist sehr traurig, ab er niemand dachte auch nur
im Traum daran, Israel zur Verantwortung zu zie-
hen. Und an die sem Punkt gewinnt Israel . Unser An-
liegen b esteht darin, genau die s zu ändern − das nen-
nen wir »Reframing« . D as b edeutet, eine Verände-
rung dahingehend herb eizuführen, dass Israel als
die üb erlegene Macht, die B e satzungsmacht mit ei-
ner starken Armee , wahrgenommen wird , die kei-
neswegs d as Opfer ist, sondern aktiv handelt. Und
wenn es uns gelingt, die Art und Weise , wie Israel
wahrgenommen wird , zu verändern, d ann kann
man Israel auch zur Rechenschaft ziehen . Und ge-
nau das erwarte ich von D eutschland . Wir wollen
nicht anti-israelisch sein, wir wollen Israel nicht dä-
monisieren, ich will nicht, d ass D eutschland ein
Feind Israels ist, ab er ich will, dass D eutschland Isra-
el für seine Handlungen verantwortlich macht, ge-
nau so wie D eutschland internationale Verantwor-
tung für seine Aktivitäten üb ernehmen mu ss . D as
b edeutet Normalisierung − das ist gut so . D enn wenn
Israel seitens der Weltgemeinschaft keine Grenzen
gezogen werden, so fürchte ich, d ass es schließlich
Selb stmord b egeht, weil niemand e s nämlich stoppt.
Niemand sagt zu Israel : »D as ist ab solut inakzepta-
b el« , b eispielsweise im Hinblick auf Gaza. Irgend-
wann könnte das Land isoliert d astehen, anstatt d ass
man es zurück auf den richtigen Pfad gebracht hat.
Irgendwann könnte Israel auf völlig intolerable Wei-
se durchdrehen und d ann voll gegen die Wand lau-
fen − und das wäre wirklich kein gute s Szenario .
• Denken Sie, dass der Frieden überha upt eine
Chance ha t, solange Israel die stärkste Militär-
mach t in der Regio n und die drittstärkste Nuklear-
mach t der Welt m it ungefähr 500 A to msprengköp-

fen ist? Wäre es nich t sinn voll, m it Rüstungsko n-
troll- und A brüstungsverhandlungen zu beginnen ?
� Mir scheint es wirklich schwierig, einen solchen
Proze ss in Gang zu bringen, b evor eine politische
Friedenslö sung existiert. In Israel selb st ist dies mit
Sicherheit ein Nicht-Thema. Israel argumentiert,
dass es seiner militärischen Stärke b edarf, weil es
von Feinden umgeb en ist − b eispielsweise dem Iran.
Ab er im Zuge einer politischen Friedenslö sung
muss man selb stverständlich auf eine D e-Militarisie-
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rung hinarb eiten, dies kann inde s nicht am Anfang
stehen .

Ich schreib e gerade ein Buch darüb er, was ich
das » Glob ale System der Pazifizierung« nenne , d arin
spielt Israel eine b edeutende Rolle . So ist Israel unter
anderem auch der fünfgrößte Rü stungsexporteur
weltweit, es exportiert mehr Waffen als China o der
Großbritannien . E s ist also ein üb erwältigend mäch-
tiges Land , und d as Problem b esteht darin, dass es
von die sen Waffen keine swegs in einer guten Weise
Gebrauch macht. B eispielsweise in Westafrika mit
seiner Diamantenindu strie , den Blut-Diamanten .
Auch in Kolumbien und Birma mischt Israel mit,
eb enso in China, was den Waffenhandel angeht.
Dies stellt eine b esondere Art von Sicherheitspolitik
dar, indem Israel seine Stärke auf dem Rü stungssek-
tor dazu nutzt, Unterstützung von anderen Ländern
zu erhalten . D as wiederum ist üb erhaupt kein för-
derlicher B eitrag zum glob alen Sicherheitssystem .
• Und was bedeutet es, dass Israel das Nuklearwaf-

fenmo nopol in der Regio n besitzt?
� No ch ist das der Fall, ab er Iran arb eitet daran, Pa-
kistan hat b ereits Kernwaffen, Ägypten b efindet
sich auf dem Weg dahin . Gleichwohl stellen Atom-
waffen ein glob ales Problem dar. E s handelt sich um
einen weltweiten Konflikt, nicht lediglich um einen
lokalen . Und d aher mu ss diese s Problem im Rahmen
eines glob alen Friedens gelö st werden .
• Lassen Sie m ich eine Frage stellen, die Ih nen als
Mitglied der Friedensbewegung vielleich t näher am
Herzen liegt. Es gibt m ittlerweile Dutzende vo n
Luftwaffenpilo ten bis h ina ufzum Brigadegeneral,
die sich geweigert haben, Luftangriffe in den besetz-
ten Gebieten zu fliegen, darüber h ina us Hunderte
vo n Heeressolda ten und -solda tinnen, die den
Dienst verweigerten. Welche Rolle spielen Ihrer Mei-
nung nach diese Deserteure und Kriegsdienstver-
weigerer a us Gewissensgründen in den Reihen der
israelischen Streitkräfte?

� Alle meine Kinder sind Kriegsdienstverweigerer,
j ede s von ihnen hat den Dienst in den Streitkräften
verweigert. Meine b eiden Söhne waren inhaftiert.
D as Thema ist sehr wichtig, nicht so sehr innerhalb
Israels , weil nur ein winziger Prozentsatz verwei-
gert. Im allgemeinen wollen die jungen Menschen
zum Militär gehen . Sie wollen in all die sen Einheiten
dienen, wo was lo s ist. Innerhalb Israels sind die Ver-
weigerer nicht so wichtig . Ihre wahre B edeutung b e-
steht ab er darin, d ass sie Israels Humanität am Leb en
erhalten . Wenn wir mit dem Prozess der Versöh-
nung b eginnen, brauchen wir diese jungen Leute ,
die sich dem Frieden wirklich verpflichtet fühlen
und d afür einen hohen Preis b ezahlt hab en . D as
wird sp äter noch von großer Wichtigkeit sein . Ab er
heutzutage , angesichts der in Israel vorherrschen-
den kriegerischen, militanten Po sitionen, sind sie
no ch nicht so relevant. Außerhalb Israels indes ist
diese Problematik sehr viel einflu ssreicher.
• Dennoch stellt das Rech t a ufKriegsdienstverwei-

gerung einfundamen tales Menschenrech t dar, wes-
halb es doch a uch in Israel selbst anzuerkennen ist,
nich t wahr?
� In der Tat, denn gemäß dem Völkerrecht mu ss in
der Verfassung eines j eden Staate s das Recht auf
Kriegsdienstverweigerung verankert sein . E s han-
delt sich also um ein Menschenrecht, nur nicht in Is-
rael . Im völligen Gegensatz d azu wurden in Israel in
den letzten Wo chen einige Aktivisten der B ewegung
»New Profile« verhaftet, einer B ewegung, die junge
Menschen dazu ermutigt, den Militärdienst zu ver-
weigern b eziehungsweise ihnen hilft, au s den Streit-
kräften herau szukommen . Diese Vorgänge illu strie-
ren den in Israel herrschenden Militarismu s . Auch
hierin zeigt sich erneut, dass Veränderungen un-
möglich sind , dass e s au ssichtslo s ist, Israel zu einer
normalen Haltung gegenüb er den Menschenrech-
ten zu b ewegen, solange der israelisch-p alästinensi-
sche Konflikt and auert.
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Manfred Pappenberger

Die Kehrseite der Medaille
Aspekte des neuen Bundeswehr-Ordens

it dem »Ehrenkreuz für Tapferkeit« wurden
am 6 . Juli 2 0 0 9 die vier Bundeswehrsold a-

ten Jan B erges , Alexander Dietzen, Markus Geist,
und Henry Lukacs von Bunde skanzlerin Angela Mer-
kel im B eisein von Verteidigungsminister Franz Jo-
sefJung (b eide CDU) au sgezeichnet. Sie hatten sich
im Oktob er 2 0 0 8 nach dem Anschlag eines Selb st-
mordattentäters um verletzte Kameraden und af-
ghanische Zivilisten unter Einsatz ihre s eigenen Le-
b ens gekümmert. Die se Männer brachten Mut und
Zivilcourage auf, ihr Verhalten ist ohne Zweifel
ethisch vorbildlich und verdient unser aller Re spekt
und Anerkennung − gerade auch weil e s in Uniform
geschah .

Die hö chste Au szeichnung, die in der Bundesre-
publik D eutschland für außergewöhnliche Leistun-
gen die ser Art verliehen wird , ist d as seit 1 9 5 1 vom
Bunde spräsidenten vergeb ene Bunde sverdienst-
kreuz .

Wenn hierfür nun eigens ein militärischer Orden
− das neu geschaffene »Ehrenkreuz für Tapferkeit« −
entwickelt wurde , so ist dies ein politischer Vor-
gang, der politisch b etrachtet und kritisch hinter-
fragt werden mu ss .

Auch wenn der Vorsitzende de s Bunde swehrver-
b andes , Ulrich Kirsch, b ei der Verleihung b etonte ,
dass die Bunde swehr in der D emokratie mit der
Wehrmacht nichts mehr am Hut hat, und der Wehr-
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b e auftragte Reinhold Robb e (SPD) die neue Tapfer-
keitsmedaille als Zeichen eines po sitiven Patriotis-
mus wertet, der nichts mit Heldenkult zu tun hab e ,
erinnert allein schon die äußere Form de s neuen Eh-
renkreuze s stark, für meine B egriffe zu stark, an das
sowohl im 1 . Weltkrieg ( 1 9 14 − 1 9 1 8) als auch im 2 .
Weltkrieg ( 1 9 39 − 1 9 45 ) verliehene Eiserne Kreuz .
Insb e sondere die Nationalsozialisten pflegten ei-
nen au sgeprägten Heldenkult, der mittels einer in-
flationären Vergab e von militärischen Orden und
Symb olen praktiziert wurde . B is 1 9 45 wurden unter
NS-Herrschaft rund 3 Millionen Eiserne Kreuze
2 . Klasse (EK II) und knapp eine halb e Million EK I
vergeb en . 1 9 39 stiftete Adolf Hitler das Ritterkreuz,
das im Verlauf des Kriege s mehrere Steigerungen
wie Eichenlaub , Schwerter und B rillanten erfuhr.

1 )

D as Ehrenkreuz für Tapferkeit, das 2 0 0 8 als Son-
derstufe für Handlungen eingeführt wurde , die
»weit üb er d as erwartete Maß an Tapferkeit im Rah-
men der Pflichterfüllung hinau sgehen« , ist nicht
mehr an eine Minde stdienstzeit gebunden und wur-
de auf Initiative von Verteidigungsminister Jung ins-
b e sondere für Sold atinnen und Soldaten in Au s-
land seinsätzen ge schaffen .

Auslandseinsätze der Bundeswehr

Etwa 7. 3 0 0 Soldatinnen und Soldaten sind nach Bun-
deswehrangab en zurzeit im Auslandseinsatz .

2)

Im
Oktob er 2 0 0 8 hat der D eutsche Bundestag d as Man-
dat für die Bundeswehr in Afghanistan bis D ezem-
b er 2 0 0 9 verlängert und die Mandatsob ergrenze um
ca. 1 . 0 0 0 Mann auf nunmehr 4 . 5 0 0 erhöht. Die Bun-
deswehr ist verantwortlich für die schnelle Eingreif-
truppe , Quick Re action Force (QRF) . D ab ei ist die
Bundeswehr im Rahmen der Internationalen Sicher-
heitsunterstützungstruppe Isaf (International Secu-
rity Assistance Force) Teil der insgesamt üb er
60 . 0 0 0 Sold atinnen und Soldaten au s 4 2 Staaten .

»D er Krieg in Afghanistan findet in der bunde s-
deutschen Öffentlichkeit nur statt, wenn es deut-
sche Opfer gibt« , so Andre as Heinemann-Grüder
vom B onner International Centre for Conversion, ei-
nem Friedensforschungsinstitut, und fügt hinzu : »In
D eutschland sehen wir eine weitgehende Entpoliti-
sierung der Disku ssion . «

3 )

Diese Entpolitisierung der afghanischen Realitä-
ten durch die offizielle Politik geht letztlich auf eine
Erkenntnis au s dem Vietnamkrieg zurück.

Die Macht der Bilder

D er Vietnamkrieg ging als Krieg der B ilder in die Ge-
schichte ein (»The Vietnam War was a Television
War«) . Die d amalige US-Regierung unter Präsident
Johnson prägte d as Bild eines kurzen, schmerzlo sen
militärischen Einsatzes , der als »amerikanische s En-
gagement in Vietnam« verharmlo st wurde . Im Glau-
b en an eine schnelle militärische Intervention b e-
fürwortete d as Gro s der Medien die US-Kriegspoli-
tik und unterstützte den von der US-Regierung vor-
gegeb enen Mytho s eines kurzen, insb e sondere sau-
b eren Krieges mit entsprechenden Nachrichten .

Trotz aller gegenteiligen Regierungsversprechen
stieg mit zunehmender D auer des Krieges auch die
Zahl der B ilder, die eine gänzlich andere Seite des
Krieges schonungslo s einer schockierten Öffent-
lichkeit präsentierten : verwundete Sold aten, lei-
chenüb ersäte Straßen und brennende D örfer. D as
Land , d as nach den Verlautb arungen des Präsiden-
ten von der US-Armee geschützt werden sollte , wur-
de verwü stet, zerb ombt, niedergebrannt und durch
den Einsatz des Entlaubungsmittels »Agent orange«
für kommende Generationen vergiftet. Die Macht
der öffentlichen Meinung, hervorgerufen durch die
Macht der B ilder, insb e sondere des Massenkommu-
nikationsmittels Fernsehen, hatten die Verlautb a-
rungen und Erklärungen der US-Regierung als
Wunschvorstellungen o der gar Lügen entlarvt. Die
Macht der B ilder war am Ende stärker als die Macht
der Regierung und des Militärs .

»Learning from Vietnam« war d ann auch die D evi-
se nach der zukünftig au s Kriegsgebieten b erichtet
wurde : E s sollten nur no ch B ilder in die Öffentlich-
keit gelangen, die zuvor von der militärischen Zen-
sur gefiltert worden waren.

D eshalb ist die Wahrheit das erste Opfer inner-
halb eines Krieges . 3 Und in der Tat sind im Afghani-
stankrieg, in dem auch die Bundeswehr Teil der In-
ternationalen Schutztruppe ist, erstaunliche Paralle-
len zum Vietnamkrieg anzutreffen .

Die Bundeswehr in Afghanistan

Seit Ende 2 0 0 1 sind Bundeswehrsold aten in Afgha-
nistan stationiert und seitdem wird das der bunde s-
republikanischen Öffentlichkeit von offizieller Sei-
te so verkauft, als sei die Bundeswehr ein b esseres
Technische s Hilfswerk, d as B runnen b ohrt und Stra-
ßen b aut, Leb ensmittel verteilt, WasserleitungenA

nt
i

m
ili

ta
ris

m
us

Ausgewählte Truppenkontingente der Isaf
Stand : Juni 2 0 09

Insgesamt 61 . 1 3 0 Soldatinnen und Soldaten aus 4 2 Staaten
Quelle : Isaf, in : Frankfurter Rund schau vom 2 3 . 07. 2 0 0 9 , S . 3

1 ) D as bundesdeutsche Ordensgesetz von 1 9 5 7 erlaub t d as Tragen des
Eisernen Kreuz aus dem Zweiten Weltkrieg nur ohne H akenkreuz
und mit dem Nachweis des ko rrekten Erwerb s .

2 ) Die Stärke der deutschen Einsatzko ntingente im Au sland b eträgt
zur Zeit : 4 . 1 5 0 (davon Frauen : 2 1 5 ) in Afghanistan (ISAF) , 2 . 14 0
( 1 60) im Ko sovo (KFOR) , 5 5 5 (2 6) am Horn von Afrika/Somalia
(OE F und ATALANTA) , 2 3 0 ( 1 5 ) vor der Kü ste Lib anons (UNIFIL) ,
1 3 0 (3 ) in B o snien und Herzegowina (ENFOR) und 3 2 (0) im Sud an.
D ie Zahlen sind gerundet und stellen eine »Momentaufnahme« dar,
d a die Tagesstärken geringfügig schwanken können . Quelle :
www. bundeswehr. de , Zugriff am 2 8 . 07. 2 0 0 9 .

3 ) Vgl . »E s ist Krieg − und keiner schaut hin . « In: taz vom 0 3 . 02 . 2 0 09 , S .
1 3 .
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legt, die medizinische Versorgung verb essert und
Polizisten au sbildet.

Obwohl seit vielen Jahren deutsche Soldaten b ei
Au sland seinsätzen verletzt, traumatisiert oder gar
getötet wurden, hat sie die Politik lange Zeit wie Ver-
kehrsopfer b ehandelt. Die Regierungsp arteien b e-
nutzten B egriffe wie »Friedensmission« , »Aufb auhil-
fe« , »Stabilisierungseinsatz« oder » (robu ster) Kampf-
einsatz« , ab er nie wurde d as , was deutsche Soldaten
im Ausland , insb esondere in Afghanistan tun, als das
b ezeichnet was e s ist: als Krieg ! Die s gilt sogar no ch
für die Mitte Juli 2 0 0 9 b egonnene , bislang größte
Militäraktion der Bunde swehr am Hinduku sch . Ob-
wohl erstmals schwere Waffensysteme wie Mörser
und Schützenp anzer vom Typ »Marder« zum Einsatz
kamen, sprach Bunde sverteidigungsminister Jung
b eharrlich von einem » Stabilisierungseinsatz« .

Diese Taktik der Verschleierung und Verharmlo-
sung zeigt sich auch in der noch bis vor kurzem gel-
tenden offiziellen Sprachregelung durch das Bun-
desministerium der Verteidigung . D anach ist die
Zahl der Soldaten, die an einem Po st-Traumatischen-
B elastungs-Syndrom (PTB S) erkrankt sind immer
nur in Relation zur Ge samtzahl der nach Afghanis-
tan entsandten Soldatin-
nen und Soldaten zu
nennen . Die Tatsache ,
dass nur b ei einem Pro-
zent der deutschen Sol-
daten im Au sland sein-
satz PTB S diagno stiziert
wurde , zeige , dass wir
im internationalen Ver-
gleich recht gut liegen .

4)

Natürlich kann man einen Flugzeugab sturz auch
als »dynamischen Höhenverlu st« o der eine Müllde-
ponie als »Entsorgungsp ark« b ezeichnen, mit einer
ehrlichen Informationspolitik hat d as nichts mehr
zu tun. Laut Wikipedia wird ein ab sichtlicher und
systematischer Versuch, Sichtweisen zu formen, Er-
kenntnisse zu manipulieren und Verhalten zu steu-
ern, zum Zwecke der Erzeugung einer vom Prop a-
gandisten erwünschten Re aktion als Propagand a
b ezeichnet. Die offizielle »Informationspolitik« der
Bunde sregierung ist die ser D efinition sehr nahe .

Mit der steigenden Zahl kranker, verletzter o der
getöteter Soldaten konnte d as Thema nicht länger
verschwiegen werden . E s sollte j edoch no ch bis zum
Oktob er 2 0 0 8 d auern, bis die Entwicklung in Afgha-
nistan dem deutschen Verteidigungsminister Franz
Jo sefJung erstmals abforderte , einen toten Bundes-
wehrsoldaten einen » Gefallenen« zu nennen . Jetzt
galt e s , neb en dem Ordenskult für Tapferkeit und
Heldentaten d as B edeutungsfeld zu erschließen, das
den To d » auf dem Schlachtfeld« ideologisch üb er-
höht. D er militärische Totenkult b ewirkt, dass j eder
» Gefallene« nicht umsonst gestorb en sei, d ass sein
Opfer Mahnung und Auftrag sei, den Krieg fortzu-
setzen .

Alle militärischen Ritu ale und offiziellen Ge-
denkzeremonien versuchen, der Sinnlo sigkeit des
To des einen höheren Sinn entgegenzu setzen . Sie
mü ssen deshalb insb esondere auf ihre kriegsför-
dernde Wirkung hinterfragt werden. »Jub el üb er mi-
litärische Schau spiele ist eine Reklame für den
nächsten Krieg . « (Kurt Tucholsky)

Ein weiteres markante s Zeichen hierfür ist das
Ehrenmal für die b ei Au sland seinsätzen gefallenen
Bunde swehrsoldatinnen und -soldaten, das im
B endler-Block, dem heutigen Amtssitz de s Verteidi-
gungsministers entsteht. (Das sog. Ehrenmal wurde
am 8. September 2009 und dam it nach der Abfas-
sung dieses A rtikels eingeweih t − A nm. d. Red.) Mili-
tärische Symb ole , gerade in einer Armee , die auf die
Wahrung und Verteidigung von Recht und Freiheit
abzielt (Angela Merkel) , b edürfen einer b esonderen
gesellschaftlichen Legitimation und einer breiten
gesellschaftspolitischen Disku ssion. D o ch die hat
im vorliegenden Fall nur unzureichend stattgefun-
den . Sollte das Ehrenmal für eine Parlamentsarmee
nicht b esser der Öffentlichkeit zugänglich am
Reichstag errichtet werden? Sollte es nur für Sold a-
ten oder auch für Polizisten, Zivilisten und Diploma-
ten sein?

Während die Politik versucht, die afghanische
Wirklichkeit zu verschleiern o der sprachlich/empi-
risch euphemistisch darzu stellen, b edurfte e s ein-
mal mehr der Macht der B ilder, um d as Thema ins öf-
fentliche B ewu sstsein zu bringen . D er Film »Will-
kommen zu Hau se« , der am 0 2 . Febru ar 2 0 0 9 in der
ARD au sgestrahlt wurde , brachte das Thema in die
gesellschaftliche Mitte .

6)

B ei der Verleihung der Ehrenkreuze im Bundes-
kanzleramt sagte Bunde skanzlerin Angela Merkel in
ihrer Rede , dass eine Armee im Einsatz eine solche
Au szeichnung wie das Ehrenkreuz der Bundeswehr
für Tapferkeit brauche .

In Wirklichkeit braucht eine Armee im Einsatz et-
was ganz andere s . Sie braucht eine rechtliche B asis ,
sie braucht eine gute Au sbildung und Au srü stung,
sie braucht eine gute medizinische , psychologische
und soziale Versorgung und sie braucht die Gewiss-
heit, für eine gerechte S ache zu kämpfen, b ei der alle
anderen nicht-militärischen Optionen au sgereizt
sind . Nur dann gibt e s in der Zivilge sellschaft den
entsprechenden Rückhalt.

Rechtliche Grundlagen

Die Bunde swehr ist Teil der Internationalen Sicher-
heitsunterstützungstruppe Isaf (International Secu-
rity Assistance Force) für Afghanistan . Die militäri-
sche Führung der Isaf-Truppen obliegt der Nato .
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Anzahl der PTBS-Fälle
deutscher Soldaten
in Afghanistan und b ei Au s-
land seinsätzen insgesamt

Quelle : Zahlen für Afghanistan :
Süddeutsche Zeitung v. 0 3 . 02 . 09 ;
Gesamtzahl : taz vom 0 4 . 02 . 09

5)

Afghanistan Gesamt

2 0 0 6 5 5 8 3
2 0 07 1 3 0 149
2 0 0 8 2 2 6 2 45

4) Vgl . » Geruch des To des . « In : Süddeutsche Zeitung vom 0 3 . 02 . 2 0 09
5 ) D er Vorsitzende des Bundeswehrverb and s, Ulrich Kirsch, schätzt

die Dunkelziffer aus verschiedenen Gründen sehr ho ch ein (bis zu
1 . 70 0) . Solange die p sychische Stabilität ein wichtiges Kriterium
für die Bundeswehrkarriere darstellt, werden viele Sold aten versu-

chen mit ihrem Trauma alleine fertig zu werden . Außerdem wollen
sie vo r ihren Kameraden nicht als »Weichei« gelten .

6) E s seien keine politischen Gründe au sschlaggeb end gewesen, den
Film »Willko mmen zu Hause« dreimal zu verschieben, versichern
die ARD-Verantwo rtlichen. B eim ersten Sendetermin gab es den
Uefa-Cup , b eim zweiten Versuch konkurrierte die US-Präsidenten-
wahl und zum dritten Termin lief H ape Kerkeling . D er Film war den
ARD-Verantwortlichen zu wichtig, um ihn im Kampf um die Quo-
ten zu opfern. D er Film wurde am 02 . 02 . 2 0 09 um 2 0 : 1 5 Uhr, zur bes-
ten Sendezeit, ausgestrahlt.
Manchmal b edarf es einer Fiktio n, eines Films , damit wir die Wirk-
lichkeit erkennen.
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schen Au sland seinsätze in den neunziger Jahren
sind 65 Tote , seit Gründung der Bundeswehr im Jah-
re 1 9 5 6 rund 2 . 60 0 Tote zu b eklagen .

9)

Leb ensversi-
cherungen weigern sich allerdings , im Kriegsfall zu
zahlen. B islang musste der Bund Hinterblieb enen
von im Krieg getöteten Soldaten in 2 1 Fällen eine
Entschädigung zahlen. Laut Sold atenversorgungsge-
setz erhält die Witwe eines in Afghanistan gefalle-
nen Soldaten einmalig 60 . 0 0 0 Euro .

Selb st der Wehrb eauftragte de s D eutschen Bun-
destage s , Reinhold Robb e , sieht in seinem Jahresb e-
richt Anzeichen für eine Unterversorgung der Trup-
pe , z .T. schlechte oder veraltete Gerätschaften, ver-
zögerte Lieferungen, bürokratische Vorschriften,
kurzsichtige Personalpolitik, willkürliche Risikover-
teilung und einen S anitätsdienst, der kurz vor dem
Zu sammenbruch steht.

1 0)

Die s lässt b ei den b etroffe-
nen Sold atinnen und Sold aten das Gefühl aufko m-
men, ganzen Einsatz leisten zu mü ssen, ab er nur
halbherzig vorb ereitet, ausgerü stet und versorgt zu
sein. Auch die B ehandlung von traumatisierten Sol-
daten geschieht nicht nach den neue sten wissen-
schaftlichen Erkenntnissen .

Posttraumatische Belastungsstörung

Po sttraumatische B elastungsstörung (PTB S) wird
ein Krankheitsbild genannt, das entsteht, wenn
Menschen mehr schrecklichen Erlebnissen au sge-
setzt sind , als sie psychisch verarb eiten können (frü-
her: »Kriegszitterer«) . E s sind die se B ilder, die die
Soldatinnen und Sold aten nicht mehr lo slassen . So
kann die Erinnerung durch den Geruch von gegrill-
tem Fleisch o der dem Splittern einer Flasche hervor-
gerufen werden und zu Panikattacken, Schweißau s-
brüchen bis hin zu D epre ssionen und Suizidhand-
lungen führen .

Nach einem B ericht der » Süddeutschen Zeitung«
vom 1 6 . Juli 2 0 0 9 kritisieren Psychiater die Erstver-
sorgung traumatisierter Sold aten . D anach wendet
die Bundeswehr immer noch d as CISM-Verfahren an
(Critical Incident Stre ss Management nach Jeffrey
Mitchell und George Everly) , d as mittlerweile unter
Psychiatern als üb erholt gilt. Nach dem CISM-Ver-
fahren sollen Opfer o der Augenzeugen eines trau-
matischen Ereignisses unmittelb ar nach diesem Er-
eignis in einer Gruppe ihren Emotionen freien Lauf
geb en . Diese s Gruppen-D ebriefing kann ab er b ei
vielen Menschen erst recht Wunden in die Seele
schlagen und zu Retraumatisierungen führen . Die-
ses Verfahren ist im b esten Fall wirkungslo s , manch-
mal schadet e s , so der Psychotraumatologe Willi Bu-
tollo von der Universität München, und Rob ert B e-
ring, Leitender Arzt des Zentrums für Psychotrau-
matologie des Alexianerkrankenhau ses in Krefeld
ergänzt: » Gruppengespräche nach einem potenziell
traumatisierenden Ereignis sind prinzipiell kon-
traindiziert. «

Seit Anfang der neunziger Jahre waren ca.
2 60 . 0 0 0 Soldatinnen und Sold aten der Bunde swehrA
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D er Einsatz erfolgt auf der Grundlage der Re solution
des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen vom 2 0 .
D ezemb er 2 0 0 1 . Am 2 2 . D ezemb er 2 0 0 1 stimmte
der D eutsche Bundestag dem Isaf-Einsatz der Bun-
deswehr zu . D amit ist der Afghanistan-Einsatz zwar
kein »Blauhelm-Einsatz« , im Gegensatz zum Irak-
Krieg ist die rechtliche B asis ist j edoch wesentlich
stärker.

Die USA und ihre Verbündeten hatten hingegen
den B e schluss de s UN-Sicherheitsrats erst gar nicht
abgewartet, sondern mit dem Afghanistan-Krieg mi-
litärisch auf die Terroranschläge vom 1 1 . Septemb er
2 0 0 1 reagiert.

Völkerrechtlich b edeutsam in diesem Zu sam-
menhang ist die Tatsache , d ass die Bunde srepublik
im Jahre 2 0 0 8 zwar erklärt hat, sich der obligatori-
schen Gerichtsb arkeit de s Internationalen Gerichts-
hofs (IGH) in D en Haag zu unterwerfen, allerdings
enthält die deutsche Anerkennungserklärung einen
doppelten Militär-Vorb ehalt. D er erste Vorb ehalt b e-
trifft insb e sondere Konflikte üb er die völkerrechtli-
che Zulässigkeit militärischer Einsätze der Bunde s-
wehr im Au sland . D amit kann D eutschland interna-
tional nicht verklagt werden, wenn es − wie 1 9 9 9 b ei
der Mitwirkung an den Nato-Luftangriffen auf Ser-
bien − dem Vorwurf au sgesetzt ist, gegen d as völker-
rechtliche Gewaltverb ot verstoßen zu hab en . Auch
wegen Verletzungen de s Kriegsvölkerrechts (u . a.
Genfer Konvention) durch die Bundeswehr will
sich D eutschland nicht vor dem IGH verantworten,
obwohl in Afghanistan eine hohe Zahl ziviler Opfer
zu b eklagen ist.

D er zweite Vorb ehalt umfasst die Nutzung deut-
schen Hoheitsgebiets durch andere Staaten, was z . B .
die Streitfrage aufwirft, inwieweit mit der Gewäh-
rung von Üb erflugrechten eine völkerrechtswidri-
ge Kriegsführung unterstützt würde .

Mit dem doppelten Militär-Vorb ehalt werden −
entgegen Art 2 4 Ab s . 3 GG − gerade diej enigen Kate-
gorien völkerrechtlicher Konflikte einer gerichtli-
chen Üb erprüfung entzogen, die in einer langen his-
torischen Entwicklung wesentliche Entstehungsb e-
dingung für die Schaffung de s IGH gewesen sind .

Die USA erkennen den IGH bis heute nicht an .
7)

Die Versorgung von Bundeswehr-Soldaten

Mit der Zunahme der E skalation in Afghanistan
nimmt auch die Zahl der verwundeten, traumatisier-
ten oder getöteten Soldaten zu , und mit der Zunah-
me der Opferzahlen wird das öffentliche Intere sse
am Au slandseinsatz der Bundeswehr in Afghanistan
stärker. D amit geraten die B edingungen, unter de-
nen der Einsatz geführt wird , verstärkt in den öffent-
lichen Foku s , und kritische Fragen nach Au sbildung
und Au srü stung sowie der Versorgung Verwunde-
ter, Traumatisierter o der gar Getöteter gewinnen an
B edeutung . 3 5 deutsche Soldaten und 3 deutsche
Polizisten sind bis Juli 2 0 09 b eim Afghanistan-Ein-
satz ums Leb en gekommen .

8)

Seit B eginn der deut-

7) Vgl . hierzu : D eisero th, Dieter: Kriegseinsätze ohne völkerrechtli-
che Kontrolle . In : Grundrechte-Report 2 0 0 9 , S . 2 09-2 1 3

8) Vgl . FR vom 2 3 . 07. 2 0 09 , S . 3

9) Vgl . Spiegel-online vom 0 5 . 0 2 . 2 0 07
1 0) Vgl . Jahresbericht 2 0 0 8 des Wehrbeauftragten Reinhold Robb e , S .

1 2 ff.
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b ei Au slandseinsätzen eingesetzt.
1 1 )

D a mutet es
reichlich spät an, wenn der Bundesverteidigungsmi-
nister nun ankündigt, in der Perspektive ein Kompe-
tenz- und Forschungszentrum zur B ehandlung von
PTB S in der Bunde swehr einzurichten . Auch der
Versuch der Bunde swehr, Soldaten mittels anony-
mer Telefon- und E-Mail-Angeb ote zum seelischen
Outing zu b ewegen, wie sie der Bundeswehrver-
b and in einem 1 7-Punkte-Programm schon seit üb er
einem Jahr fordert, hätte schon viel früher geschaf-
fen werden mü ssen .

D ab ei bleibt d as Problem der nicht erkannten Fäl-
le b estehen (Unterdiagno stik) , so lange p sychische
Stabilität ein entscheidendes Kriterium für die sol-
datische Karriere d arstellt. »Wenn man üb erlegt, wie
viele Leute seit 1 9 9 6 im Au slandseinsatz waren,
mu ss es eine Unzahl von unerkannten PTB S-Fällen in
D eutschland geb en« , warnt Hauptmann a. D . und
Gründer der PTB S-Selb sthilfegruppe »Skarab äus« ,
Heinz Sonnenstrahl, und warnt vor dem ersten
Amoklauf. «

1 2 )

Solche b efürchteten Gewaltexzesse
sind in den USA leider schon Realität geworden .
Zehn US-Soldaten, die im Irak-Krieg Furchtb ares er-
lebt hab en, sind in Colorado Springs wegen Mordes
und Vergewaltigung angeklagt. Nicht weil sie im
Krieg getötet hab en, sondern in den USA.

1 3 )

D er Zu sammenhang zwischen PTB S und Krimi-
nalität ist nun durch eine US-Studie b estätigt wor-
den . Die Studie zeigt, dass US-Sold aten mit PTB S
üb erdurchschnittlich häufig kriminell werden, so-
b ald sie wieder im Alltag angekommen sind .

1 4)

Gleichzeitig reicht die Diskriminierung von Sol-
daten mit PTB S und ihre Ab stempelung als Feigling
minde stens bis zum Ersten Weltkrieg zurück. Eine
B efreiung von der Front aufgrund dieser Störung
galt und gilt als unehrenhaft.

In der Bundeswehr mu ss de shalb ein Klima ge-
schaffen werden, in dem es kein Zeichen von Schwä-
che ist, sich helfen zu lassen .

Immerhin werden einmal diagno stizierte PTB S-
Fälle b ei der Bundeswehr mit Verfahren wie der kog-
nitiven Verhaltenstherapie b ehandelt. Diese , so b e-
scheinigen auch zivile Trauma-Experten, gelten als
fundiert. Allerdings sind derzeit in den Bundes-
wehrkrankenhäu sern nur gut die Hälfte der 4 0 Psy-
chiaterstellen b esetzt, so d ass Kap azitätsengpässe
drohen .

1 5 )

Kriegstraumata, (Militär-)Politik
und Zivilgesellschaft

Die Entstehung eine s PTB S hängt nicht nur von den
individuellen Kriegserlebnissen, den politischen
und militärischen Rahmenb edingungen de s Einsat-
zes ab , sondern in ganz entscheidender Weise auch
von den Reaktionen der Zivilgesellschaft.

Halbheiten, d as lehrt wiederum die amerikani-
sche Vietnam-Erfahrung, tragen selb st zur Verfe sti-

gung der PTB S-Symptomatik b ei .
1 6)

D as gilt sowohl
für die Politik, die für die leb ensb edrohlichen Fol-
gen ihrer eigenen Einsatzb e schlüsse nur halbherzig
einsteht, als auch für das Militär, d as mit Soldaten
wie mit Ersatzteilen umgeht, d as gilt ab er auch für
die Zivilge sellschaft, die sich nicht darum kümmert,
wie Soldaten au sgebildet, au sgerü stet und nach ih-
rer Rückkehr au s dem Krieg zu Hau se empfangen
werden . D as freundliche D esintere sse der Öffent-
lichkeit (Bundespräsident Horst Köhler) trägt ge-
nauso zur Verfe stigung des PTB S-Syndroms b ei wie
mangelnde Fürsorge o der kurzatmige Ordens- und
Sinnstiftungen .

1 7)

Für Klau s Naumann, Historiker am Hamburger
Institut für Sozialforschung, ist der Afghanistan-Ein-
satz zum Mu sterfall strukturellen Politikversagens
geworden . Er offenb art die Fehlleistungen und
Strukturdefizite der deutschen Sicherheitspolitik,
ihre B egründungsschwächen und die üb erzogenen
Ansprüche , den geringen Mitteleinsatz und die kurz-
atmigen Mandate , die realitätsfernen Aufträge mit
gravierenden Strategie- und Koordinationsmängeln
sowie das Missverhältnis zwischen den militäri-
schen und den zivilen Komponenten .

1 8)

Die man-
gelnde Einb ettung der Armee in die Gesellschaft
zeigt die massiven D efizite der Inneren Führung auf,
und Prof. Herfried Münkler, Politikwissenschaftler
an der B erliner Humb oldt-Universität, b eklagt in
diesem Zu sammenhang einen nachlässigen Um-
gang des Bunde stages mit » seiner Parlamentsar-
mee« .

1 9)

Egal ob man den Afghanistan-Einsatz b efürwor-
tet, oder ob man ihn ablehnt, es b e steht eine gesamt-
gesellschaftliche Verantwortung für die Folgeschä-
den − sowohl b ei den Einsatzsoldaten, als auch in
den Einsatzländern . In Afghanistan selb st ist die Zahl
der durch Kampfhandlungen getöteten Zivilisten
im Jahr 2 0 0 8 laut UN-Angab en um 4 0 Prozent auf
2 . 1 1 8 gestiegen . Nach Schätzungen unabhängiger
B eob achter wurden seit 2 0 0 1 etwa 1 9 . 0 0 0 Afgha-
nen, davon mehr als 1 1 . 0 0 0 Zivilisten getötet.

2 0)

Die
Zahl der zivilen Todesopfer gehört j edoch zu den
dunkelsten Kapiteln die ses Kriege s und ist seit j eher
Spielb all gegenseitiger Prop aganda. Während die
Isaf-Truppen so genannte Kollateralschäden gerne
verschweigen, hab en die Talib an ein großes Interes-
se an einer hohen Zahl ziviler Opfer, um Stimmung
gegen die » au sländischen B e satzer« zu machen .
D o ch egal, wie ho ch die tatsächliche Zahl der Opfer
auch ist, einen saub eren Krieg gibt e s nicht.

Nach Ansicht von Hans-Georg Ehrhart, Leiter des
Zentrums für Europ äische Friedens- und Sicher-
heitsstudien (Zeu s) am Institut für Friedensfor-
schung und Sicherheitspolitik an der Universität
Hamburg, hat sich d as Bild der Afghanen vom Isaf-
Einsatz kontinuierlich verschlechtert, und er warnt
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1 1 ) Vgl . »Merkel verleiht neuen Tapferkeitsorden. « In: Frankfurter All-
gemeine Zeitung vom 07. 07. 2 0 09 , S . 4

1 2 ) Vgl . »Insider warten auf den ersten Amoklauf. « In : Süddeutsche
Zeitung vo m 1 6 . 07. 2 0 09 , S . 1 6

1 3 ) Vgl . »Im Schatten des Kriegs . « In : Südd . Ztg. vo m 2 8 . 07. 2 0 09 , S . 2
1 4) Vgl . »To deskrieger mit To desangst« In : taz vom 0 1 ./0 2 . 0 8 . 2 0 09 , S . 3 .
1 5 ) Vgl . Jahresbericht 2 0 0 8 des Wehrb eauftragten, S . 4 6

1 6) Vgl . hierzu die Arbeiten des amerikanischen Psychiaters und PTB S-
Experten Jonathan Shay: Achill in Vietnam - Kampftrauma und Per-
sö nlichkeitsverlust und O dysseus in Amerika

1 7) Vgl . Naumann, Klau s : Kriegstrauma und Zivilgesellschaft. In : FR
vom 2 8 ./2 9 . 0 3 . 2 0 09 , S . 3 3

1 8) Vgl . Naumann, Klaus : Einsatz ohne Ziel? Die Politikbedürftigkeit
des Militärischen. Hamburg 2 0 0 8

1 9) Vgl . Münkler, Herfried : D ie missachtete Armee . In : Die Welt - Welt
online , 0 1 . 1 1 . 2 0 0 8 .

2 0) Vgl . »In ständiger Angst d avor« . In: FR vom 1 5 . 07. 2 0 09 S . 1 5 f.
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urch d as Bundeshau shaltsgesetz bzw. den
Bunde shau shalt werden die indirekten und

direkten Steuern aller deutschen Staatsangehörigen
auch für Rü stung und Militär verwendet. D as b e-
rührt d as Gewissen vieler Menschen, welche zum
Frieden fest entschlo ssen sind . Eine Gruppe aus
dem Netzwerk Friedenssteuer hat sich aufgemacht,
ihre verfassungsgarantierten Grundrechte einzufor-
dern . Sie hat am 1 6 . Februar 2 0 0 9 b eim Bunde sver-
fassungsgericht eine Verfassungsb e schwerde einge-
reicht, die sich gegen die Verwendung ihrer Steuern
für Rüstung und Militär durch den Hau shaltsplan
bzw. d as Hau shaltsgesetz wendet.

Hier wird diese Verfassungsb eschwerde kurz zu-
sammengefasst.

1 . Rechtsgrundlagen
D er Teil I des deutschen Grundgesetzes umfasst die
Grundrechte Artikel 1 bis 1 9 . Im Artikel 1 lautet der
Ab satz 3 : »Die nachfolgenden Grundrechte binden
Ge setzgebung, vollziehende Gewalt und Rechts-
sprechung als unmittelb ar geltende s Recht. « Kein
Ge setz d arf also den Grundrechten widersprechen .

D er Artikel 4 enthält das Grundrecht der Glau-
b ens-, Gewissens und B ekenntnisfreiheit sowie die
Kriegsdienstverweigerung . D er Art. 4 Ab s . 1 lautet:
»Die Freiheit de s Glaub ens , des Gewissens und die
Freiheit des weltanschaulichen B ekenntnisses sind
unverletzlich . « Wenn d as Hauhaltsge setz d as Grund-
recht der Gewissensfreiheit von Menschen verletzt,
indem es vorschreibt, dass ihre Steuern auch für mi-
litärische Gewaltpotenziale verwendet werden, ist
die ses demzufolge verfassungswidrig .

2 . Betroffenheit
Heute gibt die Welt täglich 2 , 6 Milliarden Euro Steu-
ergelder für Rüstung und Militär au s ; in der Bunde s-
republik D eutschland rund 3 0 Milliarden im Jahr.
Viele Menschen glaub en, sie zahlten keine Steuern,
weil sie Rentner, Hartz-IV-Empfänger, Alleinerzie-
hende , Au szubildende oder Studenten sind . D o ch
niemand ist au sgenommen, d a üb erall indirekte
Steuern stecken: in der Nahrung, in der Kleidung, in
der Wohnung, in der Energie in der Kommunikation
und im Reisen . D ie Staatseinnahmen au s indirekten
Steuern von der Energiesteuer bis zur Mehrwert-

steuer sind höher als die au s den direkten Einkom-
men- und Lohnsteuern . Im vergangenen 1 0-Jahre s-
durchschnitt zahlten die 8 2 , 4 Millionen Einwohner
D eutschlands kraft Hau shaltsgesetz pro Jahr für den
Militärhaushalt j e 2 0 0 Euro pro Jahr üb er die indi-
rekten Steuern und nur 14 8 Euro pro Jahr üb er die
direkten Steuern, insge samt 3 4 8 Euro im Jahr pro
Einwohner.

Durch die Verwendung ihrer Steuern kraft Hau s-
haltsge setz (Etat) für Rü stung und Militär sehen sich
die 1 0 B eschwerdeführer/innen und mehr als 75 0
Unterstützer/innen b etroffen. In einer allgemeinen
B etroffenheit und einer eindrucksvollen persönli-
chen B etroffenheit wird die Gewissensb elastung in
der B e schwerde schrift dargestellt.

1 )

3 . Grundrechtsverletzung
Nach Art. 4 Ab s . 1 GG ist j eder Mensch frei, nach sei-
nem Gewissen zu handeln, insoweit dies keine Rech-
te anderer verletzt. D er grund sätzlichen Steuerzah-
lungsplicht wird nicht widerspro chen . D o ch die
Verwendung der Steuern der B e schwerdeführer/in-
nen und Unterstützer/innen für Rüstung und Militär
durch d as Hau shaltsgesetz entgegen ihrem Gewis-
sen verletzt ihr Grundrecht der Gewissensfreiheit
nach Art. 4 GG . D as Militärsteuerproblem wurde
durch deutsche Gerichte als echtes Gewissensprob-
lem anerkannt.

2 )

4. Ursache der Grundrechtsverletzung
Hier wird der Ursache der Grundrechtsverletzung,
abgesehen von der Weiderb ewaffnung, welche b e-
reits Verfassungsrang hat, nachgegangen .

Entsteht sie also
a) durch d as Gewissen einer Minderheit (verirr-

te s Gewissen) ,
b) durch eine zwingende und unvermeidliche

Gemeinschaftsstruktur (nicht anders zu machen) ,
c) durch die allgemeine Steuerpflicht und die

Steuergesetze oder
d) durch das Hau shaltsgesetz , d as eine undiffe-

renzierte Steuerverwendung im Bundeshau shalts-
plan feststellt und in Kraft setzt?G
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1 ) Siehe www. netzwerk-friedenssteuer. de bei »Verfassungsb eschwer-
de«

2 ) FG Düsseldorf 14 K 8 2 3/8 5 AO , FG Nürnb erg V 1 8 3/9 2 , BVerfGe
2 BvR 479/9 2

Sepp Rottmayr

Grundrecht versus Herrschaftsmacht
Verfassungsbeschwerde gegen die Militärsteuer

davor, dass die Alliierten zunehmend als B e satzungs-
macht wahrgenommen werden .

2 1

)
Üb er den Sinn o der Unsinn der Auslandseinsätze

muss politisch diskutiert werden, wob ei diese Dis-
ku ssion nur gelingen kann, wenn sie frei von prop a-
gandistischer Kommunikation ist.

Manfred Pappen berger ist Dipl. -Pädagoge und
Dozen t für politische Bildung an der Zivildiensts-
sch ule Bad Staffelstein. In dem Beitrag vertritt er
a usschließlich seine persö nliche Mein ung.

2 1 ) Vgl . »E s ist Krieg − und keiner schaut hin . « In: taz vo m 0 2 . 02 . 09 , S . 1 3
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Ergebnis dieser Üb erlegungen ist, dass a) und c)
vorau sgesetzt werden mü ssen . Durch b) , die Ge-
meinschaftsstruktur, ist die Grundrechtsverletzung
nicht zwingend . Die im Rahmen der Verfassung än-
derb are Ursache der Grundrechtsverletzung liegt al-
so b ei d) , b ei der Steuerverwendung .

5 . Zeitpunkt der Verfassungsbeschwerde
Hier wird erläutert, warum die Verfassungsb e-
schwerde gegen d as Hau shaltsgesetzt nicht schon
viel früher eingereicht worden ist.

6. Stellungnahmen zu Begründungen bisheri-
ger Verfassungsbeschwerden
Veran twortlichkeit. Hier hab en die B eschwerdefüh-
rer/innen versucht, die Verantwortlichkeit für die
Steuerverwendung festzu stellen . Die Gerichte b ei
Militärsteuerproze ssen hielten immer wieder entge-
gen, dass die Politiker für die Verwendung verant-
wortlich seien und nicht der Steuerzahler. Diese äu-
ßerst problematische Einstellung wird hier wider-
legt. D a die Volksvertreter, weder von der Legislati-
ve , noch von der Exekutive für die Au swirkungen
der Gesetze , die sie machen, haften, kann die ser Per-
sonengruppe auch keine Verantwortlichkeit für die
Folgen zugewiesen werden . Alle Macht im Staate
geht vom Volke au s

3 )

. Die Verantwortung bleibt also
b eim Volk, d . h . b ei den Steuerzahlern . Sie sind e s , die
für die Verwendung der Steuergelder und für alle
Staatsschulden haften.

Ka usalitä t. In D eutschland wurde in S achen Mili-
tärsteuer bisher ca. 5 0 bis 70 mal gegen die Steuerer-
hebung gerichtlich geklagt. Alle Klagen wurden zu
Ungunsten der Kläger entschieden . Sie scheiterten
sowohl b ei der untersten Instanz, den Finanzgerich-
ten, wie auch b ei der nächsten Instanz , dem Bundes-
finanzhof. 4 bis 5 Kläger/innen reichten d arauf B e-
schwerde b eim Bundesverfassungsgericht ein . Die-
se wurden nicht angenommen . In allen Verfahren
und auch b ei der B egründung der Ablehnung der
Verfassungsb eschwerden wurde b ehauptet, dass
zwischen der Steuerzahlung und der Steuerverwen-
dung kein kau saler Zu sammenhang b estehe ; d aher
sei eine Verletzung des Gewissens unb egründet.

Wegen dieser B ehauptung sind die B e schwerde-
führer/innen auf diese Kau salität b esonders einge-
gangen und hab en eingehend b egründet, d ass diese
Kausalität b esteht.

4)

Auch Juristen, die sich b eson-
ders mit die sem Problem au seinandergesetzt hat-
ten, b estätigen diese Kau salität. E s gibt j a keinen
Zweifel, dass die für Rü stung und Militär verwende-
ten Steuern die Steuern der Menschen im Staat sind .
Würden keine Steuern gezahlt werden, wäre auch
kein militärische s Potenzial möglich .

7. Schlussbemerkung
In der Schlu ssb emerkung wird d arauf hingewie sen,
dass schon das Hau shaltsgesetz so ge staltet werden
könnte , dass auf Wunsch eine rein zivile Verwen-
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Gunkel, Markus: Der Kampf gegen die Rem ilitari-
sierung. Friedensbewegung in Hamburg 1950 bis
1955. Peter Lang, In terna tio naler Verlag der Wis-
senschaften. Frankfurt am Ma in 2009, 418 Seiten,
zahlreiche A bbildungen, gebunden, 64, 80 Euro,
ISBN 9 78-3-631-588 75-8
Im Mai 1 9 5 5 wurde die Bundesrepublik D eutsch-
land unter Bunde skanzler Konrad Adenauer (CDU)
Mitglied der Nato , die Zweiteilung D eutschlands
war damit endgültig vollzogen . Ein halb es Jahr sp ä-
ter, am 1 2 . Novemb er 1 9 5 5 , erhielten dann die ers-
ten Freiwilligen der Bunde swehr ihre Ernennungs-

Rezension

0 9
I / 2 0 0 6

Mir is t b ekannt, d as s ich dies e B estellung innerh alb de r folgende n zwei Wo che n ohne B egrün-
dung b ei Fo rum P azifis mus , Po s tfach 15 0 35 4 , 70 076 Stuttgart s chriftlich wide rrufen kann . Zur
Fris twahrung genügt die re chtze itige Ab s endung . D ies b es tätige ich mit meiner Unters chrift.

D atum Unte rs chrift

Förderab o I (3 0 €) Förderabo II (4 0 €)

Förderab o III * (5 0 €) Normalab o (2 0 €)

Ich mö chte das ermäßigte Ab o für DFG-VK-Mitglieder ( 1 8 €)
Meine Mitgliedsnummer lautet :

Ich mö chte das ermäßigte Ab o für B SV-Mitglieder ( 1 8 €)
Zu den genannte n Ab o p reis e n ko mmen j eweils 2 € für Po rto und Ve rp ackung hinzu .
* D as Fö rderab o II I b e inhalte t zus ätzlich den auto matis chen E rhalt einer CD-ROM mit dem

J ahre sinh alt im PDF-Fo rm at zum J ahres end e .

B LZ

Ich b ezahle b equem per B ankeinzug

B ank

(Organis atio n)

Vo rname

N ame

S traß e

PLZ/O rt

D atum/Unte rs chrift

Ko nto

Ja, ich möchte das Forum Pazifismu s-Ab o .
D ie B ezugsgebühr für e in volles Kale nd erj ahr

(4 H efte) b eträgt b eim No rm alab o 2 0 € zzgl . 2 €
für Po rto und Verp ackung; b e i B es tellung innerhalb

des l aufende n Kalende rj ahres e ntsp re che nd we nige r. D ie
B ezugsgebühre n j ewe ils b is zum Ende de s Kalende rj ahres s ind zu

B eginn de s B ezuges fällig, d an ach zu B eginn de s Kale nde rj ahre s . D as Ab o n-
ne me nt ve rl änge rt s ich auto m atis ch um ein weite re s Kale nde rj ahr, we nn nicht
j ewe ils b is zum 3 0 . 1 1 . s chriftlich e ine Kündigung zum J ahre s e nd e e rfolgt ist.

dung der Steuern möglich wäre . Viel eleganter
könnte die s ab er mit einem Zivilsteuergesetz nach
dem gutachtlich abgesicherten Konzept de s Netz-
werks Friedenssteuer erreicht werden .

Außerdem hab en die B e schwerdeführer/innen
darauf hingewiesen, d ass üb er 1 2 . 0 0 0 deutsche
Staatsangehörige durch ihre Unterschrift eine ge-
setzliche Regelung des Militärsteuerproblems gefor-
dert hab en . Die Unterschriften liegen b eim D eut-
schen Bunde stag .

Sepp Ro ttmayr ist Militärsteuerverweigerer a us
Gewissensgründen und Besch werdeführer der h ier
vorgestellten Verfassungsbesch werde. Er arbeitet
zum Thema Gewaltfreiheit und Gla uben.

3 ) Art. 2 0 GG
4) Tiedemann Paul : D as Recht der Steuerverweigerung au s Gewissen-

gründen, Hildesheim 1 9 9 1 , Georg Olms Verlag, S . 149 ff. , und Jan-
Pieter Nauj ok: Gewissensfreiheit und Steuerpflicht, B erlin 2 0 0 3 ,
WiKu-Verlag, S . 75



urkunden . Am 7. Juli 1 9 5 6 b e schlo ss der Bunde stag
schließlich die Einführung der allgemeinen Wehr-
pflicht für Männer ab 1 8 Jahren . Die hierzu notwen-
dige »Wehrergänzung« de s Grundge setzes war auch
von der Mehrheit der SPD-Parlamentarier mitgetra-
gen worden. Zum 1 . April 1 9 5 7 rückten die ersten
Wehrpflichtigen in die Kasernen ein .

Soweit ein p aar nüchterne D aten und Fakten, die
auf den ersten Blick leicht den Eindruck erwecken
können, die politischen Entscheidungen seien da-
mals vollkommen unproblematisch und einver-
nehmlich getroffen worden . Die Realität sah mitun-
ter anders aus . So gab es − trotz staatlicher Repressio-
nen, die entsprechende Handlungsmöglichkeiten
stark einschränkte − b ereits in den Jahren 1 9 5 0 er

Jahren eine außerp arlamentarische B ewegung, die
sich gegen die Wiederb ewaffnung der Bunde sre-
publik und die Einführung der allgemeinen Wehr-
pflicht aussprach und die se zu verhindern suchte .

In seinem Buch »D er Kampf gegen die Remilitari-
sierung« stellt der Historiker Marku s Gunkel die da-
maligen Ereignisse am B eispiel der »Friedensb ewe-
gung in Hamburg 1 9 5 0 bis 1 9 5 5 « vor. Die qu alitative
Mikro studie , der seine 2 0 0 8 der Universität Ham-
burg vorgelegte Dissertation zugrunde liegt, doku-
mentiert und analysiert au sführlich die Aktionsfor-
men und Phasen der Friedensb ewegung in der ers-
ten Hälfte der 1 9 5 0 er Jahre eb enso wie die Verfol-
gungsmaßnahmen von Seiten des Staates gegen die-
se soziale B ewegung . Wie der Autor zeigt, richtete
sich der Widerstand d ab ei vor allem gegen die Auf-

stellung neuer Streitkräfte für die junge , vom Krieg
gezeichnete Bundesrepublik.

In der D arstellung der außerp arlamentarischen
B ewegung gegen die Remilitarisierung unterschei-
det Marku s Gunkel zwei Phasen . D emnach wurde in
der ersten Phase der zunächst sehr breite Protest
durch zunehmende antikommunistische Prop agan-
da und staatliche Repression auf einen kleinen, im
We sentlichen kommunistischen Kern reduziert, der
üb er sich hinau s kaum noch mobilisierungsfähig
war ( 1 9 5 0 bis 1 9 5 4) . In einer zweiten Phase hab e das
Scheitern der EVG (Europäische Verteidigungsge-
meinschaft) und die kurzzeitige B ereitschaft der
SPD zu außerp arlamentarischen Aktivitäten zu ei-
nem erneuten Aufschwung außerp arlamentari-
scher Oppo sition geführt, die ab er nach der B e-
schlu ssfassung im Bunde stag üb er die Nato-Mit-
gliedschaft rasch in sich zusammengebro chen sei
( 1 9 5 4/ 5 5 ) . Zu sammenfassend hält der Autor fe st:
» Gemessen an ihrem Einflu ss auf die außen- und
wehrpolitischen Entscheidungen der Bunde sregie-
rung waren die außerp arlamentarischen B ewegun-
gen gegen die Remilitarisierung erfolglo s . Die Bun-
desregierung ließ sich in ihrem Vorhab en nicht b eir-
ren, das sie zunächst heimlich und d ann offen b e-
trieb« (S . 3 8 3 ) .

Marku s Gunkel b emerkt freilich zurecht, d ass
schon die Tatsache der B ewegung an sich − geme s-
sen an dem Anspruch der friedensb ewegten Akteu-
re , die Ge schichte nicht den Herrschenden zu üb er-
lassen − als Erfolg zu werten ist. Wörtlich führt er da-
zu au s : »In einem gesellschaftlichen Klima antikom-
munistischer Hetze und drohender juristischer Ver-
folgung denno ch seinen Prote st gegen die Pläne der
Regierenden üb er mehrere Jahre auf vielfältige Wei-
se artikuliert zu hab en, ist eine persönliche Leis-
tung, die gewürdigt werden sollte« (S . 3 8 5 ) . Entge-
gen den B eteuerungen von etablierter Seite hätten
die Akteure durch ihr Handeln offenb art, dass der
tatsächliche Gang der Geschichte nicht ohne Alter-
nativen war − auch wenn sie sich nicht durchsetzen
konnten . D ie s könne und mü sse , so das klare Plädo-
yer de s Autors , ein Ansporn für widerständiges Han-
deln in heutiger Zeit sein .

Ange sichts der Tatsache , d ass die vollständige
Niederlage der Gegner der Wiederb ewaffnung und
deren B ewegung weitgehend in Verge ssenheit ge-
rieten, hat Marku s Gunkel mit der vorliegenden Un-
tersuchung einen wichtigen B eitrag zur Grundla-
genforschung auf einem bislang stark vernachlässig-
ten Gebiet der Hamburger und bundesdeutschen
Geschichtsschreibung geleistet. Seine mit rund 5 0
Abbildungen b eziehungsweise D okumenten illu s-
trierte D arstellung b elegt zugleich, dass die Ge-
schichte der außerp arlamentarischen B ewegungen
in der Bundesrepublik D eutschland nicht erst − wie
es heute vielfach im Rückblick scheint − in den
1 9 60 er Jahren, sondern in der Nachkriegszeit b e-
gann . D em Buch ist eine weite Verbreitung zu wün-
schen, wob ei es insb e sondere in der schulischen
und außerschulischen Jugend- und Erwachsenen-
bildung vortrefflich eingesetzt werden kann .

Hubert Kolling
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